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Union ein in der Verfassung veranker-
tes Amtsgeheimnis. Im „Global Right 
to Information Ranking“ belegt Ös-
terreich unter 123 Nationen den vor-
letzten Platz. Das unterstreicht noch 
einmal die Wichtigkeit, Österreich im 
Sinne der Bürger_innen transparenter 
zu machen.

Wir müssen die Sümpfe aus Ab-
hängigkeitsverhältnissen und Freun-
derlwirtschaft trocken legen. Wir brau-
chen einen Paradigmenwechsel weg 
vom Amtsgeheimnis hin zu einem 
Informationsfreiheitsgesetz. Dieses 
sorgt dafür, dass wir freien Zugang zu 
allen Informationen staatlicher Stellen 
bekommen. Wir NEOS verstehen die 
Bürger_innen nicht als Bittsteller_in-
nen, sondern als Auftraggeber_innen 
der Politik.

 
Lösungen

Volle Transparenz bei den 
Parteifinanzen

Wir sagen dem politischen Filz 
den Kampf an. Wie die jüngsten Er-
eignisse zeigen (Stichwort: Ibiza-Vi-
deo), braucht es viel stärkere Kont-
rollen bei den Parteifinanzen. Dazu 
gehören scharfe Sanktionen bei der 
Überschreitung der Wahlkampf-

ANSTÄNDIGES 
ÖSTERREICH: 

MEHR CHANCEN DURCH
EINE RADIKALKUR DES
POLITISCHEN SYSTEMS

Herausforderungen

Politik, die im Dienst der Bürger_
innen steht, muss alles daran setzen, 
Korruption im staatlichen und staats-
nahen Bereich zurückzudrängen. 
Unter Korruption verstehen wir jeden 
Vorgang, bei dem eine Position für 
den eigenen Vorteil oder den Vorteil 
Dritter missbraucht wird. Sie lässt sich 
durch maximale Transparenz im Keim 
ersticken. Wir NEOS verstehen Politi-
ker_innen als Dienstleister_innen für 
die Anliegen der Bürger_innen. Wir 
sind die einzige Partei, für die völlige 
Transparenz im Umgang mit öffentli-
chen Mitteln seit Beginn eine Selbst-
verständlichkeit ist.

Die österreichische Realität sieht 
jedoch anders aus: Ein allumfassen-
der Parteienstaat hat überall Sümpfe 
struktureller Korruption entstehen 
lassen. Es zählt meistens nicht, was 
man kann, sondern wen man kennt. 
Der Aufholbedarf beim Thema Trans-
parenz ist offensichtlich: Österreich 
hat als letztes Land der Europäischen 

Verantwortung in der Politik

Abschaffung des 
Amtsgeheimnisses 
und umfassende 

Informationsfreiheit

Völlige Transparenz und freier 
Zugang zu allen Informationen staat-
licher Stellen ist das beste Mittel 
gegen Korruption und Steuergeld-
verschwendung. Echte Erneuerung 
ist nur möglich, wenn Österreich in 
Sachen Transparenz vom weltweiten 
Schlusslicht zum Musterschüler wird. 
Aus diesem Grund benötigt es eine 
Verpflichtung zur Veröffentlichung 
von allen Informationen allgemeinen 
Interesses und ein verfassungsgesetz-
lich gewährleistetes Recht auf Zugang 
zu diesen Informationen.

Volle Transparenz bei 
Auftragsvergaben des Staates

Sobald Auftragsvergaben des 
Staates unter den Augen der Öffent-
lichkeit stattfinden, werden Korrup-
tion und Verschwendung bei staat-
lichen Aufträgen der Vergangenheit 
angehören. Vorrangiges Ziel muss 
es sein, Beschaffungen im Sinne der 
Steuerzahler_innen zu möglichst 
wirtschaftlichen Konditionen für die 

kostenobergrenze, umfassende Ein-
sichtsrechte des Rechnungshofes in 
die Parteifinanzen, einen Straftatbe-
stand illegale Parteienfinanzierung 
und die Offenlegung der Einnahmen 
und Ausgaben aller nahestehenden 
Vereine und Vorfeldorganisationen 
in den Rechenschaftsberichten der 
Parteien. Zudem soll die Parteienför-
derung um die Hälfte gekürzt werden. 
Überflüssige, teure Versorgungspos-
ten, wie nicht amtsführende Stadträt_
innen und Vizebürgermeister_innen, 
gehören abgeschafft.

Eine Politik der Verantwortung be-
deutet für uns, dass Politiker_innen für 
die Folgen ihres Handelns einstehen. 
Die Vergangenheit beweist eindeutig, 
dass moralische Appelle nicht ausrei-
chen, um eine neue Verantwortungs-
kultur in der österreichischen Politik 
zu etablieren. Deshalb brauchen wir 
Regelungen, die die persönliche poli-
tische Haftung von Politiker_innen 
rechtlich festschreiben, beispielswei-
se im Zuge einer Organhaftungsklage 
durch den Rechnungshof. Zusätzlich 
braucht es für Abgeordnete Verschär-
fungen bei den Regeln für Amtsverlust. 
Wer der Korruption, Bestechlichkeit 
oder des Amtsmissbrauchs überführt 
wird, soll umgehend sein Amt nieder-
legen.
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Abhängigkeiten der unabhängigen 
Presse von der Politik erzeugt wer-
den. In einer freien und demokrati-
schen Gesellschaft muss die Presse-
förderung über unabhängige Stellen 
sichergestellt werden. Informationen 
der Regierung müssen auf unbedingt 
notwendige Mitteilungen an die Be-
völkerung unter Wahrung größtmög-
licher Effizienz beschränkt werden.

Reform und Verschlankung der 
Strukturen

Unsere Zukunft verlangt mutige 
Politiker_innen, die Verantwortung 
übernehmen und Österreichs ineffizi-
ente und leistungshemmende Struk-
turen an die neuen Umstände an-
passen. Der Bundesrat soll zugunsten 
eines starken Einkammerparlaments 
abgeschafft werden. Es braucht eine 
klare Verteilung der Kompetenzen 
zwischen Bund und Ländern ohne 
Doppelgleisigkeiten. Die Amtsperio-
den für Politiker_innen werden be-
grenzt. Gemeinden, Sozialversiche-
rungsträger und andere öffentliche 
Körperschaften werden zusammen-
gelegt. Der Finanzausgleich soll auf-
gaben- und leistungsorientiert funk-
tionieren und nicht nach veralteten 
Schlüsseln arbeiten. Länder und Ge-
meinden müssen durch Steuerauto-

öffentliche Hand abzuwickeln. Wir for-
dern daher die Veröffentlichung der 
Auftragsvergaben aller öffentlichen 
Stellen in einem online einsehbaren 
Register. Öffentliche Aufträge sollen 
erst ab dem Zeitpunkt Gültigkeit er-
halten, ab dem sie in der Vergabeda-
tenbank veröffentlicht wurden.

 
Transparentes und 

zweckorientiertes Förderwesen

Durch eine Transparenzdaten-
bank inkl. Sanktionsmöglichkeit soll 
Freunderlwirtschaft unterbunden und 
Doppelgleisigkeit schneller erkannt 
werden. Zusätzlich würde eine allge-
meine Angleichung des Förderniveaus 
an den EU-Durchschnitt jährlich vier 
Mrd Euro einsparen. Außerdem muss 
auch hier unnötige Bürokratie abge-
baut werden. In Deutschland gibt es 
für die E-Mobilität drei Förderstellen, 
in Österreich sind es  23.

Volle Transparenz bei Inseraten 
und Medienkooperationen

Die überbordende Regierungs-
werbung ist nicht nur eine schamlose 
Verschwendung von Steuergeld. Sie 
ist auch ein medien- und demokra-
tiepolitisches Problem, da so starke 

nomie selbst Verantwortung für ihre 
Einnahmen tragen.

Direkte Demokratie stärken

Wir setzen uns für einen schritt-
weisen Ausbau der direkten Demokra-
tie ein. Damit kann sich die Bevölke-
rung mit ihren neuen demokratischen 
Mitteln sowie der damit verbunde-
nen Verantwortung vertraut machen. 
Schritte sollen zuerst auf Gemeinde- 
und Landesebene gesetzt werden. 
Schließlich soll auf Bundesebene 
eine verpflichtende Volksabstimmung 
stattfinden, wenn ein Volksbegehren 
von 10% der wahlberechtigten Bür-
ger_innen unterschrieben wurde. 
Sollte sich dieses Modell bewähren, 
ist eine schrittweise Senkung der Pro-
zent-Hürde für eine verpflichtende 
Volksabstimmung vorstellbar.
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durch die beste 
Bildung für alle
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antwortlich neue Wege einzuschla-
gen, bleibt unter der obrigkeitsorien-
tierten staatlichen Schulverwaltung 
minimal.

Die Schule soll unsere Kinder auf 
die Herausforderungen einer sich 
permanent verändernden Welt vor-
bereiten. Sie sollen sich darin zurecht-
finden und handlungsfähig sein. Der 
Fächerkanon ist allerdings nicht an 
die neuen Herausforderungen ange-
passt. Der Lehrplan ist hoffnungslos 
überladen und veraltet. Zukunfts-
weisende Felder wie die Digitalisie-
rung oder innovatives Denken sind 
nicht ausreichend abgebildet. Auch 
dem Thema Umwelt wird im Lehr-
plan nicht der erforderliche Platz ein-
geräumt. Der Klimawandel ist eine 
immense Herausforderung. Genera-
tionengerechte Umweltpolitik funk-
tioniert nur mit nachhaltigen Maß-
nahmen. Der Klimawandel betrifft vor 
allem junge Menschen ganz massiv, 
denn immerhin müssen sie in Zukunft 
in einer Welt leben, die wir Erwachse-
ne ihnen hinterlassen. Daher gilt es, 
dem eigenständigen Engagement vie-
ler junger Menschen im Kampf gegen 
den Klimawandel bildungspolitisch 
entgegenzukommen und dieses The-

CLEVERES ÖSTERREICH:
MEHR CHANCEN DURCH DIE 
BESTE BILDUNG FÜR ALLE

Herausforderungen

Bildungspolitik wird in Österreich 
immer noch als Partei- und Machtpoli-
tik begriffen. Der Fokus gilt einzig dem 
Erhalt und Ausbau der eigenen Pfrün-
de und Privilegien. Das bringt den Bil-
dungsstandort Österreich zunehmend 
in Bedrängnis. Strukturelle Versäum-
nisse und das Fehlen klarer Entwick-
lungsstrategien für die Zukunft erge-
ben eine gefährliche Mischung.

Momentan werden Lehrer_innen 
in der Ausübung ihres Berufes um-
fassend reglementiert und mitunter 
parteipolitisch beeinflusst. Wir wollen 
mehr Wertschätzung für die Rolle der 
Lehrperson. Seit Jahrzehnten schei-
tert die dringend notwendige Weiter-
entwicklung der Schulen an den ewig 
gleichen ideologischen Machtkämp-
fen.

Für die Jüngsten gibt es noch 
immer viel zu wenige Kinderbetreu-
ungsplätze. Insbesondere für Ein- bis 
Dreijährige fehlen flächendeckende 
Angebote in altersgerechter Qualität. 
Der Spielraum der Schulen, selbstver-

gelingenden Schule stehen die Kinder 
und Jugendlichen, ein differenziertes 
Berufsverständnis der Pädagog_in-
nen und mehr Freiheit und Verant-
wortung. Das Lehramtsstudium soll 
dafür mit einem vielschichtigen Auf-
nahmeverfahren ausgestattet wer-
den. Dieses zielt verstärkt auf soziale 
Kompetenzen ab. Um die bestmög-
lichen Expert_innen aus der Praxis 
zu gewinnen, bedarf es eines flexible-
ren Gehaltssystems, das sich an den 
branchenüblichen Gehaltsniveaus 
orientieren kann. In Zusammenarbeit 
mit dem AMS sollen Wege eröffnet 
werden, die ermöglichen, dass man 
aus dem Lehrer_innenberuf besser 
als bisher in andere Berufe umsteigen 
kann. Berufliche Veränderung darf 
nicht als Scheitern verstanden wer-
den und der Eintritt in den Lehrer_in-
nenberuf nicht als Einbahnstraße. Das 
Lehrer_innendienstrecht ist zudem 
weder zeitgemäß noch funktional. 
NEOS stehen für die Einführung eines 
bundesweiten Rahmenkollektivver-
trages für alle Mitarbeiter_innen (nicht 
nur Lehrer_innen) an den Schulen.

ma entsprechend im Bildungssystem 
zu verankern.

Auch Österreichs Universitäten 
stehen vor großen Herausforderun-
gen. Sie müssen eine ständig steigen-
de Anzahl an Studierenden aufneh-
men, obwohl die finanziellen Mittel 
nicht im selben Ausmaß ansteigen. 
Das zieht natürlich Probleme in der 
Organisation, Lehre und Forschung 
nach sich. Die Studienbedingungen 
und die Betreuung der Studieren-
den werden immer mangelhafter. Wir 
können uns nicht mehr mit Notmaß-
nahmen, wie immer mehr Zugangs-
beschränkungen, zufriedengeben. Es 
braucht eine ganzheitliche Lösung, 
die alle Bereiche umfasst, damit wir 
im Wettbewerb um die besten Köpfe 
mitspielen können. Der Forschungs-
standort Österreich muss abgesichert 
und wir müssen wieder zum Innova-
tion Leader werden.

 
Lösungen

Lehrer_in zum wichtigsten Job 
der Republik machen

Lehrer_innen sind „Bildungsex-
pert_innen der Praxis“, die eigenver-
antwortlich Entscheidungen treffen 
sollen und müssen. Im Zentrum einer 



16 17

Volle Autonomie für eine 
mündige Schule

Wer mündige Menschen will, 
braucht eine mündige Schule. Wir 
wollen den Schulleitungen sowie den 
Pädagog_innen die Freiheit und Ver-
antwortung zur eigenen Umsetzung 
und Gestaltung geben. Die Politik 
soll sich auf verlässliche rechtliche 
und finanzielle Rahmenbedingungen 
konzentrieren. Wir verlangen die volle 
personelle, finanzielle und pädagogi-
sche Autonomie. Pädagogische Auto-
nomie bedeutet, dass es entlang dem 
Motto „gemeinsames Ziel, vielfältige 
Wege“ einen einheitlichen Rahmen 
für alle Schulen gibt. Die Schulen 
haben die Möglichkeit, eigene päd-
agogische und didaktische Wege zu 
gehen und praxistaugliche Antworten 
für die jeweiligen Herausforderungen 
zu finden. Ziel ist die „Mittlere Reife“. 
Sie definiert, was Jugendliche mit 15 
können sollen. Finanzielle Autono-
mie bringt die freie Schulwahl ohne 
Schulgeld. Privatschulen erhalten die 
gleiche Finanzierung wie öffentliche, 
solange sie sich zur Gemeinnützig-
keit verpflichten und kein Schulgeld 
verlangen. Jeder Schulstandort be-
kommt sein eigenes Budget in Form 
einer Pro-Kopf- Finanzierung. Wir 
fördern die chancengerechte gesell-

Volle Aufmerksamkeit 
für die Kleinsten in der 

Elementarpädagogik und 
Volksschule

In keiner Altersstufe kann gute, 
aufmerksame Betreuung durch Pä-
dagog_innen mehr bewirken als im 
Kleinkindalter. In diesem Alter wird 
die Basis für spätere schulische und 
berufliche Erfolge gelegt. Durch hohe 
Qualität im Kindergarten können wir 
sicherstellen, dass alle Kinder die 
Grundlagen für ein gelingendes Le-
ben voller Chancen bekommen. Wie 
gut Kindergarten und andere ele-
mentarpädagogische Einrichtungen 
diese Verantwortung erfüllen, hängt 
wesentlich von der Ausbildung der 
Pädagog_innen und der Gruppengrö-
ße ab. Leider ist Österreich in beiden 
Aspekten im europäischen Vergleich 
ein Nachzügler. Im Kern benötigen 
wir einheitliche Qualitätsstandards für 
alle Kinderkrippen und Kindergärten, 
eine Reform der Aus- und Weiterbil-
dung der Pädagog_innen und einen 
neuen Zugang zum Thema Sprachför-
derung.

steht den Schulen für maßgeschnei-
derte Konzepte zur Verfügung. Wir 
trauen den Expert_innen vor Ort zu, 
dass sie die besten Lösungen selbst 
finden.

Den Lehrplan fit für das 21. 
Jahrhundert machen

Für die mündige Schule des 21. 
Jahrhunderts müssen wir die Lehr-
pläne entrümpeln und unsere Schul-
fächer neu denken. Es braucht fä-
cherübergreifende Projekte, die 
unterschiedliche Phänomene des 
Lebens untersuchen und dabei die 
klassischen Schulfächer verknüpfen. 
Finnland geht hier bereits mit gutem 
Beispiel voran. NEOS wollen einen 
gesamtgesellschaftlichen Dialogpro-
zess starten, um gemeinsam festle-
gen zu können, welche Kompetenzen 
Jugendliche mit 15 Jahren haben 
sollten. Zusätzlich müssen wir klären, 
welche zeitgemäßen Fächer wir brau-
chen: von Digitalisierung, über unter-
nehmerisches Denken bis hin zur Kri-
tikfähigkeit.

schaftliche Durchmischung an Schu-
len mit zusätzlichen finanziellen Mit-
teln („Chancenbonus“) und stärken 
periphere Schulstandorte.

Personelle Autonomie legt die 
Auswahl und Führung des Personals 
in die Verantwortung der Schulleitung. 
Diese ist als Führungskraft neu zu den-
ken und wird maßgeblich durch Mit-
sprache des Schulgemeinschaftsaus-
schusses vor Ort auf Zeit bestellt. Die 
Anstellung der Pädagog_innen erfolgt 
direkt an der Schule bzw. der Träger-
organisation.

Chancenbonus für die 
Schwächsten und Besten

Als kurzfristige Maßnahme ist es 
notwendig, allen Schulstandorten 
finanzielle Mittel zur Verfügung zu 
stellen. Die kriterienbezogene Finan-
zierung dient der Erreichung definier-
ter gesellschaftspolitischer Ziele, ins-
besondere der gelingenden sozialen 
Durchmischung der Schülerpopula-
tion, nachhaltiger Integrationsarbeit 
und der Chancengerechtigkeit für 
Schulstandorte außerhalb von Bal-
lungsgebieten. Die Höhe dieses zu-
sätzlichen Budgets wird anhand des 
Bildungshintergrundes der Eltern der 
Schüler_innen berechnet. Dieses Geld 
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innen müssen lernen, sich eine sach-
kundige eigene Meinung aus der Flut 
an jederzeit abrufbaren Informationen 
zu bilden. Künftig sollen in Prüfungen 
moderne Konzepte wie „Open Book 
Tests“ oder internetfähige Geräte zum 
Einsatz kommen dürfen.

Umweltbildung in der Schule 
stärken

Nachhaltiges und umweltfreund-
liches Handeln setzt Wissen voraus. 
Wissen und dahingehende Kompeten-
zen müssen dementsprechend selbst-
verständlich bereits in der Schule ver-
mittelt werden. Hier braucht es einen 
noch stärkeren Fokus und mehr An-
strengungen. Wir schlagen daher ein 
Maßnahmenpaket vor, das aus umfas-
sender Implementierung der Themen 
Klimagerechtigkeit, Umweltschutz 
und Nachhaltigkeit sowohl in der Leh-
rerausbildung, als auch in der Lehrer-
fortbildung besteht. Umweltschutz 
ist auch im schulischen Kontext eine 
dauerhafte Herausforderung. Es sollte 
daher eine_n speziell ausgebildete_n 
Umweltbeauftragte_n an jeder Schule 
geben, die/der am Standort Projekte 
forciert und in der Betriebspraxis der 
Schule relevante Bereiche identifiziert 
und als Ansprechpartner_in für Ver-
besserungen dient. Zudem soll eine 

Digitale Kompetenz für unsere 
Kinder

In unserer Gesellschaft zeigt sich 
die Digitalisierung auf allen Ebenen. 
Momentan kann das Bildungssystem 
mit den rapiden Entwicklungen nicht 
mithalten. Wir begreifen die Digita-
lisierung als Chance, ohne ihre Risi-
ken zu übersehen. Themen wie „Fake 
News“ oder Cybermobbing müssen 
als mögliche Gefahren ernst genom-
men und thematisiert werden. Der 
kritische Umgang mit Software und 
Information ist ein wichtiges Rüst-
zeug für die Informationsgesellschaft. 
Es braucht sowohl die technischen 
als auch die inhaltlichen Fähigkeiten, 
Medien verantwortungsvoll zu nutzen. 
Die Anpassung der Ausstattung der 
Schulen ist für die Digitalisierung nur 
eine von vielen notwendigen Voraus-
setzungen. Die pädagogische Sinnhaf-
tigkeit von innovativen Lernmethoden 
und das Vermitteln von redaktionel-
len Kompetenzen müssen immer im 
Vordergrund stehen. Es reicht nicht, 
Schulbücher einfach durch Tablets 
zu ersetzen. Es braucht ganzheitliche 
Konzepte für den Unterricht der Zu-
kunft. Wir fordern zusätzlich einen Fo-
kus auf Medienkompetenz in diversen 
Testungen, Bildungsstandards sowie 
der Zentralmatura. Unsere Schüler_

In Zukunft soll es in jedem Lehr-
beruf die Möglichkeit geben, diesen 
auch mit Matura abzuschließen. Als 
Vorbild für dieses neue Modell dienen 
die berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulen (BMHS), in denen 
es stets eine dreijährige Schule ohne 
Matura und eine fünfjährige Schule 
mit Matura gibt. Wer Lehrabschluss-
prüfung, Matura und Meisterprüfung 
erfolgreich absolviert hat, soll außer-
dem einen Bachelortitel verliehen be-
kommen, vorausgesetzt der Umfang 
der Ausbildung und der anrechenba-
ren Berufspraxis erlauben dies nach 
dem Bologna System. Anschließend 
ist der Weg zu einem Master geöffnet. 
Außerdem treten wir für die finanzielle 
Gleichstellung von beruflicher Höher-
bildung mit akademischer Bildung 
ein. Wie die Ausbildung von Ärzt_in-
nen und Jurist_innen sollen auch die 
Meisterkurse aus öffentlichen Mitteln 
finanziert werden.

Qualitätsoffensive an den 
Hochschulen

An den österreichischen Hoch-
schulen fehlt es an allen Ecken und 
Enden an Geld. NEOS arbeiten an 
Spitzenunis für alle! Eine kapazitäts-
orientierte Studienplatzfinanzierung 
soll den Universitäten Planungssi-

österreichweit koordinierte Projekt-
woche „Umwelt“ in allen Schulen im-
plementiert werden. Ziel ist es, einen 
gemeinsamen Fokus auf das Thema 
Umweltschutz und Nachhaltigkeit zu 
legen. In diesem Rahmen sollen auch 
Schulen voneinander lernen und in 
gemeinsame Projekte gehen können.

Lehre aufwerten

Die Lehre als praxisnahe, kombi-
nierte Ausbildung im Betrieb und in 
der Berufsschule ermöglicht vielen 
Jugendlichen einen erfolgreichen 
Eintritt ins Berufsleben. Nach wie vor 
ist ein Studium höher angesehen als 
ein Lehrberuf. NEOS sehen die Leh-
re als hochwertige Berufsausbildung 
für junge Menschen und als Kernele-
ment für den Wirtschaftsstandort Ös-
terreich. Die Lehre soll – noch besser 
als bisher – „anschlussfähig“ sein. Es 
muss möglich sein, in einen anderen 
Beruf umzusteigen, ein Studium zu 
beginnen oder unmittelbar im erlern-
ten Beruf tätig zu werden. Es soll ein 
umfassendes Modulsystem für alle 
Lehrberufe eingeführt werden. Dieses 
erleichtert den Umstieg in andere Be-
rufe, da nur fehlende Module absol-
viert werden müssen und keine kom-
plette Ausbildung.
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ist heutzutage in den seltensten Fällen 
ausreichend. Lebenslanges Weiter-
bilden dient nicht nur ökonomischen 
Zielen, sondern verbessert auch die 
persönliche Zufriedenheit, Gesund-
heit und soziale Integration. Der Staat 
legt leider ein reaktives Verhalten am 
Arbeitsmarkt an den Tag. Ein Großteil 
des für Aus- und Weiterbildungsgeld 
veranschlagten Budgets kommt erst 
zu tragen, wenn man arbeitslos ist. 
Das derzeitige System gibt geringqua-
lifizierten Personen nur unzureichen-
de Impulse zur Weiterbildung. Hinzu 
kommt ein Förderdschungel, den 
niemand mehr überblickt. Wir wollen 
einen proaktiven Erwachsenenbil-
dungsansatz umsetzen. Dazu braucht 
es das Chancenkonto LELA 5000. 
Das funktioniert wie ein persönliches 
Bankkonto. Über einen Zeitraum von 
fünf Jahren kann man bis zu 5.000 
Euro gefördert ansparen. Diese an-
gesparten Beträge können dann bei 
Ö-Cert zertifizierten Bildungseinrich-
tungen eingelöst werden. Ö-Cert des-
halb, um eine hohe Qualität der Wei-
terbildung sicher stellen zu können. 
Das Chancenkonto existiert jeweils für 
fünf Jahre. Wird in dieser Zeit keine In-
vestition in Weiterbildung getätigt, so 
verfallen die staatlichen Co- Investitio-
nen. So soll ein Anreiz gesetzt werden, 

cherheit geben und Entwicklungs-
möglichkeiten schaffen. Das wird den 
Hochschulstandort Österreich ins-
gesamt noch leistungsfähiger und at-
traktiver machen. Als Beitrag der Stu-
dierenden sehen wir das Modell von 
nachgelagerten Studiengebühren: 
Vorfinanziert durch den Staat, werden 
sie ab einer gewissen Verdienstsum-
me über einen längeren Zeitraum zu-
rückbezahlt. Die Ausfinanzierung der 
Hochschulen ist zwar vorrangig die 
Aufgabe des Staates, mehr private In-
vestition in Bildung und nachgelager-
te Studiengebühren stellen aber eine 
faire finanzielle Ergänzung und ein 
großes Potential für mehr Qualität im 
Studium dar. Gleichzeitig ist das ös-
terreichische Studienbeihilfensystem 
chronisch unterfinanziert. Es darf aber 
niemand aus finanziellen Gründen 
vom Studium ferngehalten werden. 
Damit ein chancengerechter Zugang 
zu den Hochschulen möglich ist, ist 
ein zügiger Ausbau des Beihilfensys-
tems notwendig.

Lebenslanges Flügelheben – ein 
Bildungskonto für alle

Die Situation am Arbeitsmarkt än-
dert sich in immer kürzer werdenden 
Abständen. Eine Erstausbildung, die 
für das gesamte Erwerbsleben dient, 

Studienplatzfinanzierung und faire 
Zugangsbeschränkungen zu überlas-
sen. Das ist notwendig, um die öster-
reichischen Hochschulen zukunftsfit 
zu machen und die Qualität der Stu-
dienbedingungen zu erhöhen.

Drittmitteloffensive für 
Hochschulen

Neben der ausreichenden öffent-
lichen Basisfinanzierung der Hoch-
schulen gewinnt der Bereich Dritt-
mittel zusehends an Bedeutung. Im 
internationalen Vergleich liegt Öster-
reich hier weit zurück, was sich nach-
teilig auf die Attraktivität des Stand-
orts auswirkt. Wir fordern einerseits 
offensive Schritte, wie etwa wirksa-
me steuerliche Begünstigungen der 
Zuwendungen an Hochschulen, um 
diesen Rückstand aufzuholen. Ande-
rerseits ein Transparenzmodell wie an 
den Schweizer Hochschulen, das die 
Herkunft von Drittmitteln, die Offenle-
gung von Zusatzfunktionen von Leh-
renden und Forschenden, sowie die 
Offenlegung externer Finanzierung 
von Instituten, Departments und Stif-
tungsprofessuren klar regelt.

 

regelmäßige Weiterbildungsangebote 
in Anspruch zu nehmen.

 
Grundlagenforschung stärken

Österreich hat Nachholbedarf in 
der Förderung der Grundlagenfor-
schung. Die ausreichende Dotierung 
kompetitiv vergebener Forschungs-
mittel ist wesentlich, um den Hoch-
schul- und Forschungsstandort Öster-
reich zu sichern und für Forschende 
attraktiv zu halten. Dem Wissen-
schaftsfonds FWF kommt hier in der 
Förderung der Grundlagenforschung 
die zentrale Bedeutung zu. Um im 
Rennen um die besten Köpfe wett-
bewerbsfähig zu sein, ist eine Budge-
tierung des Wissenschaftsfonds mit 
mindestens 300 Mio Euro pro Jahr 
notwendig. Das neue Forschungsfi-
nanzierungsgesetz muss diese Not-
wendigkeit berücksichtigen.

Hochschulautonomie stärken

Die österreichischen Hochschulen 
können nur dann beste Studienqua-
lität anbieten, wenn sie weitgehend 
frei über ihre Schwerpunktsetzungen 
und ihre Profilbildung entscheiden 
können. Daher muss es das Ziel sein, 
den Hochschulen selbst die Autono-
mie über eine kapazitätsorientierte 
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sprechend der gesteigerten Lebens-
erwartung - länger zu arbeiten bzw. 
länger arbeiten zu können und Alters-
armut verhindert.

Das österreichische Gesundheits-
system steht nicht viel besser da. Das 
System ist zu wenig ausgelegt auf Prä-
vention, intransparent, zersplittert 
und dadurch ineffektiv. Diese Unzu-
länglichkeiten wirken sich negativ auf 
wesentliche Ergebnisindikatoren aus: 
Beispiele dafür sind eine geringe Zahl 
an gesunden Lebensjahren und sin-
kende Zufriedenheit mit den Leistun-
gen.

Die Spitalsbettendichte ist über-
durchschnittlich hoch, der Anteil der 
Primärversorgung (niedergelassene 
Ärzt_innen, Pfleger_innen, Thera-
peut_innen), die für die rasche und 
wohnortnahe Versorgung zuständig 
sind, im europäischen Vergleich er-
schreckend niedrig.

Die Wahlmöglichkeiten in Berei-
chen, wo es sinnvoll ist, ist massiv ein-
geschränkt. So können im Pflichtkam-
mern-geprägten Kassensystem die 
Versicherten weder ihre Krankenkasse 
frei wählen noch über ihre Versicher-
tenvertreter_innen, den Krankenkas-
sen, direkt abstimmen. Das Gesund-

GERECHTES ÖSTERREICH:
MEHR CHANCEN DURCH 

GENERATIONENGERECHTIG-
KEIT IM GESUNDHEITS- 

UND PENSIONSBEREICH

Herausforderungen

Die Entwicklungen im Pensions-
system sind besorgniserregend: Die 
1. Pensionssäule (gesetzliches Pen-
sionssystem) wird nicht gänzlich 
wegbrechen. Die Beiträge decken die 
Pensionsausgaben jedoch bei Weitem 
nicht, der Bundes- Steuerzuschuss 
(„Bundesbeitrag“) ins Pensionssys-
tem nimmt immer weiter zu. Trotz 
wirtschaftlich guter Lage sind das 
momentan ca. 20 Mrd Euro, die zu-
geschossen werden müssen. Die stei-
gende Lebenserwartung wird nicht 
berücksichtigt und von einer nachhal-
tigen Konzeption entsprechend der 
demographischen Entwicklung kann 
keine Rede sein.

Unser Pensionssystem hat durch 
die letzten Reformen ein paar Schritte 
in die richtige Richtung gemacht. Wir 
stehen allerdings noch vor einem wei-
ten Marsch und uns läuft die Zeit da-
von. Ziel muss es sein, ein beitragsge-
decktes Pensionssystem zu schaffen. 
Ein System, das Anreize setzt - ent-

dination fehlt. Dies schädigt den Sport 
nachhaltig und wird immer mehr Ver-
eine in ihrer Existenz bedrohen. Hofft 
man auf eine Förderung, stellt sich 
der Prozess für kleinere Förderneh-
mer_innen als kompliziert und un-
durchsichtig dar. Zudem werden die 
vorhandenen Gelder durch die feh-
lende Trennung von Fördergeber und 
-empfänger unfair verteilt.

 
Lösungen

Pensionsharmonisierung 
umsetzen

Das Pensionsharmonisierungsge-
setz 2005 muss umgehend umgesetzt 
werden. Alle Menschen in diesem 
Land haben – bei gleicher Leistung 
– Anspruch auf die gleiche Pension. 
Besonders die Länder müssen die 
vom Bund bereits umgesetzten Maß-
nahmen bei den Beamtenpensionen 
übernehmen.

Pensionswahrheit (Pensions-
automatismus) schaffen

Um Pensionswahrheit zu schaf-
fen, ist ein Pensionsautomatismus 
nach schwedischem Vorbild (ABM) 
erforderlich. Der ABM vergleicht die 
Aktiva des Pensionssystems (aktuel-

heitssystem ist zudem sehr stark auf 
die Ärzt_innenschaft konzentriert, 
wodurch dieses zunehmend unter 
Leistungsdruck gerät. Die Potentiale 
anderer Gesundheitsberufe wie Apo-
theker_innen und Pfleger_innen wer-
den hingegen noch nicht voll genutzt.

 
Das Thema Sport spielt für das 

Gesundheitssystem auch eine Rolle: 
Regelmäßige Bewegung steigert das 
persönliche Wohlbefinden, die Lern-
fähigkeit und die Gesundheit des 
Einzelnen. Mehr aktive Sportler_in-
nen bedeuten weniger Krankenstän-
de und somit weniger Kosten für das 
Gesundheitssystem. Das Ausmaß der 
Bedeutung die Bewegung, Ernährung 
und unsere Fitness hat, ist vielen Men-
schen aber nicht bewusst. Der Grund-
stein dafür wird schon in jungem Alter 
gesetzt. Pädagog_innen werden aller-
dings nicht ausreichend ausgebildet, 
um Bewegung in den Alltag von Kin-
dern und Jugendlichen zu integrieren. 
Im Turnunterricht fehlt das Lehren von 
Basisbewegungen und Grundkennt-
nissen in verschiedenen Sportarten.

Bereits existierende Sportstätten 
sowie Sporthallen bei Ausbildungs-
stätten werden oft nicht zur Gänze 
ausgelastet, da die Kooperation mit 
Vereinen und die übergreifende Koor-
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erhöht sich die Pension bei einem 
späteren Beginn.

Betriebliche und private 
Pensionsvorsorge stärken

Die zweite Pensionssäule (be-
triebliche Pensionsvorsoge) und dritte 
Pensionssäule (private Vorsorge) sind 
in Österreich noch vergleichsweise 
schwach ausgeprägt. Aktuell fließen 
1,53% des Bruttolohns in Form eines 
Arbeitgeberbeitrags in die „Vorsorge-
kassen“. Mögliche Erweiterung der 
Beitragsregelung: 3% Arbeitgeber-
beitrag obligatorisch, 6% steuerfreier 
Arbeitnehmerbeitrag optional. Auch 
die private Pensionsvorsorge („Prä-
mienbegünstigte Zukunftsvorsorge“) 
muss attraktiver werden, zum Beispiel 
durch starke Sparanreize oder eine Er-
weiterung der Anlagemodelle.

Automatisches 
Pensionssplitting einführen

Bei Eltern soll für die Zeit der 
Kindererziehung bis zum zehnten 
Lebensjahr (optional bis zum 15. Le-
bensjahr) des Kindes automatisch ein 
Pensionssplitting gelten, sofern die 
Eltern sich nicht einvernehmlich da-
gegen entscheiden. Die

 

le und zukünftige Einzahlungen) mit 
den Passiva (aktuelle und zukünfti-
ge Pensionszahlungen). Ziel ist, dass 
Aktiva und Passiva im Gleichgewicht 
sind. Wenn die Aktiva größer sind als 
die Passiva, dann ist das System lang-
fristig finanzierbar und man hat sogar 
noch einen Überschuss. Sollten die 
Passiva größer sein, sind Maßnahmen 
(Änderung der Aufwertungsfaktoren, 
geringere Pensionsanpassung, Aus-
gleich durch Pufferfonds, ...) erforder-
lich, um das Gleichgewicht wiederher-
zustellen.

Berücksichtigung der 
Lebenserwartung

In die Berechnung der Pensions-
höhe soll künftig die Entwicklung der 
Lebenserwartung als Automatismus 
aufgenommen werden. Durch die ein-
malige Festlegung eines „Pensions-
referenz-Antrittsalters“ entfällt die 
laufende Diskussion um ein Anheben 
des Pensionsalters und schafft damit 
auch Anreize für späteren Pensions-
antritt. Der Pensionsantritt kann von 
jedem/r individuell zwischen 61 und 
69 erfolgen. Jeder frühere Pensions-
antritt oder jede Verlängerung der 
Lebenserwartung führt zu einer länge-
ren Zahlungsdauer und damit zu einer 
geringeren Startpension. Umgekehrt 

diesen werden Mehrarbeitszeiten an-
gespart. Die Konsumation dieser Zeit 
kann z.B. durch Auszahlung erfolgen 
oder etwa durch Verwendung für die 
betriebliche Altersversorgung. Ferner 
gibt es die Option auch erfolgsabhän-
gige Boni auf das Konto einzuzahlen. 
In Summe wären dann sogar nam-
hafte Abfertigungszahlungen möglich 
(siehe Bridging).

Ruhestandsversetzungen 
eindämmen

Im Beamt_innenbereich bzw. im 
Bereich der definitiv gestellten ÖBB-
Bediensteten sind die Pensionen 
einerseits relativ hoch und anderer-
seits gibt es zahlreiche vorzeitige Ru-
hestandsversetzungen, insbesondere 
wegen dauernder Dienstunfähigkeit 
(vor allem Post, Telekom, Postbus, 
ÖBB und Gemeinde Wien). Diese Pen-
sionierungen reduzieren zwar die Per-
sonalkosten der jeweiligen Institution, 
belasten aber ungleich mehr das Pen-
sionsbudget der Republik Österreich. 
Deshalb fordern wir, dass sämtliche 
Pensionsverfahren ausschließlich 
durch die Pensionsversicherungsan-
stalt (PVA) erfolgen müssen. Keine Ru-
hestandsversetzung wegen dauern-
der Dienstunfähigkeit nach § 14 BDG 
darf ohne ein Gutachten eines von der 

Pensionskontogutschriften wer-
den zwischen den Kindeseltern 
gleichmäßig auf die Konten aufgeteilt. 
Das automatische Splitting besteht 
für die leiblichen Eltern unabhängig 
von einer Ehe oder einer aufrechten 
Partnerschaft. Bei mehreren Kindern 
endet das Splitting mit Vollendung 
des 10. Lebensjahres des jüngsten 
Kindes.

Übergangszeit zwischen 
Dienstende und 

Pensionsbeginn neu regeln 
(Bridging)

Zwischen Dienstende und Pen-
sionsbeginn entsteht in vielen Fällen 
ein Zeitraum von ein bis zwei Jah-
ren, der finanziell überbrückt werden 
muss, um auch bei einer weitestge-
henden Flexibilisierung des Systems 
eine ausreichende Pension zu erhal-
ten. In diesen Fällen könnten z.B. die 
Vorsorgekassen vom vorhandenen 
Kapital monatliche Zahlungen leisten, 
um den finanziellen Bedarf zu decken.

Zeitwertkonten einführen

Eine weitere Möglichkeit zur Flexi-
bilisierung des Arbeitsmarktes ist die 
Einführung von Zeitwertkonten. Auf 
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blierung von allgemeinen Netzwer-
ken, Gemeinschafts- bzw. Gruppen-
praxen und Versorgungszentren. Das 
umfasst unter anderem die Themen 
Flexibilität, Familienfreundlichkeit, 
neue Angestelltenverhältnisse. Eine 
wesentliche Voraussetzung ist eine 
gemeinsame IT-Basis (z.B. elektroni-
sche Patientenakte).

Tagesklinischen Bereich 
ausbauen

Ausbau des tagesklinischen Be-
reichs und der Qualitätssicherung 
bei gleichzeitiger Reduktion des aus-
schließlich stationären Bereichs. 
Letzterer spezialisiert sich bedarfs-
gerecht im Hinblick auf Angebot und 
Öffnungszeiten sowie auf Diagnose, 
Pflege und Therapie am Lebensende 
(Geriatrie, Hospiz).

Community Nurse und 
selbstbestimmte Pflege stärken

Speziell im niedergelassenen Be-
reich können Hausärzt_innen durch 
die diplomierte Pflege entlastet wer-
den. Dabei geht es um Patient_innen-
betreuung vor Ort inkl. Hausbesuche, 
die Pflegegeldbegutachtung, oder um 
Präventionsgespräche.

PVA bestellten berufskundigen Sach-
verständigen erfolgen.

Primärversorgung 
flächendeckend umsetzen

Die gesetzlich verankerte Primär-
versorgung soll flächendeckend um-
gesetzt werden. Das heißt, dass die 
Zusammenarbeit der niedergelas-
senen Gesundheitsberufsgruppen 
(Ärzt_innen, Pfleger_innen, Thera-
peut_innen, Sozialarbeiter_innen) 
unter einem Dach oder in Netzwerken 
gestärkt werden muss. Dies schafft 
unter anderem folgende Vorteile: Kos-
tenreduktion, bessere Präventions-
möglichkeiten, besserer Compliance, 
kürzere Wartezeiten, bessere Kom-
munikation, leichtere und bessere 
Evaluierung bezüglich Prozess- und 
Ergebnisqualität, Patientensicherheit, 
Schnittstellenmanagement. Es muss 
künftig möglich sein, dass auch nicht-
ärztliche Berufsgruppen die Leitung 
einer Primärversorgungspraxis über-
nehmen können.

 
Gemeinschafts- und 

Gruppenpraxen ermöglichen

Es braucht verbesserte Rahmen-
bedingungen für gesetzliche und 
strukturelle Voraussetzungen zur Eta-

Wahlfreiheiten stärken

Um die Wahlfreiheiten zu stär-
ken, sollen in einem ersten Schritt die 
Mehrfachversicherungen abgeschafft 
werden und sich die Mehrfachversi-
cherten für eine Kasse entscheiden 
können. In einem weiteren Schritt 
muss die freie Kassenwahl wie in an-
deren europäischen Ländern kom-
men. Zudem sollen die Versicherten 
kassenunabhängig in Selbstbehalts-
modelle optieren dürfen.

 
Außerdem sollen die Versicher-

tenvertreter_innen in den Kranken-
kassen künftig nicht mehr durch die 
Kammern besetzt werden, sondern 
über „Sozialwahlen“ von den Versi-
cherten und Unternehmen direkt ge-
wählt werden.

Bedarfsplanung objektivieren

Um eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung und Gesundheitsplanung si-
cherzustellen, braucht es viele kleine 
Schritte zu mehr Versorgungstrans-
parenz. Dazu zählen transparente Be-
richte zur tatsächlichen und zur not-
wendigen Versorgungslage, um Fehl-, 
Über- und Unterversorgung leichter 
zu erkennen.

Für die Selbstbestimmung muss 
zudem ein Pflegeleistungskatalog eta-
bliert werden, wodurch die Pflege mit 
den Krankenkassen abgerechnet wer-
den kann.

Einschreibmodelle für 
„Strukturierte Versorgung“ von 

chronisch Kranken

Um speziell die chronisch kran-
ken Patient_innen besser zu versor-
gen, müssen Einschreibemodelle zur 
strukturierten Versorgung flächende-
ckend gestärkt werden. Dadurch ist 
nicht nur eine bessere, sondern auch 
eine günstigere Versorgung möglich.

Einschreibmodelle für 
„Hausarztzentrierte 

Versorgung“

Alle Versicherten sollen die Mög-
lichkeit bekommen, sich in ein Haus-
arztmodell einschreiben zu lassen. 
Dabei verpflichten sie sich bei einer 
Krankheit (Notfälle ausgenommen) 
zuerst ihren Hausarzt/ihre Hausärztin 
zu kontaktieren. Dadurch wird eine 
strukturiertere und effektivere Versor-
gung sichergestellt. Für die freiwillige 
Verpflichtung sollen die Versicherten 
eine Begünstigung bei den Kranken-
versicherungsprämien erhalten.
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Gesundheitsförderung und 
Prävention ausbauen

Gesundheitsförderung und Prä-
vention müssen deutlich ausgebaut 
werden (Vorsorge- statt Reparatur-
medizin), inkl. positiver Anreize bei 
Erreichen von vereinbarten Gesund-
heitszielen. Dazu zählt auch ein nied-
rigschwelliger und breiter Zugang 
unter Miteinbeziehung verschiedener 
gesellschaftlicher Strukturen (Apothe-
ken, Schulen, Vereinen, etc.).

Kinder- und Jugendgesundheit 
fördern

Die Förderung von Kinder- und Ju-
gendgesundheit (Programme in Schu-
len, Vereinen, etc.) und vermehrte 
Unterstützung bei Pflegebedürftigkeit 
(organisatorische Hilfe bei Betreuung, 
physische und psychische Entlastung 
und Begleitung der Pflegenden, etc.) 
müssen forciert werden.

Psychosoziale Versorgung 
fördern

Die Förderung von psychosozialer 
Betreuung (Besuchs-, Begleitdienste, 
etc.) im Bereich der Pflege und Alten-
betreuung muss ausgebaut werden. 
Dazu braucht es Unterstützung di-

Gesundheitsverwaltung 
effizienter und effektiver 

machen

Die Verwaltungseinheiten (Kas-
sen, Landesgesundheitsfonds) müs-
sen so weit wie möglich zusammenge-
fasst werden, um Doppelgleisigkeiten 
zu vermeiden und hohe Effektivität 
in der Versorgung zu gewährleisten. 
Eine gewisse Vielfalt muss allerdings 
bewahrt werden, um eine Einschrän-
kung der Wettbewerbsanreize zu ver-
hindern.

Ausbildungsreform umsetzen

Eine echte Ausbildungsreform 
schließt eine Anpassung der Ausbil-
dung von Nachwuchsärzt_innen mit 
ein, wozu eine früher angesetzte und 
längere Lehrpraxis (neun statt sechs 
Monate) gehört. Um die Primärver-
sorgung und die Zusammenarbeit 
der Gesundheits-Berufsgruppen im 
Allgemeinen zu stärken, sollen die ver-
schiedenen Gesundheitsberufe einen 
Teil der Ausbildung gemeinsam absol-
vieren können.

nicht für Zwei- oder Mehr- Klassen-
Medizin, bezogen auf die Basisversor-
gung, geben.

Finanzierung aus einer Hand

Mit der Finanzierung aus einer 
Hand kann bedarfsorientierter, öko-
nomischer und transparenter agiert 
werden. Zusätzlich wird eine Reduk-
tion der Doppelgleisigkeiten und 
„Verschiebungen“ ermöglicht (z.B. 
Zusammenführen der KK-Beiträge 
und Steuern/Ausgleichszahlungen, 
gemeinsame Finanzierung des am-
bulanten und stationären Bereiches, 
etc.).

Risikostrukturausgleich 
zwischen Krankenkassen

Um eine faire Mittelverteilung zu 
gewährleisten, damit sich alle Kran-
kenkassen gleichwertige Leistungs-
kataloge leisten können, soll ein um-
fassender Kassenfinanzkraftausgleich 
(Risikostrukturausgleich) zwischen 
den Krankenkassen und Krankenfür-
sorgeanstalten etabliert werden.

verser sozialer und psychosozialer 
Dienste, um wohnortnahe Versorgung 
sicherzustellen.

 
Leistungskataloge 

vereinheitlichen

Die Versicherten sind je nach 
Krankenkasse immer noch mit unter-
schiedlichen Leistungskatalogen kon-
frontiert. Diese müssen schnellstmög-
lich vereinheitlicht werden. Dies ist 
umso wichtiger, da die Österreicher_
innen ihre Krankenkasse nicht selbst 
frei wählen können.

Verpflichtende 
Basisversicherung mit 

freiwilliger Erweiterung

Verpflichtende Versicherung in 
der Basisversorgung über SV-Sys-
tem, Modulsystem für Mehrleistungen 
(vermehrte physikalische Therapie 
oder „Wellness“, „Schönheitsopera-
tionen“, vermehrte und zusätzliche, 
nicht ausschließlich der nachhaltigen 
Prävention dienende Kuraufenthalte, 
komplette Zahnbehandlungen, kom-
plementärmedizinische Leistungen, 
komplette Rückerstattung von Privat-
honoraren, etc.). Sonderklasseversi-
cherung soll es nur für Hotelleistun-
gen inkl. Privatkrankenhäuser und 
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weiter Sportstättenplan entstehen, 
der durch eine zentrale Stelle koordi-
niert wird. Durch ein effizientes Aus-
lastungsmanagement können alle 
vorhandenen Sportstätten ideal ge-
nutzt werden.

Ende des Förderdschungels

In Gremien müssen unabhängige 
Personen sitzen, die nicht durch Multi-
funktionalität in die Lage kommen, als 
Fördergeber_innen sowie Förderneh-
mer_innen zur gleichen Zeit zu fungie-
ren. Politische Einflussnahme muss 
reduziert werden. Das österreichische 
Sportfördersystem ist bundesweit 
gesehen intransparent und zu teuer. 
Nur ca. ein Drittel der Sportförderung 
kommt bei den Sportler_innen an, 
der Rest versickert in der Administra-
tion. Die Transparenzdatenbank muss 
befüllt, eine Sportförderdatenbank er-
schaffen werden. Ein „One-Stop Shop“ 
für Förderungen soll die Zuständigkeit 
für Projekte und Förderungen zentra-
lisieren und den Fördernehmer_innen 
den Zugang erleichtern.

 

Fachlehrersystem im 
Kindergarten und der 

Volksschule

Kinderbewegungsspezialist_in-
nen sollen Kindern durch sport-
wissenschaftlich angemessene Ko-
ordinationsübungen die Freude an 
der Bewegung näherbringen. Dazu 
braucht es „Bewegung für Kinder“ 
für Kindergartenpädagog_innen so-
wie ausgebildete Turnlehrer_innen 
in Volksschulen. Kompetenzen des 
Betreuungspersonals im Kindergar-
tenbereich sollen durch Zusatzausbil-
dungen verbessert werden.

Tägliche Bewegung darf kein 
Zwang sein, es muss sich auch nicht 
auf eine tägliche Turnstunde be-
schränken, denn Bewegung kann im 
schulischen Rahmen auch anders ge-
staltet werden.

 
Auslastungsmanagement von 

Sportstätten

Das Ziel muss die volle Auslastung 
und gemeinsame Nutzung von Sport-
stätten in Österreich sein. Eine zentra-
le Koordinationsstelle für Sportstätten 
sowie Sportförderung kann dieses 
Ziel ermöglichen. In Zusammenarbeit 
mit den Ländern muss ein österreich-
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für alle, weg mit  der 
Freunderlwirtschaft, 
weg mit antiquierten 
Gesellschaftsbildern
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ihnen Kinderbetreuungsgeld. Für Ar-
beitnehmer_innen aus anderen EU-
Mitgliedsstaaten wurde die Familien-
beihilfe indexiert, was in vielen Fällen 
eine Kürzung und somit eklatante 
Ungleichbehandlung gegenüber ös-
terreichischen Arbeitnehmer_innen 
bedeutet.

Im Sozialbereich wurde eine miss-
lungene Reform der Mindestsicherung 
beschlossen, die weiterhin in allen 
Bundesländern unterschiedliche Sys-
teme nach sich zieht. Nach wie vor 
existiert parallel zur Mindestsicherung 
mit der Notstandshilfe eine Leistung 
aus der Arbeitslosenversicherung, 
die unbegrenzt beziehbar ist. Das Ver-
sicherungsprinzip wird damit über-
spannt, Erwerbsanreize sind nur in 
begrenztem Maße Teil der österrei-
chischen Sozial- und Arbeitslosenver-
sicherungsleistungen. Es gibt viel zu 
wenige aktiv arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, die dazu führen, dass 
vor allem Menschen über 50, aber 
auch Menschen, deren Jobs aufgrund 
der voranschreitenden Digitalisierung 
abgebaut werden, wieder in Beschäf-
tigung gebracht werden. Viele Maß-
nahmen sind nicht treffsicher und bü-
rokratisch. Es gibt ein System, in dem 
derjenige am meisten von staatlicher 
Hilfe profitiert, der sich am besten im 

SOZIALES ÖSTERREICH:
MEHR CHANCEN FÜR ALLE,

WEG MIT DER 
FREUNDERLWIRTSCHAFT, 
WEG MIT ANTIQUIERTEN 
GESELLSCHAFTSBILDERN

Herausforderungen

Konservative Familien- und Rol-
lenbilder sind in Österreich immer 
noch fest verankert. Familienpolitik, 
die moderne, andere Familienformen 
anerkennt, die längst über die Kern-
familie hinausgehen, ist nicht vorzu-
finden. Familienleistungen werden 
nach wie vor zum Großteil in Form 
von Geldleistungen ausbezahlt. Das 
Angebot von Kinderbetreuungsplät-
zen ist unzureichend - speziell Plätze 
für Unter-Drei-Jährige sind rar. Frauen 
schultern den Großteil der Familien- 
und Betreuungsarbeit. Die Väterbetei-
ligung, was Karenzen oder Kinderbe-
treuungsgeld angeht, ist in manchen 
Bereichen verschwindend gering. Die 
Standards der Kinder- und Jugend-
hilfe variieren stark zwischen den 
einzelnen Bundesländern. Finanzielle 
Leistungen und arbeits- und sozial-
rechtliche Absicherung für Krisenpfle-
geeltern sind in vielen Bundesländern 
nicht im richtigen Ausmaß gegeben. 
Noch immer erhalten nicht alle von 

in Anspruch genommen wird oder 
nicht – wird echte Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf nicht möglich sein. 
Wenn wir Geschlechter- und Chan-
cengerechtigkeit erreichen wollen, ist 
dieser Rechtsanspruch die Grundvo-
raussetzung dafür. Dadurch entsteht 
allerdings kein Zwang, sein Kind frü-
hestmöglich in eine Betreuungsein-
richtung zu geben, sondern lediglich 
echte Freiheit zu entscheiden, ob und 
ab wann man das möchte.

Individuelle Ansprüche 
auf Karenz mit mehr Über-

lappungsmöglichkeiten 
(Familienzeit)

Um eine gleichwertigere Vertei-
lung von Betreuungs- und Sorgear-
beit zwischen Eltern zu ermöglichen, 
braucht es individuelle Ansprüche auf 
Karenz, die verfallen, wenn sie nicht 
in Anspruch genommen werden. Wir 
wollen für jeden Elternteil einen indi-
viduellen Karenzanspruch im Ausmaß 
von max. 18 Monaten bis zur Voll-
endung des dritten Lebensjahres des 
Kindes (inkl. besonderer Bestands-
chutz des Arbeitsverhältnisses). Um 
mehr gemeinsame Zeit zu ermögli-
chen, muss es mehr Überlappungs-
möglichkeiten und Flexibilität geben. 
Das bedeutet, es soll möglich sein, 

Behördendschungel auskennt, nicht 
aber, wer sich aktiv darum bemüht, 
Arbeit zu finden.

 
Fast die Hälfte aller erwerbstäti-

gen Frauen in Österreich arbeiten in 
Teilzeit. Lange Teilzeitphasen werden 
im Arbeits-, Sozial- oder Steuerrecht 
weiterhin indirekt begünstigt. Diese 
negativen Erwerbsanreize führen häu-
fig dazu, dass Frauen auch im Alter 
nur schwierig ein Auskommen finden. 
Die Rahmenbedingungen erschweren 
eine Vollzeitbeschäftigung für Frauen 
mit Kindern immer noch.

Weiterhin sind viele Frauen und 
Kinder von Gewalt betroffen und kön-
nen auf zu wenige bzw. (vor allem am 
Land) auf gar keine Gewaltschutzein-
richtungen zurückgreifen. Die Kom-
munikation zwischen den Behörden 
ist nicht ausreichend.

 
Lösungen

Rechtsanspruch auf 
qualitätsvolle Kinder-

betreuungsplätze ab dem 
ersten Geburtstag

Solange nicht sichergestellt ist, 
dass jedes Kind einen Kinderbetreu-
ungsplatz hat – egal ob er letztlich 
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Reform der Elternteilzeit

Der arbeitsrechtliche Anspruch 
auf Elternteilzeit soll deshalb höchs-
tens eine Arbeitszeitreduktion auf 20 
Wochenstunden (bzw. 50% einer Voll-
zeiterwerbstätigkeit) betragen. Durch 
die Erleichterung der Situation auch 
für Arbeitgeber_innen soll Elternteil-
zeit für Frauen wie Männer ohne Stig-
matisierung ermöglicht werden und 
somit eine partnerschaftliche Auftei-
lung der Kinderbetreuung fördern.

 
Alleinerziehende unterstützen: 

Modernisierung im 
Unterhaltsvorschussrecht

Alleinerziehende sollen bestmög-
lich unterstützt werden. Dazu bedarf 
es einer Reform des Unterhaltsvor-
schussgesetzes. Es muss sichergestellt 
werden, dass Alimente auch bei den 
Kindern ankommen. Verfahren müs-
sen beschleunigt werden, die Wie-
dereinbringungsraten erhöht, eine 
Entbürokratisierung ist dringend not-
wendig.

dass auch beide Eltern gleichzeitig in 
Karenz gehen dürfen.

Individuelles, einkommens-
abhängiges Familiengeldkonto

Die Väterbeteiligung ist bei den Va-
rianten des einkommensabhängigen 
Kinderbetreuungsgeldes am höchs-
ten. Langfristig wollen wir die Schaf-
fung eines individuellen, einkom-
mensabhängigen Familiengeldkontos 
(ersetzt die bisherigen Regelungen 
zum Kinderbetreuungsgeld; die Versi-
cherungsleistung des Wochengeldes 
bleibt davon unberührt): Jedem El-
ternteil steht individuell ein Anspruch 
auf Familiengeld im Ausmaß von 
sechs bis maximal zwölf Monaten zu. 
Der genaue Zeitraum der Auszahlung 
wird von den Eltern individuell festge-
legt. Die Karenz kann damit wie bisher 
im Ausmaß von je bis zu 18 Monaten 
in Anspruch genommen werden. Un-
abhängig von der gewählten Bezugs-
dauer steht für diesen Zeitraum ein 
fixer Geldbetrag zur Verfügung, der 
über den gewählten Zeitraum hinweg 
gleichmäßig ausbezahlt wird. Für Al-
leinerziehende soll es Erleichterungen 
geben.

bekommen. Die arbeits- und sozial-
rechtliche Absicherung muss außer-
dem verbessert bzw. überhaupt erst 
eingeführt werden.

Kinder- und Jugendhilfe 
weiterentwickeln

Die Kinder- und Jugendhilfe in Ös-
terreich muss dringend weiterentwi-
ckelt werden. Es braucht einheitliche 
Standards, Ausbildungsschemata, 
aber auch Budget und die gleichen 
finanziellen Leistungen pro Kind in 
KJH-Maßnahmen in ganz Österreich. 
Auch eine Angleichung der Tagsätze 
zwischen geflüchteten und einheimi-
schen Kindern ist dringend notwen-
dig. Die Betreuung von Care-Leavern 
(Jugendliche über 18, die sich zuvor in 
einer Einrichtung der KJH befunden 
haben) muss verbessert bzw. über-
haupt erst etabliert  werden.

Bundesweit einheitlicher 
Jugendschutz

Nach wie vor sind die Jugend-
schutzgesetze von Bundesland zu 
Bundesland verschieden. Wir brau-
chen endlich einen bundesweit ein-
heitlichen Jugendschutz, damit es 
nicht mehr sein kann, dass Jugendli-

Neue Familienrealitäten 
anerkennen

Familienformen ändern sich, im-
mer mehr Eltern leben getrennt. Kin-
dern soll es möglich sein, bei beiden 
Elternteilen leben zu können. Daher 
wollen wir die Einführung von Doppel-
residenzen. Auch für viele andere Fa-
milienleistungen soll die Bedingung 
des „gemeinsamen Hauptwohnsitzes“ 
wegfallen. Das bringt Erleichterung 
der Inanspruchnahme verschiedener 
familienrechtlicher Maßnahmen im 
Falle eines getrennten Haushaltes.

Gleiches Recht für europäische 
Arbeitnehmer_innen und deren 

Kinder

Wir sind fest davon überzeugt, 
dass die Indexierung der Familienbei-
hilfe rechtswidrig ist und dringend zu-
rückgenommen werden muss, bevor 
sie höchstgerichtlich gekippt wird.

Krisenpflegepersonen besser 
unterstützen

Krisenpflegepersonen müssen 
mehr Unterstützung von staatli-
cher Seite erfahren. Im ersten Schritt 
braucht es dafür die Garantie, dass 
alle von ihnen Kinderbetreuungsgeld 
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wird. Dadurch kommt es zu einer Ent-
bürokratisierung und Erleichterung 
für Behörden im Vollzug.

Sachleistungen für Bildung & 
Chancengerechtigkeit

Wer eine Sozialleistung bezieht, 
sollte nicht der Möglichkeiten be-
raubt werden, Bildungsangebote in 
Anspruch zu nehmen. Wir wollen ver-
stärkt Sachleistungen zur Verfügung 
stellen, die es Menschen ermöglichen, 
Aus- und Weiterbildungsmöglich-
keiten in Anspruch zu nehmen, auch 
wenn sie sich gerade in einer sozialen 
Notlage befinden. Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen, Kinderbetreuung 
und -bildung, aber auch Mobilität sol-
len daher beispielsweise als Sachleis-
tungen zur Verfügung gestellt werden.

Negative Erwerbsanreize 
abschaffen

Im Steuer-, Arbeits- und Sozial-
recht gibt es zahlreiche „negative Er-
werbsanreize“, die dazu führen, dass 
Teilzeitarbeit mit allen negativen lang-
fristigen Konsequenzen begünstigt 
wird. Diese müssen abgeschafft wer-
den, um Frauen ein Partizipieren am 
Arbeitsmarkt zu erleichtern.

che in der Steiermark ab 16 Autostop-
pen dürfen, in Kärnten ab 14 Jahren.

 
Liberales Bürgergeld

Ein treffsicheres, effektives und 
unbürokratisches letztes soziales Netz 
stellt das liberale Bürgergeld dar. Es 
ist bundesweit einheitlich, enthält Er-
werbsanreize, basiert auf dem Prinzip 
der negativen Einkommenssteuer und 
ersetzt die derzeit geltenden neun un-
terschiedlichen Mindestsicherungs- 
bzw. Sozialhilfegesetze.

Degressive Gestaltung des 
Arbeitslosengeldes

Dass das Arbeitslosengeld in Ös-
terreich immer gleich hoch ist, führt 
dazu, dass es keinen wesentlichen 
Erwerbsanreiz gibt. Wir wollen ein Ab-
sinken der Leistung im zeitlichen Ver-
lauf, sowie eine Anpassung der Höhe 
des ALG an die Jahre, in denen Beiträ-
ge bezahlt wurden.

Transferdatenbank einführen

Damit der Dschungel an unter-
schiedlichen Sozialleistungen endlich 
weniger wird, wollen wir die Einfüh-
rung einer Sozialtransferdatenbank, 
anhand derer das System treffsicherer 

die Bedingungen dafür müssen ver-
bessert werden.

Jährliche 
Pensionskontomitteilungen

Frauen und Männern muss es 
möglich sein zu wissen, wie viel sie im 
Alter zum Auskommen haben werden 
und wie sich ihre derzeitige Erwerbstä-
tigkeit darauf auswirkt. Dazu braucht 
es jährliche Pensionskontomitteilun-
gen, die bewusstseinsbildend und 
transparent sind.

Automatisches 
Pensionssplitting mit Opt-out

Wir wollen, dass Pensionszeiten 
während Zeiten der Kindererziehung 
automatisch gesplittet werden. Damit 
schaffen wir für Väter einen Anreiz, 
ebenso Zeit mit der Familie zu verbrin-
gen und für Mütter, schneller wieder 
ins Berufsleben einzusteigen.

Gewaltambulanzen in jedem 
Bundesland

Nach wie vor werden viele von Ge-
walt betroffene (vor allem Frauen und 
Kinder) nur unzureichend versorgt. 
In Gewaltambulanzen werden Opfer 
von Gewalt rechtsmedizinisch unter-

Arbeit neu bewerten und 
Geschlechterungleichheiten 

abbauen

Kurzfristig müssen Kollektivver-
träge einer vergleichenden Analyse 
unterzogen werden, inwiefern Frauen 
in verschiedenen Branchen und auf 
verschiedenen Ebenen systematisch 
geringer entlohnt werden. Langfristig 
lässt sich eine Abkehr von diesen ver-
krusteten Strukturen jedoch nur durch 
Infragestellung der engen Vorgaben 
von Kollektivverträgen erreichen. 
Mehr Verhandlungsmöglichkeiten auf 
Ebene der innerbetrieblichen Interes-
senvertretung (Betriebsvereinbarung) 
ermöglichen Arbeitnehmer_innnen 
und Arbeitgeber_innen, besser auf die 
individuellen Bedürfnisse und Wün-
sche - insbesondere von weiblichen 
Arbeitnehmer_innen - eingehen zu 
können.

 
Teilpension einführen

Die Altersteilzeit muss hin zu 
einer echten Teilpension entwickelt 
werden. Formen wie die geblockte 
Altersteilzeit, die eigentlich eine staat-
lich subventionierte Frühpension dar-
stellt, müssen abgeschafft werden. 
Von erfahrenen Arbeitnehmer_innen 
kann jedes Unternehmen profitieren, 
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für Kinder- und Jugendhilfe- wie auch 
Gewaltschutzzentren sowie der Eta-
blierung bundesweit einheitlicher 
Ausbildungsstandards, Gewaltschutz-
konzepte und Qualitätsrahmen in der 
österreichischen Kinder- und Jugend-
hilfe.

 
Sexuelle und reproduktive 

Rechte stärken und schützen

Sexuelle Bildung und Aufklärung 
sind das Um und Auf, um reproduk-
tive Rechte und sexuelle Integrität 
aller Menschen sicherzustellen. Um 
ungewollte Schwangerschaften zu 
vermeiden, muss der Zugang zu Ver-
hütungsmitteln erleichtert werden. 
Informations- und Bildungsangebote 
müssen massiv ausgebaut werden. 
Minderjährigen unter 18 Jahren sollen 
Verhütungsmittel kostenlos zur Ver-
fügung gestellt werden. Auch ein Zu-
gang zum Schwangerschaftsabbruch 
darf nicht erschwert werden.

 

sucht. Das führt zu besserer Beweis-
sicherung, schnelleren Verfahren und 
höheren Chancen auf Verurteilung der 
Täter_innen.

Gewaltschutz ausbauen

Es braucht mehr Budget, um 
flächendeckenden, niederschwelli-
gen Zugang zu Gewaltschutzeinrich-
tungen zu gewährleisten und diese 
auszubauen. Auch Investitionen in 
Prävention und Information, sowie 
Täter_innenarbeit müssen erhöht 
werden. Die Forderungen des GREVIO 
Komitees bzgl. der Umsetzung der 
Istanbul-Konvention müssen umge-
setzt werden.

Spezifische Angebote des 
Gewaltschutzes für Kinder und 

Jugendliche

Für Kinder und Jugendliche, die 
selbst von Gewalt betroffen sind oder 
Zeugen häuslicher Gewalt wurden, 
gibt es viel zu wenig spezifisches An-
gebot. Insbesondere braucht es die 
Verankerung von Modulen der Ge-
waltprävention und des Gewaltschut-
zes in der richterlichen und staats-
anwältlichen Ausbildung. Zusätzlich 
fordern wir eine Erhöhung der finan-
ziellen und personellen Ressourcen 
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durch eine
Ökologisierung des 
Steuersystems 
und nachhaltige 
Innovationen in 
unser aller Zukunft
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Wichtige Maßnahmen im Klima-
schutz sind in den letzten Jahren ver-
schlafen worden. Unsere Treibhaus-
gas-Emissionen steigen nach wie vor, 
der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien stagniert. Weiterhin gibt es, ge-
rade auch im öffentlichen Sektor, bei 
der thermischen Sanierung von Ge-
bäuden und bei Energiestandards im 
Neubau zu wenig Fortschritte.

Die Zerstörung von Naturräumen, 
Umweltverschmutzung und Plas-
tikmüll, landwirtschaftliche Mono-
kulturen unter Einsatz chemischer 
Pflanzenschutzmittel verursachen 
ein fortschreitendes Artensterben. In 
Österreich ist seit 1986 die Anzahl der 
Wildtiere um 70% zurückgegangen. 
Dieser Verlust von ökologischer Viel-
falt ist bald nicht mehr rückgängig zu 
machen.

Österreichs Flächenverbrauch 
durch den Verkehrs- und Siedlungs-
bau ist nach wie vor zu hoch und alles 
andere als nachhaltig: Zwölf Hektar 
neu verbrauchter Fläche pro Tag – der 
höchste Wert in der EU. 41% davon 
sind versiegelt. Auch im Mobilitäts-
sektor besteht Handlungsbedarf. Viele 
sind nach wie vor auf das Auto ange-
wiesen. Es fehlen echte Alternativen 
im öffentlichen Verkehr, beim Aktiv-

KLIMAFREUNDLICHES 
ÖSTERREICH: 

MEHR CHANCEN DURCH EINE
ÖKOLOGISIERUNG DES
STEUERSYSTEMS UND

NACHHALTIGE INNOVATIONEN
IN UNSER ALLER ZUKUNFT

Herausforderungen

Wir haben die Verantwortung, die 
Umwelt in bestmöglichem Zustand an 
die nächsten Generationen weiterzu-
geben. Momentan stehen wir weltweit 
vor riesigen Herausforderungen, die 
auch nicht vor Österreich Halt ma-
chen. Ohne große Veränderungen bei 
Energieproduktion, Wirtschaftspro-
zessen, Mobilität, Konsumverhalten, 
Landnutzung und Landwirtschaft dro-
hen durch den menschengemachten 
Klimawandel katastrophale Folgen.

Die Auswirkungen des Klimawan-
dels sind für jede_n spürbar und erfor-
dern Anpassungen in allen Zukunfts-
themen. Zusätzlich werden diese 
Entwicklungen durch umweltschädli-
che Subventionen und ein Steuersys-
tem, das ökologische Gesichtspunkte 
viel zu wenig berücksichtigt, drastisch 
verlangsamt.

Lösungen

Klima- und Energiepolitik

CO2 besteuern – Arbeit 
entlasten

NEOS treten für eine aufkom-
mensneutrale CO2-Steuer ein. Sie ist 
der fairste und effizienteste Weg, um 
die Emission von Treibhausgasen zu 
verringern und schafft Anreize für kli-
mafreundliche Innovationen und In-
vestitionen. Wesentlich ist, dass sie 
aufkommensneutral gestaltet wird. 
Das bedeutet, dass die Gesamtsteuer-
belastung, die in Österreich bereits 
massiv ist, nicht erhöht wird. Die CO2-
Steuer soll schrittweise eingeführt 
werden, damit Konsument_innen 
und Wirtschaft Planungssicherheit 
haben und ihre Verhaltensmuster und 
Prozesse anpassen können. Erfahrun-
gen aus Schweden zeigen, dass eine 
CO2-Steuer Emissionen nachhaltig 
reduziert, ohne Einbußen bei Wirt-
schaftswachstum oder Kaufkraft zu 
verursachen. Die CO2-Steuer wird we-
niger effiziente CO2-Vorschriften wie 
zum Beispiel die Normverbrauchs-
abgabe (NoVA) oder die motorbezo-
gene Versicherungssteuer ersetzen. 
Beide sollen abgeschafft werden. Die 
Einnahmen werden zur Entlastung 

verkehr (Fuß- und Radverkehr) sowie 
bei innovativen Verkehrslösungen 
(Car-sharing, Multimodalität etc.).

 
Aber auch die österreichische 

Landwirtschaft, die uns mit hochwer-
tigen Lebensmitteln versorgt, steht 
unter großem Druck. Die Einkommen 
sind im internationalen Vergleich 
niedrig. Landwirte werden mit den He-
rausforderungen des Klimawandels 
und der Umsetzung schonenderer Me-
thoden von verkrusteten Strukturen 
und trägen Interessensvertretungen 
im Stich gelassen. Zusätzlich ist die 
derzeitige Nutzung von Fördermitteln 
im Rahmen der Europäischen Agrar-
politik nicht effizient und begünstigt 
Großbetriebe, während ökologische 
Aspekte noch eine viel zu geringe Rol-
le spielen.

Wir wollen uns diesen Problemen 
stellen und den Stillstand in der öster-
reichischen Nachhaltigkeitspolitik be-
enden. Es ist jetzt die Zeit gekommen, 
mit innovativen Konzepten und muti-
gen Lösungen die Grundlagen für eine 
nachhaltige Zukunft zu schaffen. Ös-
terreich soll zum internationalen Vor-
reiter bei Umwelt- und Klimaschutz 
werden.
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lichen und zivilgesellschaftlichen Ak-
teur_innen.

 
Den Ausbau der erneuerbaren 

Energien durch ein effizienteres 
Fördersystem vorantreiben

Mit einem neuen Erneuerbaren 
Ausbau Gesetz (EAG) wollen wir das 
Fördersystem effizienter und effekti-
ver gestalten, den Ausbau erneuer-
barer Energieträger vorantreiben und 
in einen transparenten, stabilen und 
nachhaltigen Energiemarkt integrie-
ren. Durch den Abbau von unnötigen 
Hindernissen wollen wir zusätzlich 
mehr Anbietern erneuerbarer Energie 
den Zugang zum Markt erleichtern 
und die Potentiale von innovativen 
Unternehmen nutzen. So erreichen 
wir unsere Klimaziele, stellen die Wirt-
schaftlichkeit und Nachhaltigkeit der 
Energieversorgung sicher, während 
gleichzeitig Netzstabilität und Versor-
gungssicherheit gewährleistet wer-
den.

Ein Energiesystem für das 21. 
Jahrhundert aufbauen

NEOS wollen mit einer innova-
tiven, ganzheitlich gedachten und 
nachhaltigen Energiepolitik die Zu-
kunft des Energiesystems einleiten. 

von Steuern auf Arbeit eingesetzt, ins-
besondere für niedrige und mittlere 
Einkommen. Dadurch wird auch ein 
aktiver Beitrag im Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit geleistet.

Volle Transparenz und 
Verantwortung beim 

Klimaschutz

Durch Einführung von Klimabud-
gets wollen wir auf allen politischen 
Ebenen einen effektiven und transpa-
renten Klimaschutz sicherstellen. Auf 
Basis der Verpflichtungen Österreichs, 
bis 2050 Emissionen zu reduzieren, 
soll parallel zum Finanzbudget ein na-
tionales CO2-Budget geführt werden. 
In diesem werden die Treibhausgas-
emissionen staatlichen Handelns ge-
messen und budgetiert. Das Klima-
budget stellt (wie das Finanzbudget) 
einen politischen Aushandlungs- und 
Entscheidungsprozess dar, in dem 
Politik und Verwaltung Verantwortung 
übernehmen und Rechenschaft able-
gen müssen. Basis sind wissenschaft-
lich fundierte Daten.

Klimatransparenz ist nicht nur die 
Grundlage für klare und verbindliche 
klimapolitische Maßnahmen, sondern 
schafft auch Planungssicherheit für 
langfristige Projekte von wirtschaft-

Österreich zum europäischen 
Musterschüler machen

Wir wollen, dass Österreich in Eu-
ropa bei der Klima- und Energiepolitik 
zum Vorreiter und Vorbild wird. Wir 
setzen uns nicht nur für ambitionier-
te, europaweite Maßnahmen wie eine 
CO2-Steuer ein, sondern auch für eine 
nachhaltige Energieunion und einen 
freien, grenzenlosen Markt für erneu-
erbare Energien. Wenn es darum geht, 
europaweite, konkrete Maßnahmen 
für den Klimaschutz, für ein nachhal-
tiges Energiesystem und gegen die 
Abhängigkeit von Energieimporten 
zu setzen, muss unser Land federfüh-
rend sein. Österreich soll außerdem 
dafür eintreten, dass Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit ein Fundament der 
Gemeinsamen Europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik (GASP) sind. 
Europäische Standards werden beim 
Klima- und Umweltschutz in die Welt 
getragen und nicht umgekehrt.

 

Durch intelligente Netze und eine Fle-
xibilisierung von Netztarifen können 
wir die Energieeffizienz steigern, und 
mit Investitionen in Forschung und 
Infrastruktur können wir die Integra-
tion von Speichertechnologien, Er-
neuerbaren und E-Mobilität, in stärker 
dezentralisierte Versorgungssysteme 
gewährleisten. So werden im erneu-
erbaren Energiesystem der Zukunft 
auch Privathaushalte und Wirtschafts-
betriebe von reinen Konsumenten zu 
Produzenten.

Endlich Fortschritte bei der 
Energieeffizienz erzielen

Wir wollen mit einem Anreizsys-
tem und steuerlichen Begünstigungen 
die Sanierungsrate erhöhen und den 
Energieverbrauch senken. Die öffent-
liche Hand muss bei ihrem beträcht-
lichen Gebäudebestand und beim 
sozialen Wohnbau mit Vorbildwir-
kung vorangehen und damit gleich-
zeitig dazu beitragen, Energiekosten 
für Menschen aus sozial schwachen 
Schichten zu senken. Wir sorgen da-
für, dass in Österreich jedes öffentli-
che Gebäude mit Fotovoltaikanlagen, 
effizienter Heizanlage und modernen 
Fenstern ausgestattet wird.
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Gesamteuropäische 
Mobilitätslösungen

Das Konzept der paneuropäi-
schen Verkehrskorridore der EU ist das 
Rückgrat des effizienten Transports 
innerhalb Europas. Zur tatsächlichen 
Umsetzung muss man die National-
staaten stärker in die Pflicht nehmen, 
um die großen Lücken des europäi-
schen Verkehrsnetzes rasch zu schlie-
ßen. Um den notwendigen Ausbau zu 
beschleunigen, sollen europäische 
Fördermittel innerhalb eines straffen 
Zeitkorridors ausgegeben werden. Da-
mit wird Transport in Europa schnel-
ler und umweltfreundlicher und die 
Bürger_innen der Europäische Union 
wachsen näher zusammen. Die Wirt-
schaft wird ebenso gestärkt wie der 
Schadstoffausstoß vermindert.

Impulse für eine nachhaltige 
Zukunft der Mobilität

Die Abkehr von fossil getragenen 
Antriebssystemen ist ein Gebot der 
Stunde. Die Lösungen dazu liegen im 
Bereich Elektromobilität, Wasserstoff 
und in synthetischen Treibstoffen. 
Welche Technologie schlussendlich 
die effizienteste sein wird, ist noch 
nicht klar abzusehen, aber es benö-
tigt Investitionen in die Forschung, 

Mobilität und Raumplanung

Eine grundlegende Reform 
der Raumplanung und 

Flächennutzung

Wir brauchen in Österreich für 
Flächennutzung, Raum- und Ver-
kehrsplanung eine bundesweite Ge-
samtstrategie und einen bundesge-
setzlichen Rahmen. Nur so können wir 
die Zersiedelung stoppen, Naturraum 
und Böden schützen und eine nach-
haltige Wohn- und Infrastrukturpoli-
tik ermöglichen. Durch eine Reform 
der Fördersysteme, neue Anreize für 
Siedlungsverdichtung und Flächen-
recycling sowie verstärkte Transpa-
renz, Kontrolle und Reform der Wid-
mungskompetenzen werden wir der 
Zersiedelung und dem Flächenfraß 
entgegenwirken. Zusätzlich wird eine 
bundeseinheitliche Rahmenkompe-
tenz in der Raumordnung das Kon-
zept der grünen Infrastruktur stärker 
in den Fokus stellen. Wir entwickeln 
einen bundesweiten Masterplan für 
den Schutz von Böden, der nicht nur 
Maßnahmen zur Verhinderung von 
Versiegelung umfasst, sondern auch 
Maßnahmen und Ziele zur Erosions-
bekämpfung und zur Reduktion der 
Bodenbelastung durch chemischen 
Pflanzenschutz und Überdüngung.

Umweltschutz und 
Landwirtschaft

Alternativen zum chemischen 
Pflanzenschutz fördern

Durch Investitionen in Forschung 
und Innovation sowie eine Förderung 
des integrierten Pflanzenschutzes 
wollen wir den Einsatz von chemi-
schen Pflanzenschutzmitteln stark 
reduzieren und gemeinsam mit Land-
wirten und Wissenschaft den Arten-
schutz verbessern. So können wir die 
Umweltbelastung mindern, die Kos-
ten für die Landwirtschaft reduzieren 
und Anreize für innovative Unterneh-
men schaffen. Durch die Einschrän-
kung des privaten Gebrauchs von che-
mischem Pflanzenschutz reduzieren 
wir die Umweltbelastung und machen 
Gärten zu Oasen des Vogel- und Insek-
tenschutzes.

Reform der EU-Förderpolitik im 
Agrarbereich

Im Bereich der EU-Agrarförderun-
gen (Gemeinsame Agrarpolitik der EU 
– GAP) fordern wir eine grundlegen-
de Reform, die Mittel langfristig weg 
von der Flächenförderung und hin zu 
einer integrierten ländlichen Entwick-
lung sowie zu kleineren Betrieben 

um den Aufbau einer wettbewerbs-
fähigen und innovativen Industrie zu 
unterstützen. Österreich wird hier eine 
Vorreiterrolle in der Entwicklung von 
zukunftsfähigen Mobilitätslösungen 
einnehmen. Durch Förderung des öf-
fentlichen Verkehrs und Ausbau der 
Fahrrad- und Fußgängerinfrastruktur 
sorgen wir außerdem dafür, dass um-
weltfreundliche Mobilität erleichtert 
wird.

Innovative Unternehmen 
beteiligen

Bei innovativen Infrastrukturpro-
jekten und neuen Technologien wol-
len wir die Beteiligung Privater durch 
Public Private Partnerships ermög-
lichen. Das heißt, der Staat soll ge-
meinsam mit privaten Unternehmen 
Projekte umsetzen. Unrentable Zug- 
oder Buslinien werden nur mehr per 
Ausschreibung nach transparenten 
Kriterien und dem Bestbieter-Prinzip 
gefördert. Das erhöht Wettbewerb, 
entlastet die Steuerzahler_innen und 
schafft Verbindungen in den ländli-
chen Raum.
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Landwirtschaft klimafit 
machen

Der Klimawandel ist eine gro-
ße Herausforderung für die Land-
wirtschaft und wir müssen sie dabei 
unterstützen, sich nachhaltig daran 
anzupassen. Zusätzlich zur Reform 
der Förderpolitik wollen wir mit Di-
gitalisierung und High-Tech für den 
ländlichen Raum den Klimaschutz 
vorantreiben. Unsere CO2-Steuer zur 
Entlastung des Faktors Arbeit ist eine 
große Chance, die regionale und qua-
litativ hochwertige Lebensmittelpro-
duktion zu stärken und die Entlastung 
von landwirtschaftlichen Betrieben zu 
erzielen.

 
Verantwortungsvoller Umgang 

mit anderen Lebewesen

Durch einen Fokus auf regionale 
Lebensmittelproduktion und einer 
Reform des Förderwesens können 
wir Tiertransporte reduzieren und die 
Lebensbedingungen unserer Nutz-
tiere verbessern. Wir wollen auch den 
Schutz von Wildtieren, wie den wieder 
heimisch gewordenen Wolf, Luchs 
und Bär gewährleisten. Wir müssen si-
cherstellen, dass sowohl Wissenschaft 
als auch NGOs, Landwirtschaft und 
lokale Bevölkerung in diesen Prozess 

umschichtet. Eine enge Verknüpfung 
von Förderungen an Umweltvorga-
ben (Ökologisierung) und ein Fokus 
auf regionale Vermarktung und sanfte 
Anbaumethoden machen die Land-
wirtschaft zukunftsfit und klimascho-
nender. Gelder für die ländliche Ent-
wicklung müssen ein transparentes, 
effektives Instrument für die nach-
haltige Entwicklung des ländlichen 
Raums werden.

Landwirt_innen als innovative 
Unternehmer_innen und 

Umweltdienstleister_innen

Wir stehen dafür ein, dass Land-
wirt_innen wieder als selbstbestimm-
te und selbstbewusste Unterneh-
mer_innen handeln, die nicht mehr 
am Gängelband der Fördergeber und 
Interessensvertretungen hängen. 
Dies gelingt durch mehr Flexibilität 
bei Förderungen, einer Öffnung des 
Beratungsmarktes und der Berufs-
ausbildung sowie durch gezielte För-
derung von Innovationen. Die moder-
nen Landwirt_innen sollen nicht nur 
Produzent_innen und Subventions-
empfänger_innen sein, sondern auch 
Innovationsmotor des ländlichen 
Raumes und Erhalter_innen nachhal-
tiger Kultur- und Naturlandschaften.

eingebunden und voll informiert wer-
den. So können Konflikte und Ängste 
minimiert und Mechanismen zur Ent-
schädigung von Landwirt_innen ge-
schaffen werden.

Umweltschädliche 
Subventionen abschaffen

Nach wie vor gibt es in Österreich 
zahlreiche Subventionen, Förderun-
gen und Anreizsysteme, die gegen 
unsere klima- und umweltpolitischen 
Ziele arbeiten. Durch die schrittweise 
Abschaffung entlasten wir nicht nur 
die Umwelt, sondern auch das Bud-
get.

Kreislaufwirtschaft fördern und 
Abfallmengen reduzieren

Wir wollen die Kreislaufwirtschaft 
vorantreiben und die Wiederverwer-
tung von Rohstoffen fördern (kaskadi-
sche Nutzung). Die Aufbereitung und 
Wiedergewinnung von urbanen Roh-
stoffen („Urban Mining“) verbessert 
die Ressourcenbilanz. So schaffen wir 
nicht nur nachhaltige Arbeitsplätze, 
sondern reduzieren auch die Abfall-
mengen und die Abhängigkeit von 
Rohstoffimporten.
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UNTERNEHMERISCHES
ÖSTERREICH: Mehr Chancen

durch Eigen-
verantwortung,
mehr Chancen 
zum Gestalten
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hoch besteuert werden, wird umwelt-
schädliches Verhalten kaum sanktio-
niert. Auch mittlere Einkommen sind 
durch die Einkommensteuer   und die   
Sozialversicherungsbeiträge    über-
mäßig belastet. Jeder zweite verdien-
te Euro verkommt zu einer Abgabe. 
Innovation und Wachstum können 
jedoch nicht vom Staat verordnet 
werden. Seit mehr als 30 Jahren wird 
den Österreicher_innen von Seiten 
der Politik eine Entlastung des Mittel-
standes versprochen – passiert ist bis 
dato noch nichts. Das Steuersystem 
in Österreich ist weder einfach noch 
generationengerecht. Ein Umstand, 
der von nahezu allen internationalen 
Organisationen in den jährlichen Län-
derberichten kritisiert wird.

Immer noch herrscht in Österreich 
eine Zwei-Klassen-Gesellschaft, was 
Erwerbstätige angeht. Angestellte und 
Arbeiter_innen wurden noch nicht 
vollständig angeglichen. Gleichzeitig 
gibt es nach wie vor große Unterschie-
de zwischen Staatsangestellten und 
anderen Erwerbstätigen. Beamtenpri-
vilegien wie die bezahlte Mittagspause 
sind nach wie vor vorhanden. Das Ab-
schließen von Betriebsvereinbarun-
gen ist leider nicht die österreichische 
Norm und verhindert daher häufig 
maßgeschneiderte Lösungen, die 

UNTERNEHMERISCHES 
ÖSTERREICH: 

MEHR CHANCEN DURCH 
EIGENVERANTWORTUNG,

MEHR CHANCEN ZUM
GESTALTEN

Herausforderungen

Österreich hat als Wirtschafts-
standort in den  letzten Jahren kon-
sequent  an Attraktivität verloren. Die 
Steuer- und  Abgabenquote  ist  im 
europäischen Vergleich unverhält-
nismäßig hoch und die Bürokratie 
überwuchert das Unternehmertum. 
Zwangsmitgliedschaften hemmen 
die unternehmerische Entfaltung. Nur 
wenn der Unternehmergeist und die 
Freiheit in Österreich wieder eine Hei-
mat bekommen und die Bürokratie in 
die Schranken gewiesen wird, kann 
unser Land ein attraktiver Arbeits- 
und Wirtschaftsstandort für alle sein. 
Mit dem derzeitigen Steuersystem ist 
niemand zufrieden – und das zurecht: 
Österreich hat ein undurchschauba-
res Steuersystem mit einer unüber-
sehbaren Vielzahl von Ausnahmerege-
lungen.

Während Arbeitseinkünfte mit 
knapp einem Viertel (23,5% des BIP) 
im europäischen Vergleich viel zu 

unser großes Erbe schlecht bewirt-
schaftet. Wir sind Hypotheken einge-
gangen, die kommende Generationen 
extrem belasten und kaum Spielraum 
lassen für Maßnahmen in wirtschaft-
lichen  Krisenzeiten  oder für mutige 
Reformprojekte.

Im Wohnbau breitet sich zudem 
eine Zwei-Klassen-Gesellschaft aus. 
Junge Menschen, ganz besonders Fa-
milien, können die hohen Mieten am 
freien Markt kaum mehr zahlen. Wäh-
renddessen leben unzählige ältere Ös-
terreicher_innen in Wohnungen mit 
Altmietverträgen, die für sie eigentlich 
zu groß sind. Viele sind immer noch 
Mieter_innen von Sozialwohnungen, 
obwohl sie längst nicht mehr bedürftig 
sind. Aufgrund des unflexiblen Miet-
rechts sind diese Wohnungen für die 
jüngere Generation nicht verfügbar. 
Daher stellt sich beim Thema Wohnen 
vor allem die Frage, wie Wohnen für 
alle Bürger_innen leistbar gemacht 
werden kann. Die große Herausfor-
derung in diesem Bereich besteht 
darin, Bürger_innen zu entlasten, 
aber vor allem Wohnkosten – insbe-
sondere auch Wohnnebenkosten – 
nicht durch politische Eingriffe teurer 
zu machen, als sie sein müssten. Die 
Kosten im Bereich Wohnen sind in 
den letzten Jahren stärker gestiegen 

eine geänderte Arbeitswelt abbilden 
könnten. Digitalisierung und Tech-
nologisierung schreiten voran, ohne 
dass entsprechende arbeitsmarkt- 
und bildungspolitische Maßnahmen 
getroffen werden, um diesen Verände-
rungen Rechnung zu tragen. Nach wie 
vor herrscht in vielen Bereichen Fach-
kräftemangel, eine Gesamtstrategie 
für qualifizierte Zuwanderung fehlt.

 
Österreich hat durch verfehlte Po-

litik viele Probleme geschaffen. Diese 
reichen von den Tiefen eines ineffi-
zienten, ausschließlich an Partikular-
interessen orientierten Föderalismus, 
über die Übermacht der Sozialpartner-
schaft, bis hin zu einer überbordenden 
Bürokratie für Unternehmer_innen 
und ausländische Facharbeitskräfte. 
Unternehmer_innen sind keine Kon-
zerne, sondern Menschen, die oft si-
chere Jobs riskieren, um beispielswei-
se durch die Gründung eines Startups 
weitere Jobs zu schaffen. Diese sind 
zudem von Handelsbeschränkungen 
oft am stärksten betroffen. Gerade 
beim Thema Freihandel steht jedoch 
meist eine polarisierte Angstdebatte 
im Vordergrund.

Auch unser Bildungssystem ver-
liert im internationalen Vergleich 
immer weiter an Qualität. Wir haben 
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Durch unser von unabhängigen Ex-
pert_innen erstelltes Reformkonzept 
vereinfachen wir das Steuersystem, 
geben den Gemeinden und Ländern 
mehr Verantwortung und beenden 
die jährliche Erhöhung der Staatsver-
schuldung. Wir entlasten Österreich 
und investieren wieder mehr in Bil-
dung und Infrastruktur.

Ausgaben- und 
Verwaltungsreform mit 

Steuerautonomie

Um Einnahmen- und Ausgaben-
verantwortung stärker zu verbinden, 
sollen Länder und Gemeinden spe-
zifische Zuschläge auf die Einkom-
menssteuertarife eigenverantwortlich 
festlegen können (Länder 5%, Ge-
meinden 6%). Damit erhalten wir Ge-
meinden, die unabhängiger von ihren 
Landeshauptleuten sind und verant-
wortungsbewusster mit den Einnah-
men ihrer Bürger_innen umgehen. 
Selbst, wenn Länder und Gemeinden 
den maximal zulässigen Prozentsatz 
an Steuern einheben, bleibt der Ge-
samtsteuersatz dank der Tarifreform 
durch NEOS deutlich unter der aktu-
ellen Höhe.

als die Einkommen. Die Politik hat so-
mit Handlungsbedarf. Mehr Wohnun-
gen müssen auf den Markt kommen. 
Gleichzeitig hat der Staat auch eine 
ökologische und solidarische Verant-
wortung und muss beim Thema Woh-
nen andere Komponenten, wie Flä-
chenversiegelung, Energiebilanz und 
soziale Aspekte mitdenken.

 
Lösungen

Niedrigere Steuern und ein 
einfacheres und verständliches 

Abgabensystem

Steuern und Abgaben sollen als 
gerecht empfunden werden,  um  ei-
nerseits Leistungsanreize zu geben, 
andererseits um Abgabenhinterzie-
hung zu stoppen. Sie sollen einfach 
und transparent sein, sodass der Ver-
waltungsaufwand für alle Seiten mög-
lichst gering ist und die Bürger_innen 
sehen, was  ihnen  wofür abgezogen 
wird. Wir entlasten alle Steuerzah-
ler_innen, die in unser System einzah-
len, damit sich Leistung wieder lohnt. 
Wenn wir diese Reformen sofort um-
setzen, senken wir die Abgabenquote 
innerhalb von fünf Jahren auf unter 
40%. Dies beinhaltet sowohl die dras-
tische Senkung der Lohnnebenkos-
ten als auch der Einkommenssteuer. 

Durch diese Verfassungsregelung wird 
der Bund zu einem ausgeglichenen 
Haushalt verpflichtet.

Ökologisierung des 
Steuersystems

Steuern müssen steuern. Damit 
die wirtschaftsfreundliche Ökologi-
sierung des Steuersystems gelingt, 
fordern wir die europaweite Einfüh-
rung einer aufkommensneutralen 
CO2-Steuer. Diese ist der effizienteste 
Weg, um die für das Klima schädli-
che Emission von Treibhausgasen zu 
verringern. Eine Ökologisierung des 
Steuersystems, bei der die Verursa-
cher_innen von Klimaschäden für de-
ren Beseitigung oder Verringerung in 
die Pflicht genommen werden, schafft 
starke Anreize zu klimafreundlichen 
Innovationen.

Eine CO2-Steuer muss dabei 
schrittweise eingeführt werden, damit 
die Konsument_innen und Industrie 
sich an die Ökologisierung des Steuer-
systems anpassen können. Außerdem 
muss sie aufkommensneutral gestal-
tet sein, um die Gesamtsteuerbelas-
tung nicht zusätzlich zu erhöhen. Um 
die soziale Verträglichkeit einer CO2-
Steuer zu gewährleisten, sollten die 
daraus entstehenden Einnahmen zur 

Kalte Progression abschaffen

Die kalte Progression bezeichnet 
eine versteckte, jährliche Steuererhö-
hung. Sie entsteht, weil die Einkom-
men zwar Jahr für Jahr steigen, die 
Steuerstufen aber nicht an die Infla-
tion angepasst werden. Somit rücken 
Arbeitnehmer_innen durch Lohnstei-
gerungen in höhere Steuerklassen vor, 
auch wenn ihr Einkommen real (also 
abzüglich Inflation) nicht notwendi-
gerweise an Kaufkraft gewinnt. Statt 
alle fünf Jahre „die größte Steuerre-
form aller Zeiten“ zu feiern, wollen wir 
die Arbeitnehmer_innen nachhaltig 
entlasten!

 
Schuldenbremse im 

Verfassungsrang

Die Abgabenquote würde allein 
dadurch sinken, wenn die Staatsaus-
gaben jährlich nicht über die Inflation 
hinauswachsen würden. Einnahmen 
und Ausgaben über den Konjunk-
turzyklus hinweg im Gleichgewicht 
zu halten, muss das Ziel sein. Eine 
Schuldenbremse im Verfassungsrang 
soll ein ausgeglichenes Budget über 
eine Konjunkturphase herstellen. Die 
Effektivität der Fiskalregeln soll von 
einer unabhängigen Institution, wie 
z.B. dem Fiskalrat, überwacht werden. 
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die regelkonforme Implementierung 
bereits abgeschlossener Verträge ein. 
Gleichzeitig wollen wir die Diskus-
sion um solche Abkommen von einer 
polarisierten Angstdebatte zurück zu 
einem faktenbasierten politischen 
Diskurs führen.

 
Transparenter Lohnzettel

Eine genaue Aufschlüsselung der 
gesamten Abgaben, Steuern und So-
zialversicherungsbeiträge soll klar 
machen, wie viel die Menschen leis-
ten und zum Gelingen des Sozial-
staates beitragen. Auf dem Lohnzettel 
soll auch jener Teil der Abgaben aus-
gewiesen werden, den die Arbeitge-
ber_innen direkt an den Staat zahlen. 
Um sich ein Urteil darüber bilden zu 
können, wie hoch die eigenen Steuern 
und Abgaben sind, muss man wissen, 
welche Beiträge konkret abgeführt 
werden. Denn Transparenz schafft Be-
wusstsein.

Steuerliche Gleichbehandlung 
von Eigen- und Fremdkapital

Um die Wettbewerbsfähigkeit 
zu stärken, ist eine Verbesserung bei 
der Finanzierung abseits von Bank-
krediten nötig. Die Bevorzugung von 
Fremdkapital, durch die steuerliche 

Entlastung des Faktors Arbeit, insbe-
sondere bei niedrigeren Einkommen, 
genutzt werden. Damit eine CO2- 
Steuer nicht die heimische Wettbe-
werbsfähigkeit schwächt und zu einer 
reinen Abwanderung von Treibhaus-
gasen ins Ausland führt, muss auch 
ein CO2- Grenzausgleich eingeführt 
werden.

Freihandel faktenbasiert 
diskutieren

Handelsbeschränkungen in Form 
von Zöllen, aber auch in Form von 
Standards und Regulierungen ver-
schaffen einigen wenigen Einheimi-
schen Vorteile gegenüber anderen 
„Fremden“. Gerade die Gruppen, die 
am besten organisiert sind, nutzen 
ihren politischen Einfluss (z.B. Bau-
ernbund in ÖVP; manche staatsnahe 
Konzerne in der SPÖ), um sich vor der 
Konkurrenz jenseits der Grenzen zu 
schützen. Transparente Abkommen 
mit effektiven Schlichtungsverfah-
ren sind die einzige Antwort auf die 
Willkür unberechenbarer politischer 
Führungspersönlichkeiten, die Gefahr 
von Handelskriegen und sie ermögli-
chen jedem Marktteilnehmer die glei-
chen Möglichkeiten und  Chancen. Wir 
setzen uns daher für den Abschluss 
weiterer Freihandelsabkommen und 

für Beamte) von denen alle anderen 
Arbeitnehmer_innen nicht profitieren.

Flexible neue Arbeitswelt: Die 
betriebliche Ebene stärken

Mitarbeiter_innen und Unterneh-
mer_innen wissen häufig selbst am 
besten, welche Rahmenbedingungen 
sie brauchen, um optimal und zur Zu-
friedenheit aller arbeiten zu können 
- insbesondere was Arbeitszeiten, La-
denöffnungszeiten und Arbeitsbedin-
gungen angeht. Durch eine Stärkung 
von Betriebsvereinbarungen gelingt 
es, maßgeschneiderte Lösungen zu 
schaffen, die auch wirklich den Be-
dürfnissen aller entsprechen. Kollek-
tivverträge sollen dafür einen Rahmen 
vorgeben - aber nicht zum Hemm-
schuh von positiver Weiterentwick-
lung werden.

 
Fit für den Arbeitsmarkt 

der Zukunft: das 
Weiterbildungskonto

Weiterbildung und lebenslanges 
Lernen sind unumstritten von be-
sonderer Bedeutung, um langfristige 
Erwerbschancen zu steigern und zu 
sichern. Ausreichende (Weiter-) Qua-
lifizierungsmöglichkeiten sind der 

Absetzbarkeit von Zinszahlungen 
führt dazu, dass mit Eigenkapital In-
vestitionen unattraktiv sind. Neben 
der steuerlichen Gleichsetzung von 
Eigen- und Fremdkapital sind auch 
Liberalisierungen der Abschreibungs-
dauer von Betriebsanlagen zwingend 
notwendig, um für einen Investitions-
schub in Österreich zu sorgen.

Klassenunterschiede 
abschaffen: Arbeiter_innen 

und Angestellte 
vollständig angleichen und 

Beamtenprivilegien abschaffen

Nach wie vor wurden nicht alle 
Unterschiede zwischen Arbeiter_in-
nen und Angestellten abgeschafft. 
Unterschiede gibt es de facto nur 
noch, was die Entlassungsgründe, 
den sozialen Status und die Betriebs-
rät_innen angeht. Dieses Zwei-Klas-
sensystem muss endlich vollständig 
abgeschafft werden, indem es einen 
einheitlichen Arbeitnehmer_innenbe-
griff gibt. Außerdem sollen das öffent-
liche Dienstrecht und das Arbeitsrecht 
angeglichen werden. Es kann nicht 
sein, dass immer neue Privilegien 
für Beamt_innen geschaffen werden 
(zum Beispiel: bezahlte Mittagspau-
se, Rechtsanspruch auf Papa-Monat 
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brauchen keinen Zwang – sie müs-
sen durch ihre Leistung überzeugen! 
Wir wollen daher Arbeiterkammer, 
Wirtschaftskammer, etc. (sämtliche 
Kammern mit gesetzlicher Zwangs-
mitgliedschaft) in bedarfsorientierte  
und schlanke Interessensvertretun-
gen umwandeln, die ihren Service 
gegen freiwillige Bezahlung anbieten.

Bürokratieabbau und 
Deregulierung der Wirtschaft

Um die Wettbewerbsfähigkeit 
auch in Zukunft zu halten und noch 
weiter steigern zu können, muss die 
Politik entsprechende Rahmenbe-
dingungen schaffen, die den vielen 
Unternehmen ein geeignetes Um-
feld und einen attraktiven Standort 
bieten. Wir fordern daher die gesetz-
liche Verankerung eines ständigen 
Ausschusses für Deregulierung, der 
ein permanentes Monitoring des Bü-
rokratieaufwands ermöglicht. Zudem 
braucht es eine Expert_innengruppe, 
die alle Gesetze auf Bürokratiekosten 
hin überprüft und bei neuen Gesetzen 
automatisch in die Ressortabstim-
mung miteinbezogen wird.

 

Schlüssel für gesicherte Chancen am 
Arbeitsmarkt.

Arbeitsbedingungen zur 
Erhaltung der Gesundheit und 

Zufriedenheit

Um Arbeitsbedingungen zu er-
möglichen, die zu einem gesünderen, 
zufriedenstellenden und längeren Er-
werbsleben führen, ist es notwendig, 
regelmäßige, arbeitsmedizinische Un-
tersuchungen (jährliche Vorsorgeunter-
suchung) zu ermöglichen. Frühzeitige 
Prävention und Rehabilitation sollen 
forciert und gefördert werden.

Fachkräfte willkommen heißen

Wir brauchen eine österreichische 
Einwanderungsstrategie. Qualifizierte 
Fachkräfte sollen mittels Onlineplatt-
form rekrutiert werden, bürokratische 
Hürden abgebaut und Verfahrensdau-
ern verkürzt werden. (Mehr dazu im 
Kapitel „Migration“)

Sozialpartnerschaft in die 
Gegenwart holen

Wir müssen die Sozialpartner-
schaft ins 21. Jahrhundert führen und 
fordern die Abschaffung der Zwangs-
mitgliedschaft. Denn starke Kammern 

Fällen mehr Verständnis beim Um-
gang mit den Unternehmen gefordert. 
Neben der Senkung der Verzugszin-
sen in der Sozialversicherung ist auch 
mehr Rechtssicherheit für Selbststän-
dige einzufordern. Klare Regeln in der 
Handhabung von Umqualifizierungen 
von Selbstständigen zu Unselbststän-
digen wären essenziell, um Rechtssi-
cherheit für Ein-Personen-Unterneh-
men zu schaffen.

Start-ups: Nährboden für 
Innovation legen

Innovation entsteht heute größ-
tenteils in jungen Unternehmen. 
Anders als viele Großunternehmen 
können sie schnell auf neue Gegeben-
heiten reagieren. Die Start-Up-Kultur 
mit ihrer offenen und flexiblen Struk-
tur kleiner Teams bietet ambitionier-
ten Talenten den richtigen Rahmen, 
um Innovationen zu schaffen. Um die 
Anreize für Investitionen in Start-Ups 
auch für Private zu steigern, bietet sich 
die Schaffung eines Realwirtschaftsin-
vestitionsfreibetrags und die Möglich-
keit eines Steuernachlasses von 50% 
des Investments bis zu einer Höhe 
von 100.000 Euro an. Darüber hinaus 
braucht es One-Stop-Shops in Fragen 
von Genehmigungen, Gewerbebe-
rechtigungen, Förderungen, Steuer-

Modernes Gewerberecht

Es braucht eine moderne Gewer-
beordnung, die den Ansprüchen des 
21. Jahrhunderts gerecht wird. Ein 
One-Stop-Shop-Konzept für alle The-
men „rund ums Gewerbe“ (Geneh-
migungen, Gewerbeberechtigungen, 
Förderungen, Steuernummer und Fir-
menbucheintragung, etc.) sowie eine 
Verschlankung und Harmonisierung 
aller damit in Zusammenhang ste-
henden Gesetze. Eine Beschränkung 
des Gewerbezwangs soll nur mehr für 
jene Branchen gelten, in denen die 
Bereiche Gesundheit, Leben, Bankwe-
sen und Sicherheit betroffen sind.

Sozialversicherung neu denken

Eine Sozialversicherung für alle 
und damit Effizienzsteigerungen nüt-
zen: Mehrfache Organisationsstruk-
turen im Bereich der Verwaltung, 
Koordination und Verhandlungsorga-
nisation langfristig beseitigen und Ge-
rechtigkeit für alle Versicherten schaf-
fen. Die langfristige Zusammenlegung 
der Sozialversicherungsträger muss 
das Ziel sein. Die Praxis der Kranken-
kassen in puncto Umqualifizierungen 
würde sich durch eine Zusammen-
legung von allein lösen. Auf Seiten 
der Sozialversicherung wäre in vielen 
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komplexe Finanzvorgänge, Produkte 
und Services nachzuvollziehen und 
den Überblick über Kosten/Nutzen/
Leistung zu bewahren. Mangelndes 
Verständnis beim Umgang mit Finan-
zen wirkt sich nicht nur negativ auf 
unsere Gesellschaft, den Sozialstaat 
und die Volkswirtschaft, sondern auch 
auf die ganz persönliche Freiheit der 
Menschen aus. Konsumentenschutz-
bestimmungen geben den Menschen 
zwar ein gewisses Sicherheitsnetz, 
allerdings belasten überzogene Be-
stimmungen Kreditinstitute und be-
vormunden die Konsument_innen. 
Wir NEOS sind der Ansicht, dass eine 
nachhaltige Investition in die Finanz-
kompetenz der Bürger_innen dazu 
führt, dass diese mündige finanzielle 
Entscheidungen treffen. Im Span-
nungsfeld zwischen Eigenverantwor-
tung und Konsumentenschutz sehen 
wir daher großen Bedarf an einer 
besseren Finanzbildung. Wir fordern 
daher eine nennenswerte Investition 
in Finanzbildung für Jugendliche und 
Erwachsene, um Konsument_innen 
zu ermächtigen.

nummer und Firmenbucheintragung 
möglichst nahe am Standort. Durch 
die Einrichtung einer zentralen Stelle 
für unkomplizierte Gründungen mit 
Standardverträgen kann für EPUs und 
GmbHs viel erleichtert werden.

Wirtschaftswachstum neu 
messen

Wir stehen für neue Maßeinheiten 
zur Bewertung des wirtschaftlichen 
Erfolgs von alternativen Kennzahlen 
zur Messung des Wohlstandes. Alter-
native zusätzliche Indikatoren um-
fassen beispielsweise Daten zu Ge-
sundheit, Bildung und Zufriedenheit. 
Damit können wir Wohlstand und 
Lebensqualität besser abbilden. Wir 
fordern daher, dass entsprechende 
Parameter als Beilage zum BIP in den 
entsprechenden Länderberichten der 
EU-Kommission stärker zum Ausdruck 
kommen.

 
Finanzkompetenz von Jung und 

Alt stärken

Im Finanz- und Versicherungs-
markt hat sich die Angebotsvielfalt 
massiv erhöht und auch die Verfügbar-
keit von Dienstleistungen nimmt im-
mer weiter zu. Für ungeschulte Konsu-
ment_innen wird es immer schwerer, 

erwartende Mehreinnahmen würden 
zweckgewidmet die Reinvestition in 
neue Wohnbauprojekte und fällige 
Sanierungen ermöglichen. Eine wei-
tere wichtige Maßnahme wäre z.B. die 
Einschränkung von Eintrittsrechten, 
um das Phänomen des so genannten 
„Mietadels“ zu unterbinden.

Mietrecht modernisieren

Mietrechtliche Regelungen müs-
sen Vorteile und Lasten fair zwischen 
Vermieter_innen und Mieter_innen 
aufteilen. Diese Verteilung muss klar 
und transparent geregelt werden. Die 
derzeitigen Regulierungen in Öster-
reich sind im Ländervergleich beson-
ders kompliziert. Langfristig muss das 
Mietrecht so konzipiert sein, dass es 
leicht verständlich ist und damit zur 
Rechtssicherheit der Anwender_in-
nen beiträgt.

 
Eigentumserwerb ermöglichen

NEOS verstehen den Erwerb von 
Eigentum zu Wohnzwecken als er-
strebenswert im Sinne der sozialen Si-
cherheit und der Schaffung von lang-
fristigem Wohlstand. Die politischen 
Rahmenbedingungen (Steuerrecht, 
Normen, Bauvorschriften usw.) haben 
sich daher am Ziel des leistbaren Woh-

Erfolg teilen: Mitarbeiter_
innenbeteiligung erleichtern

Eine Erleichterung der Beteiligung 
von Mitarbeiter_innen, die in weiterer 
Folge auch bei GmbHs durch die ein-
fachere Übertragbarkeit von Anteilen 
sichergestellt werden sollte, fördert 
unternehmerisches Denken und da-
mit die Stabilität von Unternehmen. 
Letztlich schafft sie auch Arbeitsplatz-
sicherheit. Durch einen Steuerfreibe-
trag für Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
von bis zu einem Sechstel des Brutto-
jahresbezugs zzgl. Dienstgeberanteil 
wird es attraktiver, sich am Erfolg ihrer 
Unternehmen zu beteiligen.

Einkommensmonitoring im 
sozialen Wohnbau

Im sozialen Wohnbau wohnen 
immer mehr Menschen, die aufgrund 
eines guten Einkommens keine ge-
förderten Wohnungen benötigen. 
Sozialer Wohnbau hat aber nicht die 
Funktion über Steuermittel privilegier-
tes Wohnen zu ermöglichen. Vielmehr 
sollte der Solidaritätsgedanke im Mit-
telpunkt stehen. Wer sich mehr leisten 
kann, soll entsprechend Miete zahlen. 
Diese Anpassung funktioniert bei je-
weils entsprechendem Nachweis na-
türlich auch in die Gegenrichtung. Zu 
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Bauprozesse entbürokratisieren

Für bauliche Prototypen sollte es 
standardisierte Baugenehmigungen 
geben. Die Anzahl der zu berücksichti-
genden DIN-Normen/-Anforderungen 
ist zu reduzieren. Das Normungswe-
sen sollte insgesamt einer Revision 
unterzogen werden und Kostenaspek-
te stärker berücksichtigen.

Schaffung von Wohnraum 
erleichtern

Im Endeffekt wird die Summe 
dieser Ansätze dazu beitragen, Woh-
nen zu vergünstigen. Mehr Angebot 
erzielt eine preisdämpfende Wirkung. 
Zweckwidmung der WBF-Gelder, Bau-
landmobilisierung (Konversion, Bau-
lücken und Entwicklung statt Zersie-
delung), steuerliche Maßnahmen (z.B. 
degressive Abschreibung), Lockerung 
der Regularien (Stellplatzverpflich-
tung, …) wirken dabei zusammen. Der 
Rechtsrahmen muss Neubau attraktiv 
machen (Interessensausgleich zwi-
schen Eigentümer_innen/Mieter_in-
nen im MRG), während bezüglich des 
Bestands Potential zur Verbesserung 
besteht (Einkommensmonitoring im 
geförderten Wohnbau, Reduktion der 
Eintrittsrechte („Mietadel“), Prüfen 
des Förderungsprinzips). 

nens auszurichten. Die Streichung der 
Grundbuchgebühr und das Besteller-
prinzip bei Maklergebühren würden 
den Eigentumserwerb verbilligen und 
erleichtern. Für bessere Investitions-
bedingungen kann eine Erhöhung der 
linearen Abschreibung von 1,5% auf 
3%, oder die Möglichkeit der degressi-
ven Abschreibung sowie eine zeitlich 
begrenzte Sonderabschreibung in Ge-
bieten mit angespannten Wohnungs-
märkten sorgen. Die Länder sollten 
auf weitere Erhöhungen der Grund-
erwerbsteuer verzichten. Für Eigen-
bedarf könnte die Grunderwerbsteuer 
entfallen.

Wohnbauförderung anpassen

Alle Arbeitnehmer_innen zahlen 
derzeit 0,5% ihres Einkommens als 
Wohnbauförderungsbeitrag. Weitere 
0,5% steuern die Arbeitgeber_innen 
bei. Das macht insgesamt fast 3 Mrd 
Euro, die in den Budgets der Länder 
versickern oder verspekuliert werden, 
anstatt leistbares Wohnen für sozial 
Bedürftige zu ermöglichen. Diese Gel-
der müssen endlich zweckgewidmet 
werden.

Ökologische Aspekte 
attraktivieren

Die ökologische Komponente 
nimmt an Wichtigkeit zu. Hier braucht 
es Anreize, um Sanierungen und In-
vestitionen interessant zu machen. 
Im WEG fehlt z.B. die Flexibilisierung 
der Willensbildung (Beschluss von 
Sanierungsvorhaben bei qualifizier-
ter Mehrheit der Abstimmenden). Im 
MRG muss der/die Eigentümer_in 
eine Sanierungsmaßnahme, wenn sie 
Betriebskosten senkt, in diesem Maß 
auch gleich auf den Mietzins umle-
gen können. So lange der/die Eigen-
tümer_in auf den Sanierungskosten 
sitzen bleibt, wird er/sie Sanierungen 
vermeiden. Zusätzlich werden unsere 
Vorschläge des Einkommensmoni-
torings und der zweckgewidmeten 
Wohnbauförderung Mitteln frei ma-
chen, um die in Österreich stiefmüt-
terlich vernachlässigte Sanierungs-
quote anzuheben.
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MODERNES
ÖSTERREICH: Mehr Chancen

durch Digitalisierung, 
raus aus der Angst  
vor Fortschritt 
und Technik
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und diejenigen, die sie entwickeln, 
erschüttert. In vielen Bereichen herr-
schen außerdem nach wie vor Rechts-
unsicherheit und Durchsetzungsdefi-
zite von geltendem Recht. Hier haben 
sich einige große Unternehmen un-
faire Vorteile verschafft oder agieren 
in nahezu rechtsfreien Räumen, wäh-
rend kleinere, innovative Projekte oft 
an der bestehenden Rechtsunsicher-
heit scheitern. Die Politik steht oft 
wie gelähmt daneben und schafft es 
nicht, Antworten auf gegenwärtige 
und zukünftige regulatorische Her-
ausforderungen zu finden. Das Recht 
muss online wie offline gelten, klar 
und nachvollziehbar sein, sowie an-
gemessen durchgesetzt werden. Das 
betrifft sowohl die großen Plattformen 
als auch neue Technologien und dis-
ruptive Dienste.

Die Digitalisierung hat auch die 
Medienlandschaft nachhaltig ver-
ändert. Während klassische Medien, 
wie Fernsehen und Zeitungen, immer 
weniger Konsument_innen finden, 
haben Onlinemedien und die Verbrei-
tung von Inhalten über Plattformen in 
den letzten Jahren an Bedeutung ge-
wonnen. Die gezielte Verbreitung von 
Desinformation und Hass im Netz sind 
zu einer regelrechten Bedrohung für 
Demokratie und Rechtsstaat gewor-

MODERNES ÖSTERREICH: 
MEHR CHANCEN DURCH 

DIGITALISIERUNG, RAUS AUS 
DER ANGST VOR FORTSCHRITT 

UND TECHNIK

Herausforderungen

Die Digitalisierung ist ein ständig 
fortschreitender Transformationspro-
zess, der fast alle Bereiche sowie die 
Gesellschaft nachhaltig verändert. An-
gesichts der enormen Anzahl neuer, 
teils disruptiver Technologien am Ho-
rizont, ist es nicht immer vorherseh-
bar, wohin die Reise im Detail gehen 
wird. Klar ist jedoch, dass Österreich 
durch die Digitalisierung und den da-
mit einhergehenden wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Möglichkeiten 
Wohlstand und Lebensqualität stei-
gern kann. Damit Österreich diese 
Chancen als Vorreiter nutzt, ist eine 
übergeordnete Strategie notwendig.

Der Alltag der Menschen wird 
immer stärker von digitalen Techno-
logien bestimmt. Die Kontroll- und 
Überwachungsmöglichkeiten wer-
den immer vielfältiger, einfacher und 
kostengünstiger. Zahlreiche (Daten-) 
Skandale um Facebook, Amazon und 
anderen haben in den letzten Jahren 
das Vertrauen in neue Technologien 

nen, denen eine sinnvolle Kultur-
politik nur ein sehr geringes Anliegen 
war. Es fehlen uns Persönlichkeiten, 
die mit mutigen Entscheidungen die 
richtigen Reformen anstoßen und die 
Digitalisierung in der Kulturbranche 
aktiv gestalten. Vielmehr ist dieses 
Ressort immer nur Beiwerk und Ne-
benbeschäftigung. Das muss sich än-
dern. Kunst und Kultur sind wichtige 
Spiegel für eine Gesellschaft, die über 
die eigenen Regeln und verschiedens-
te Themen nachdenken will. Es fehlt 
der Kulturnation Österreich seit Jahr-
zehnten eine sinnvolle Vision. Von ei-
ner Kunst- und Kulturstrategie ist auch 
im letzten Regierungsprogramm die 
Rede gewesen, doch gemacht wurde 
fast nichts.

Das überladene föderale Sys-
tem in Österreich hat im Bereich der 
Kunst- und Kulturförderung ein Sys-
tem von Doppelgleisigkeiten und In-
transparenz geschaffen. Gleiches und 
Ähnliches wird gleich und gleichzei-
tig gefördert. Hier fordern wir mehr 
Transparenz und Professionalität zu 
Gunsten von Kunstschaffenden und 
Steuerzahler_innen.

den. Damit die Meinungsfreiheit on-
line wie offline gewahrt bleibt, kommt 
dem Staat eine wichtige Aufgabe und 
Verantwortung zu.

 
Die Unabhängigkeit der Medien 

und die Freiheit des Internets ist aller-
dings auch durch zahlreiche aktuelle 
Entwicklungen gefährdet. Dies spie-
gelt sich auch im aktuellen Ranking 
der Pressefreiheit von Reporter ohne 
Grenzen wider, in dem Österreich um 
fünf Plätze auf den 16. Platz zurück-
gefallen ist. Die heimische Politik ist 
in den vergangenen Jahren vor allem 
durch Verbalattacken auf Journa-
list_innen, Ministererlässe gegen kri-
tische Medien und Millionen Euro für 
Regierungsinserate aufgefallen. Durch 
Initiativen wie dem Digitalen Ver-
mummungsverbot oder dem Durch-
peitschen der Copyright-Richtlinie auf 
europäischer Ebene hat die Regierung 
außerdem bewiesen, dass sie keine 
Ahnung hat, wie das Internet funktio-
niert. Dabei braucht es mehr denn je 
eine pro-aktive und progressive Me-
dien- und Netzpolitik, neue Förde-
rungs- und Regulierungsmodelle, die 
den Herausforderungen der Digitali-
sierung Rechnung tragen.

Die Kulturnation Österreich leidet 
seit Jahren unter Kulturminister_in-
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und moralischen Prinzipien müssen 
bei der Entwicklung und Anwendung 
neuer Technologien wie etwa Künst-
licher Intelligenz, Algorithmen oder 
„Automated Decision Making Tools“ 
in jedem Fall garantiert werden.

Daten sind im digitalen 
Zeitalter der wichtigste Rohstoff

Es braucht den Mut, geschlosse-
ne Systeme ab einer gewissen Größe 
zu öffnen, um unfairem Wettbewerb 
entgegenzutreten. Der Datenreichtum 
von Facebook, Google, Amazon etc. 
verschafft diesen Unternehmen einen 
unfairen Wettbewerbsvorteil im Be-
reich AI, ADT und Algorithmen. Denn 
die Entwicklung und Innovation in 
diesem Bereich wird vor allem durch 
die Verarbeitung von großen Daten-
mengen gespeist. Die neuen, euro-
paweiten Regeln für den Schutz von 
persönlichen und nicht persönlichen 
Daten sind selbstverständlich anzu-
wenden. Zusätzlich braucht es neue 
Interoperabilitätsstandards im Daten-
verkehr, z.B. für Messenger-Dienste, 
damit Daten einfach und schnell von 
einem ins andere System übertragen 
werden können.

Lösungen

DIGITALISIERUNG UND MEDIEN

Freiheit der Presse und des 
Internets ist nicht verhandelbar

Wir brauchen ein Update für die 
heimische Medien- und Netzpolitik! 
Das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung muss gewahrt und verteidigt 
werden. Der Staat hat die Pflicht, dort 
zu intervenieren, wo die öffentliche 
Aufgabe und Verantwortung der Me-
dien gefährdet sind.

Die Grundrechte müssen 
gewahrt werden

Bei der Durchsetzung von gelten-
dem Recht und Schaffung neuer Re-
gulierungen müssen die Grundrechte 
einer/s jeden Einzelnen gewahrt wer-
den (z.B. Datenschutz, Privatsphäre, 
Meinungsfreiheit). Neue Regulierun-
gen sind im Idealfall so beschaffen, 
dass sie vorausschauend, technolo-
gieneutral und ausreichend flexibel 
gestaltet sind, um Innovation nicht 
zu unterbinden. Transparenz, Fair-
ness und Verantwortungsbereitschaft 
großer Unternehmen und neuer Tech-
nologien müssen im Zentrum stehen. 
Die Einhaltung von Grundrechten 

den, dass sie auf möglichst viele Tech-
nologien effektiv angewendet werden 
können und nicht bereits vom techno-
logischen Fortschritt überholt worden 
sind, wenn sie in Kraft treten.

Fortschritt durch künstliche 
Intelligenz (KI)

Wir fordern eine bessere Koordi-
nation und das Teilen von Best-Prac-
tices beim Thema KI, insbesondere in 
den Bereichen Forschung, Entwick-
lung von Talenten, Zukunft der Arbeit, 
Industrie und Verwaltung, Inklusion, 
Ethik, Daten und digitale Infrastruk-
tur. KI macht unser Leben bereits jetzt 
leichter. Mit den richtigen Richtlinien 
können wir auf eine Zukunft mit KI-
Systemen hinarbeiten, von der alle 
profitieren.

Flächendeckendes 
E-Government

Wir fordern eine rasche und flä-
chendeckende Umstellung der Ver-
waltung auf E-Government, damit sich 
Bürger_innen unnötige Amtswege 
ersparen und die Verwaltungskosten 
gesenkt werden. Für Bürger_innenbe-
teiligung sollen einfache, transparen-
te und sichere Methoden geschaffen 
werden, um etwa das Unterstützen 

Digitale Infrastruktur ausbauen

Der Ausbau der digitalen Infra-
struktur soll Innovationen in allen 
Regionen fördern. Im nächsten Bud-
get soll die Förderung von Digitalisie-
rungsmaßnahmen und Innovationen 
zur regionalen Entwicklung verstärkt 
Niederschlag finden. Damit alle Re-
gionen gleichermaßen von der Digi-
talisierung profitieren, braucht es eine 
flächendeckende Verfügbarkeit von 
ultraschnellen Internetzugängen in 
ganz Österreich.

 
Vorausschauende 

Regulierungen für disruptive 
Technologien

Es braucht eine gesamteuropäi-
sche Initiative für die vorausschau-
ende Regulierung disruptiver Tech-
nologien. Nur so können wir das 
volle Innovationspotential nutzen 
und möglichst gute Rahmenbedin-
gungen für Investor_innen und For-
scher_innen schaffen. Dazu sollen auf 
europäischer Ebene so schnell wie 
möglich sogenannte regulatory sand-
boxes geschaffen werden, in denen 
Unternehmen und Politik gemeinsam 
Erfahrungen mit neuen Technologien 
sammeln können. Regulierungen 
müssen flexibel genug gestaltet wer-
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auch Onlinemedien fördert, sowie die 
Entwicklung und Anwendung neuer, 
innovativer Technologien in diesem 
Bereich. Es geht darum, Qualität zu 
fördern und neue Spielräume für 
den Journalismus zu schaffen, damit 
dieser seiner demokratiepolitischen 
Informations- und Kontrollfunktion 
nachkommen kann. Wir müssen uns 
eine treffsichere und innovative Me-
dienförderung leisten. Denn Korrup-
tion und Freunderlwirtschaft kosten 
hundertmal mehr, wenn sie nicht auf-
gedeckt werden.

Sündhaft teure Inserate der 
öffentlichen Hand reduzieren

Die Ausgaben der öffentlichen 
Hand für Inserate steigen von Jahr 
zu Jahr. Die nötige Transparenz in 
diesem Bereich gibt es leider immer 
noch nicht. Wir fordern eine Auswei-
tung der Bekanntgabe- und Melde-
pflichten (Aufträge unter 5.000 Euro, 
Rabatte) und eine verstärkte Kontrolle 
des „konkreten Informationsbedürf-
nisses“. Außerdem wäre im Sinne der 
Sparsamkeit, Effizienz und Transpa-
renz anzudenken, die Inserate der 
einzelnen Ressorts basierend auf 
Schalt- und Kommunikationsplänen 
von einer zentralen Stelle (etwa wie in 
Deutschland der Bundespressedienst) 

von Volksbegehren oder Kandidatu-
ren für politische Ämter zu erleich-
tern. Um dem Informationsgefälle 
zwischen Staat und Bürger_innen zu 
begegnen, sind umfassende Transpa-
renzregelungen und ein Grundrecht 
auf Informationsfreiheit nach Ham-
burger Muster mit einer unabhängi-
gen Beschwerdestelle zu schaffen. 

Digitale Kompetenz schaffen

Schüler_innen und Lehrer_in-
nen brauchen Digitale Kompetenzen, 
um die Chancen der Digitalisierung 
zu nutzen. Dazu gehört nicht nur die 
technische, sondern auch die inhalt-
liche Kompetenz, Medien zu nutzen. 
Der kritische Umgang mit Technologie 
und Information ist ein wichtiges Rüst-
zeug für die Informationsgesellschaft. 
Benötigt werden konkrete Kenntnis-
se im IT-Bereich und Basiswissen im 
Programmieren, sowie freier Zugang 
(Open Access) zu Lehrinhalten, um 
das staatliche Bildungsangebot auch 
einem breiteren Publikum zugänglich 
zu machen.

 
Medienförderung neu

Wir fordern eine Reform und Erhö-
hung der Presseförderung hin zu einer 
Medienförderung, die neben Print- 

Kunst und Kultur

Kunst- und Kulturförderungen 
transparenter machen

Bei der Vergabe braucht es effekti-
ve und professionelle Strukturen. Das 
grundsätzlich sehr sinnvolle Beirats-
system muss entpolitisiert werden. 
Wir müssen die Frage stellen, wo För-
derungen Sinn machen und welche 
Bereiche selbstständig funktionieren 
müssen. Wir fordern, dass Doppel-
gleisigkeiten zwischen Bund und Län-
dern abgeschafft werden. Zusätzlich 
braucht es eine Bundeskulturstiftung, 
die ein neues Vergabewesen etabliert.

 
Kunst- und Kulturförderung 

valorisieren

Da die jährliche Kunst- und Kul-
turförderung selten bis nie an die In-
flation angepasst wird, führen gleich-
bleibende Fördersummen zu einer 
realen Förderminderung. Wir fordern 
deshalb, dass die Förderungen jähr-
lich um die Inflationsrate automatisch 
erhöht werden.

schalten zu lassen. So können Inse-
rate besser koordiniert und Rabatte 
ausverhandelt werden. Nicht zuletzt 
sollte es gerade in Wahlkampfzeiten 
Beschränkungen bzw. genaue Regeln 
für Inserate der öffentlichen Hand ge-
ben. 2017 war hier eine fragwürdige 
Steigerung zu beobachten.

Starker, unabhängiger ORF

Gerade in einem kleinen Land wie 
Österreich mit einem großen gleich-
sprachigen Nachbarn kommt dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk eine 
wesentliche Rolle für die Meinungs-
bildung in einem demokratischen 
System zu. Daher braucht es einen 
starken und unabhängigen ORF, der 
sich darauf konzentriert, Inhalte mit 
gesellschaftlichem Mehrwert zu pro-
duzieren und bereitzustellen. Der Ein-
fluss der Politik wird durch die Reform 
der Gremien stark reduziert und ein 
transparenter Umgang mit den öffent-
lichen Geldern durch eine neu aufge-
stellte Struktur sichergestellt.
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Vision für die Kulturnation 
Österreich

Wir brauchen wieder eine klare 
Vision für die Zukunft unserer Kultur-
nation. Das Verkaufen der reichen 
Tradition und die damit verbundene 
Wichtigkeit für den Tourismus sind zu 
wenig. Wir fordern eine ernstzuneh-
mende, ausgearbeitete Kunst- und 
Kulturstrategie, die die Gedanken 
von Kulturschaffenden und Interes-
sensvertretungen einschließt und die 
für die nächsten Jahrzehnte das Pro-
gramm vorgibt.

Strategie für die Bundesmuseen

Die Bundesmuseen brauchen kla-
re Zuständigkeiten und langfristige 
Pläne, die untereinander abgestimmt 
sind. Die Direktor_innenkonferenz 
soll zu einer sinnvollen Abstimmung 
zwischen den Häusern führen. Ohne 
Koordinierung wird weiterhin jedes 
Museum sein eigenes Programm 
durchziehen, um für sich selbst die 
besten Ergebnisse zu erzielen. Des-
halb brauchen wir eine Reform, die 
klare Zuständigkeiten und Abgrenzun-
gen schafft.
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GEMEINSAMES 
ÖSTERREICH: Mehr Chancen

für ein gutes 
Zusammenleben 
durch Respekt 
und klare Regeln
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Das wollen und können wir uns nicht 
mehr leisten. In einer oft überhitzt 
geführten politischen Debatte über 
Integration braucht es daher klar de-
finierte Grundhaltungen und eine ak-
tive Politik. Anstatt politisches Klein-
geld aus Problembeschreibungen zu 
schlagen, sind wir bereit Verantwor-
tung mit Weitblick und Sachverstand 
zu übernehmen.

Es gibt große Schwierigkeiten 
bei der Regelung der legalen Arbeits-
migration nach Europa. Jedes Jahr 
gelangen doppelt so viele Arbeitsmi-
grant_innen, Saisonarbeiter_innen, 
Student_innen, Wissenschaftler_in-
nen und Personen, die durch Famili-
enzusammenführung einreisen, legal 
in die Europäische Union wie irregulä-
re Migrant_innen. Die EU erreicht laut 
OECD nach wie vor nicht annähernd 
ihr volles Potenzial, qualifizierte Fach-
kräfte anzuziehen, die Europa drin-
gend benötigt. Eine funktionierende 
Steuerung der Arbeitsmigration, die 
sich am Bedarf für Fachkräfte orien-
tiert, konnte bislang weder auf EU- 
noch auf nationaler Ebene organisiert 
werden. Reformen für die Blue Card 
scheitern bisher an den EU-Mitglied-
staaten.

GEMEINSAMES ÖSTERREICH: 
MEHR CHANCEN FÜR EIN
GUTES ZUSAMMENLEBEN 

DURCH RESPEKT 
UND KLARE REGELN

Herausforderungen

In den letzten Jahren sehen wir 
einen verstärkten politischen Einfluss 
von Gruppen, die in ihrem Wirken auf 
gesellschaftliche Konflikte und Miss-
stände angewiesen sind. Die Spaltung 
und Herausbildung von Gegensätzen 
sind das Fundament ihres Erfolges. 
Daraus schlagen sie politisches Ka-
pital. Dies hat zu einem gesellschaft-
lichen Klima geführt, in dem sogar 
bereits integrierte Bürger_innen an 
den Rand der Gesellschaft gedrängt 
werden. Gleichzeitig werden proble-
matische Entwicklungen in der Integ-
rationspolitik totgeschwiegen.

Österreich ist ein Land mit Zuwan-
derung und gesellschaftlicher Vielfalt. 
Es gibt daher auch viele Bereiche, in 
denen wir Herausforderungen im In-
tegrationsbereich zu meistern haben. 
Fehlender politischer Gestaltungswil-
le und Versäumnisse in der Vergan-
genheit haben zu einem kostspieli-
gen Reparaturbetrieb und verpassten 
Chancen für die Betroffenen geführt. 

Unkontrollierte Grenzübertritte und 
Binnenwanderungen von Schutzsu-
chenden müssen verhindert werden.

 
Lösungen

Integrationsbereitschaft als 
Kernanforderung

Die Zuwander_innen müssen die 
Bereitschaft mitbringen, sich in eine 
persönlich unbekannte Umgebung 
einzuleben und eigenverantwortlich, 
selbstbestimmt und gemeinsam mit 
ihrem Umfeld den Alltag bestmög-
lich zu bewerkstelligen. Gleichzeitig 
braucht Integrationspolitik auch die 
Bereitschaft der Aufnahmegesell-
schaft: Wenn sie nicht in der Lage ist, 
gemeinsame gesellschaftliche Spiel-
regeln aufzustellen und für deren Ein-
haltung zu sorgen, werden die Fehler 
der Vergangenheit wiederholt. Inte-
gration ist kein einzelner Schritt, den 
ein Mensch einmal setzt, und kein 
unendlicher Prozess; es ist aber ein 
längerer Prozess. Daher stehen die 
politischen Rahmenbedingungen, 
wie wir Integration gestalten, im Zen-
trum. Integrationspolitik ist aus Sicht 
von NEOS für alle verbindlich und soll 
die Zugewanderten aktivieren, eigene 
Schritte zu setzen.

Ganz Europa und so auch Ös-
terreich stand in den letzten Jahren 
durch Flucht- und Migrationsbewe-
gungen vermehrt unter Druck. Die 
EU-Mitgliedstaaten reagierten mit 
unkoordinierten Einzelmaßnahmen 
statt mit einer gemeinsamen euro-
päischen Strategie. Personen, die aus 
wirtschaftlichen Gründen nach Euro-
pa wollten, mischten sich mit Schutz-
suchenden aus Krisengebieten und 
stellten Asylanträge in europäischen 
Staaten. Die Verfahren zur Prüfung 
dieser Anträge dauern nach wie vor 
zu lange und es gibt immer noch mit 
nur sehr wenigen der Top-Herkunfts-
staaten dieser Menschen verlässliche 
Rücknahmeabkommen. Das macht es 
im Falle einer Ablehnung eines Asyl-
antrages schwer, Menschen dorthin 
zurückzuschicken.

Die Europäische Union braucht 
eine Asyl- und Migrationspolitik, die 
nachhaltig ist und rechtsstaatlichen 
Grundsätzen sowie menschenrecht-
lichen Vorgaben gerecht wird. Nicht 
jede_r, der/die das möchte, kann un-
eingeschränkt nach Europa einrei-
sen und hier leben. Es braucht klare 
Regeln dafür. Parallel gilt es, die Per-
sonenfreizügigkeit (Reisefreiheit) in-
nerhalb der Europäischen Union für 
Unionsbürger_innen zu garantieren. 
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len geben. Es muss das Prinzip gelten: 
so viele grundlegende und nachvoll-
ziehbare Gesetze wie sinnvoll, so we-
nige Sondergesetze wie nötig.

Werte- und Orientierungskurse 
mit individueller Integrations-

vereinbarung ausbauen

Die bestehenden Werte- und Ori-
entierungskurse sind mit einer Dauer 
von acht Stunden zu kurz. Sie sind 
dadurch momentan symbolisch und 
wirkungsarm. Die Kurse müssen ähn-
lich wie in Belgien praxisorientiert und 
zielgruppengerecht weiterentwickelt 
und ausgebaut werden.

 
Bildungsauftrag muss 
in der Schule bleiben. 

Kostenlose Ganztagsplätze 
für Schüler_innen an Schulen 
mit einer sehr hohen sozialen 

Herausforderung

Ein problematischer Trend 
durchzieht seit Jahren unser Bil-
dungssystem. Mit der zunehmenden 
Auslagerung des schulischen Bil-
dungsauftrags in die Familien (mit 
den Kindern lernen, Hausaufgaben 
machen, teure Nachhilfe finanzieren, 
etc.) haben es seit Jahren bildungs-
starke und finanziell besser gestellte 

Klare Zuständigkeiten 
auf Bundes-, Landes- und 

Gemeinde- bzw. Städteebene 
aufbauen

Wir fordern ein umfassendes Inte-
grationsgesetz, das Zuständigkeiten 
und Kompetenzen auf allen Ebenen 
definiert. Gegenwärtig gibt es Struk-
turen in Ansätzen. Sie dienen jedoch 
häufig nur dem Schein und leisten 
kaum das, was sie vorgeben. Auf der 
Bundesebene braucht es ein eigenes 
Integrationsministerium mit starken 
Kompetenzstellen in allen relevanten 
Ministerien, die in einem Netzwerk 
zusammenarbeiten. Dieses bindet 
sowohl Zivilgesellschaft als auch Wis-
senschaft ein.

Einheitliches und verständliches 
Integrationsgesetz

Der völlig unübersichtliche und 
sich zum Teil widersprechende Geset-
zesdschungel muss ein Ende haben. 
Es darf nicht sein, dass wegen der 
vielen Spezial- und Sondergesetz-
gebungen selbst Expert_innen das 
Ganze nicht mehr durchschauen. Das 
dient weder der Transparenz noch der 
Nachvollziehbarkeit. Daher soll es in 
Zukunft Spezialgesetzgebungen für 
diverse Zielgruppen nur in Bedarfsfäl-

verpflichtendes Unterrichtsfach ab 
dem ersten Schuljahr sein. Politische 
und weltanschaulich-religiöse Unab-
hängigkeit sind wichtige Anforderun-
gen, die auch mit laufenden Evaluie-
rungen zu gewährleisten sind.

Wirtschafts- und 
Integrationspolitik stärker 

zusammendenken und 
verbinden

Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und 
Integrationspolitik müssen noch stär-
ker zusammengedacht werden als 
bisher. Die österreichische Wirtschaft 
braucht Fachkräfte. Ein effektives Zu-
sammenwirken von öffentlicher Hand 
und Privatwirtschaft ist unabdingbar. 
Jugendliche und junge erwachsene 
Zugewanderte sollen im Hinblick auf 
die Entwicklung des Arbeitsmarktes in 
den nächsten Jahren beraten und mo-
tiviert werden, Ausbildungen in nach-
gefragten Berufsfeldern zu absolvie-
ren. Menschen, die aus humanitären 
Gründen zu uns gekommen sind und 
gefragte Qualifikationen nachweisen 
können, sollen schnell in berufsbe-
zogenen Kursen Deutsch lernen und 
bei Bedarf nachgeschult werden. Da-
durch können sie möglichst rasch und 
unkompliziert einen guten Einstieg in 
den Arbeitsmarkt entsprechend ihrer 

Familien leichter. Bildungsschwache 
Familien werden dagegen massiv be-
nachteiligt. Das verschärft die soziale 
Vererbung von Bildungschancen und 
somit die Ungleichheit. Damit kom-
men die Bildungspotenziale der El-
tern und nicht die der Kinder zum Tra-
gen. Daher fordern NEOS kostenlose, 
ganztägige schulische Angebote für 
Kinder an Schulen mit einer sehr ho-
hen sozialen Herausforderung. Damit 
sorgen wir für echte Zukunftschancen 
von allen Kindern.

Ethik- und 
Religionen-Unterricht

In einer zunehmend fragmentier-
ten Gesellschaft erreichen traditionel-
le Formen der Wertevermittlung nur 
mehr einen Teil der Kinder und Ju-
gendlichen. Ein Unterrichtsfach „Ethik 
und Religionen“ ist ein wichtiger Trä-
ger für eine pluralistische, offene und 
demokratische Gesellschaft. Wissen 
über Religionen stärkt junge Men-
schen in ihrer autonomen Entschei-
dungs- und Handlungsfähigkeit. Auch 
wenn Religion Privatsache ist, ist die 
Auseinandersetzung mit Religionen 
im schulischen Kontext notwendig. 
Sie stärkt zudem das wechselseitige 
Verständnis in unserer pluralistischen 
Gesellschaft. Das Schulfach soll ein 
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Ansprech- und Gesprächspartner_in-
nen mit Sorgfalt wählen. Dafür sind 
Wissen und Forschung besonders 
wichtig. Sie sollten die Grundlagen 
einer vernünftigen Politik ausmachen.

Verstärkte Arbeit mit Gruppen, 
die einen besonders hohen 

Bedarf an Integration 
aufweisen

Einzelne Zuwanderungsgruppen 
stehen vor besonders großen Her-
ausforderungen, wenn es um gesell-
schaftliche Integration, Anerkennung 
und das Zusammenleben geht. Vor-
handene Barrieren, Diskriminierun-
gen und Benachteiligungen befördern 
die sozialen Spannungen bis hin zum 
Rückzug in die eigene Gruppe. Bei Ju-
gendlichen stellt das Gefühl, unfair be-
handelt worden zu sein und keine Per-
spektiven zu haben, einen Nährboden 
für Kriminalität sowie religiöse und 
nationalistische Weltanschauungen 
dar. Dem müssen wir entgegenwirken, 
Jugendliche sollen eine Perspektive 
sehen. Dazu muss die Jugendarbeit 
gestärkt sowie Vertreter_innen aus 
diesen Gruppen gewonnen werden, 
die als Ansprechpartner_innen und 
Verstärker in den jeweiligen Gemein-
schaften wirken. Gleichzeitig müssen 
wir die Zusammenarbeit zwischen 

Kompetenz finden. Zugleich müssen 
die Unternehmen und Betriebe stär-
ker darauf vorbereitet werden, um mit 
einer vielfältigen Belegschaft besser 
umzugehen. In diesem Zusammen-
hang ist es wichtig, dass Vorurteile und 
Diskriminierungen erkannt und abge-
baut werden. Dafür brauchen wir eine 
stärkere Antidiskriminierungs- und Di-
versitätspolitik in den Betrieben.

 
Problematischen, integrations-

störenden Milieus und 
Strömungen keinen Platz 

geben

Religiös begründete Extremismen, 
abwertende Haltungen gegenüber 
Gesellschaftsgruppen sowie Sexismus 
stellen in unserer Gesellschaft ein Pro-
blem dar. Wir schätzen die Meinungs- 
und Religionsfreiheit und entziehen 
daher Vertreter_innen freiheitsfeind-
licher Strömungen den Nährboden 
für ihr Wirken durch Stärkung der li-
beralen und demokratisch gesinnten 
Kräfte. Wir müssen daher dem weitaus 
größeren Teil der nichtorganisierten, 
religiösen und liberal gesinnten Men-
schen eine Stimme geben. Wir setzen 
starke Anreize für Reformbemühun-
gen, kritisches Denken und Stimmen, 
die die bestehenden Verhältnisse hin-
terfragen. Wir müssen generell unsere 

eine sinnvolle Strategie für qualifizier-
te Zuwanderung, die im Idealfall auch 
auf europäischer Ebene umsetzbar 
ist und sich an folgenden Leitlinien 
orientieren soll:

Gesamtstrategie 
erarbeiten: Schaffung eines 

Einwanderungsgesetzes

Derzeit ist der Zuzug nach Öster-
reich in unterschiedlichsten Gesetzen 
und Verordnungen geregelt. Diese gilt 
es zusammenzuführen und zu verein-
fachen, sodass es eine einheitliche Mi-
grationsstrategie geben kann.

Das derzeitige Punkte-System 
der Rot-Weiß-Rot-Karte muss 
dringend überarbeitet werden

Um ein System gesteuerter Zu-
wanderung in Österreich zu etablie-
ren, müssen wir auf ein auf Punkte 
basierendes Kriteriensystem hinarbei-
ten. Dabei werden nicht nur Qualifika-
tion, Sprachkenntnisse oder Arbeits-
erfahrung bewertet, sondern auch 
andere Faktoren, die die gesellschaft-
liche Entwicklung positiv beeinflussen 
(z.B. die noch verbleibenden Beitrags- 
und Arbeitsjahre).

der Polizei und der Sozialarbeit in 
Richtung dieser Gemeinschaften aus-
bauen und ein tragfähiges Vertrauens-
netz aufbauen. Zu diesen Gruppen 
mit einem hohen Integrationsbedarf 
gehören z.B. Teile der tschetscheni-
schen, afghanischen, syrischen und 
somalischen Community. Für diese 
Vertrauens- und Sicherheitsnetze be-
darf es eines Polizei- und Sicherheits-
pakets, das die Vielfalt innerhalb der 
Polizei stärkt. Zusätzlich braucht es 
eine stärker bürgerorientierte Polizei-
arbeit (Community Policing/Manage-
ment) nach schwedischem Vorbild 
und einen strategischen Aus- und 
Aufbau der sozialen Arbeit in allen 
wichtigen Bereichen (Schulen, Flücht-
lingsheimen, Gefängnissen bzw. Jus-
tiz-Bereich).

 
Fachkräfte willkommen heißen: 
Eine österreichische Strategie 
qualifizierter Zuwanderung

Österreich ist auf qualifizierte Zu-
wanderung angewiesen. Wir brau-
chen endlich eine Gesamtstrategie 
und müssen weg von der verkorksten 
Mischung aus quotenbasierten Auf-
enthaltstiteln, Saisonnier-Kontingen-
ten und der komplizierten Rot-Weiß-
Rot-Karte, deren Anforderungen teils 
überschießend sind. Wir brauchen 
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wird. Dadurch kann bereits eine Vor-
auswahl getroffen werden. Daraus 
entsteht ein Pool aus potentiellen 
Arbeitskräften, aus dem sich Unter-
nehmen die für sie geeignetsten Kan-
didat_innen auswählen können. Sie 
treten mit ihnen in Kontakt und führen 
selbständig Bewerbungsgespräche. 
Wer ein Jobangebot erhält, bekommt 
eine höhere Punktezahl. Die Chancen, 
tatsächlich eine Aufenthaltsgenehmi-
gung in Österreich zu erhalten, stei-
gen damit massiv – gleichzeitig ent-
steht kein Zwang, bei einem einzigen 
Unternehmen für einen begrenzten 
Zeitraum beschäftigt sein zu müssen. 
Beispiel: In Kanada existiert ein ähn-
liches Vermittlungssystem. Die kana-
dischen Behörden schöpfen daraus 
regelmäßig Bewerber_innen ab, die 
sie anschließend zur Bewerbung um 
einen Aufenthaltstitel einladen. Deren 
Chancen sind natürlich dementspre-
chend hoch.

Mehr Flexibilisierung und stete 
Anpassung an die Lage am 

österreichischen Arbeitsmarkt

Durch das Plattform-basierte Sys-
tem wird ein System geschaffen, das 
an den Bedarf und die Nachfrage der 
österreichischen Wirtschaft gekoppelt 
ist. Das System wird stets angepasst 

Wichtig ist, was jemand kann 
– nicht welchen Beruf man 

ausübt

Wir wollen weg von der starren 
Systematik, Tätigkeiten in Berufe ein-
zuordnen, hin zu einem System, das 
an Fähigkeiten orientiert ist - dem 
sogenannten Skills Matching. Schon 
jetzt gibt es einen nationalen Quali-
fikationsrahmen, der sich am Euro-
päischen Qualifikationsrahmen (EQR) 
orientiert und eine Vergleichbarkeit 
von in der EU erworbenen Qualifika-
tionen ermöglicht. Dieser muss stetig 
weiterentwickelt werden.

Ein nachfrageorientiertes 
System schaffen: Vermittlung 

via Online-Plattform

Wir fordern die Einführung einer 
österreichischen Online-Plattform. 
Auf dieser können sich die österrei-
chische Arbeitsmarktbehörde (AMS) 
und Unternehmen registrieren. Es soll 
angegeben werden, um welchen Job 
es sich handelt und welches Qualifi-
kationsniveau die gesuchten Arbeits-
kräfte besitzen müssen. Gleichzeitig 
können sich auch jene Menschen, die 
nach Österreich einwandern wollen, 
registrieren, in dem sie ein Online-
Profil anlegen, das sodann überprüft 

Qualifikationsmaßnahmen (Sprach-
kurse, etc.) und Angebote beraten 
werden. Das Verfahren selbst soll bin-
nen eines halben Jahres abgeschlos-
sen werden.

Entbürokratisierung 
vorantreiben

Durch die Schaffung einer Platt-
form und Online-Anmeldung werden 
bürokratische Hürden bei der Bean-
tragung abgebaut. Das Prinzip One-
Stop-Shop (also eine einzige Stelle für 
alle bürokratischen Vorgänge, die für 
eine Einwanderung nötig sind) wird 
dadurch umgesetzt. Bewerber_innen 
laden alle erforderlichen Dokumente 
hoch und erstellen ein Profil. Auflagen, 
wie die derzeit in Österreich geltende 
„Wohnsitzauflage“ und zu hoch ange-
setzte erforderliche Einstiegsgehälter, 
werden abgeschafft. Das Profil kann 
vor Ort im Herkunfts- oder Wohnsitz-
staat angelegt werden.

 
Kampf gegen Lohn- und 

Sozialdumping

Durch die Vermittlung via Online-
Plattform entsteht ein echter Wettbe-
werb um die besten Köpfe, der auch 
dazu beiträgt, dass sich das gebotene 
Entgelt für eine Position angleicht. Da-

und weiterentwickelt und ist somit 
flexibel.

Qualifikationen schon vorab 
klären, anstatt später in 

Nachqualifizierung investieren 
zu müssen

Bewerber_innen, die nach Öster-
reich zuwandern wollen, legen, bevor 
sie in die Online-Plattform aufgenom-
men werden, einen Test ab. Dabei 
durchlaufen sie ein Assessment-Ver-
fahren, in dem ihre Qualifikationen 
(formelle Bildung, Sprachkenntnisse, 
etc.) abgefragt werden. Anhand der je-
weils erreichten Punkteanzahl in den 
einzelnen Abschnitten, wird der Be-
darf an erforderlicher Nachqualifikati-
on (evtl. Sprachkurse, etc.) festgelegt.

Verkürzung der Verfahren

Menschen, die der Arbeit wegen 
nach Österreich kommen wollen und 
die Überprüfung abgeschlossen ha-
ben, sollen binnen acht Wochen Be-
scheid bekommen, ob sie grundsätz-
lich für die Plattform in Frage kommen 
(also Mindeststandards und Qualifika-
tionslevels für die angebotenen Stel-
len erfüllen oder nicht). Wenn nicht, 
sollen sie im betreffenden Herkunfts-
staat über etwaige nachzuholende 



88 89

Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen und potentiellen 

Zuwander_innen fördern

Schon jetzt gibt es zahlreiche 
Unternehmen, die in anderen Staa-
ten aktiv sind und dort beispielsweise 
Ausbildungen nach österreichischen 
Standards an den dortigen Standor-
ten anbieten. Derartige Möglichkeiten 
und Projekte müssen ausgebaut und 
gefördert werden.

Sprachkenntnisse fördern und 
fordern

Berufsspezifische Deutsch- als 
auch Englischkurse müssen ausge-
baut werden. Insbesondere wenn es 
um Familiennachzug geht, muss das 
Beratungs- und Betreuungsnetz für 
diese Gruppe ausgebaut werden.

Gemeinsame europäische 
Asylbehörde mit 

Grundabklärung an der 
EU-Außengrenze

Die großen Herausforderungen 
im Asylbereich können nur mit einem 
gemeinsamen EU-Asylsystem nach-
haltig gelöst werden. Die Schaffung 
einer europäischen Asylbehörde sorgt 
dafür, dass die Standards und Krite-

mit schaffen wir einen weiteren Schritt 
weg vom viel zitierten und befürchte-
ten Lohn- und Sozialdumping: Wer 
eine Fachkraft braucht und anwerben 
will, muss entsprechend entlohnen.

Klare Zielsetzung und Strategie 
im Inland

Österreich braucht ein proaktives 
mittelfristiges Konzept, das u.a. die 
Bedürfnisse des Arbeitsmarkts, die 
nachgefragte Qualifikation der poten-
tiellen Zuwandernden, angepeilte 
Herkunftsregionen und sich danach 
richtende Werbemaßnahmen mitein-
schließt. Auch an heimischen Univer-
sitäten sollen Drittstaatsangehörige, 
die hier einen Abschluss machen, ak-
tiv angeworben werden.

Aktive Anwerbestrategie im 
Ausland

Österreich ist im Wettbewerb um 
die besten Köpfe und muss für diese 
attraktiv sein. Dazu ist es dringend 
notwendig, das Land und den Wirt-
schaftsstandort im Ausland aktiv zu 
bewerben. Wir haben ein gut ausge-
bautes Netz an Außenhandelsstellen, 
das noch weiter ausgebaut werden 
kann – eine bloße Weiterentwicklung 
der ABA reicht dafür nicht aus.

einem gemeinsamen Asylsystem zu 
beteiligen, kann neben monetären 
Konsequenzen den Ausschluss aus 
dem Schengenraum zur Folge haben 
(Schengen 2.0).

Rasche Verfahren und 
konsequente Rückführungen

In den Mitgliedstaaten sollen ra-
sche und qualitätsvolle Verfahren 
durch die Außenstellen der gemein-
samen europäischen Asylbehörde für 
Rechtssicherheit und die Einhaltung 
von völker- und menschenrechtlichen 
Verpflichtungen sorgen. Die maximale 
Dauer bis zur zweitinstanzlichen Ent-
scheidung soll 180 Tage betragen. Bis 
zur Realisierung der EU-Asylbehörde 
werden die Verfahren nach einheit-
lichen europarechtlichen Standards 
von den Behörden der Mitgliedstaa-
ten durchgeführt. Ein negativer Asyl-
bescheid hat eine entschlossene 
Rückführung in die Herkunftsländer 
zur Folge, sofern das Refoulement-
Verbot dem nicht entgegensteht und 
kein Grund für ein humanitäres Blei-
berecht besteht. Dies soll durch die 
Förderung der freiwilligen Rückkehr 
sowie den Ausbau von Rückkehrpro-
grammen erreicht werden.

rien für die Gewährung von interna-
tionalem Schutz einheitlich sind. Dies 
bedeutet, dass anstelle der nationa-
len Asylbehörden eine europaweite 
Behörde für das Verfahren von der 
Antragstellung bis zur Entscheidung 
zuständig ist. In Aufnahmezentren an 
der EU-Außengrenze soll eine Grund-
abklärung durchgeführt werden: 
Schutzsuchende mit hoher Bleibe-
wahrscheinlichkeit (z.B. aus Kriegs-
regionen) werden auf die Mitglied-
staaten verteilt; jene, die aus sicheren 
Drittstaaten kommen und keinen 
Asylgrund glaubhaft machen können, 
werden in die jeweiligen Drittstaaten 
zurückgeführt.

Nach positiver Grundabklärung 
werden die Schutzsuchenden zu-
nächst auf Basis von freiwillig zur 
Verfügung gestellten Resettlement-
Kontingenten auf die Mitgliedstaaten 
verteilt. Sollten diese in Zeiten mit 
hohen Antragszahlen nicht ausrei-
chen, tritt automatisch ein Entlas-
tungsschlüssel zur verpflichtenden 
Aufteilung in Kraft. Dieser wird an-
hand von BIP, Bevölkerung und bis-
her erbrachten Leistungen in Bezug 
auf Asylwerber_innen berechnet, um 
Mitgliedstaaten, die bereits viele Per-
sonen aufgenommen haben, zu ent-
lasten. Die Weigerung, sich an solch 
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tren die Möglichkeit geben, Menschen 
in ihre Herkunftsstaaten rückzuführen, 
wie dies bereits jetzt von der IOM ge-
macht wird. Asylanträge können dort 
keine gestellt werden. Auf diese Weise 
entsteht in den Staaten Nordafrikas 
kein großer Migrationsdruck mehr 
und Länder entlang der Migrations-
routen werden entlastet.

1000 Städtepartnerschaften für 
Europa & Afrika

Städte überall auf der Welt stehen 
vor ähnlichen Herausforderungen. 
Es geht um Wasserversorgung, Ab-
fallwirtschaft, Verkehrsplanung, effi-
ziente Verwaltung, Krankenhäuser, 
Schulen, Sicherheit und vieles mehr. 
Europäische Städte sollen ihre Exper-
tise und ihre Erfahrungen weiterge-
ben. Sie können so gemeinsam mit 
der Europäischen Union direkt vor Ort 
ihren Beitrag dafür leisten, dass sich 
Städte in Schwellen- und Entwick-
lungsländern entwickeln und funktio-
nierende Märkte entstehen können. 
Wir fordern 1000 Partnerstädte für Eu-
ropa, von Tallinn über Wels bis Málaga 
und Thessaloniki und auf der anderen 
Seite des Mittelmeers von Casablan-
ca über Tripolis bis Asmara in Eritrea. 
Die Partnerschaft soll sich, unterstützt 
vom europäischen Ausschuss der Re-

Die EU muss sofort und konse-
quent den Ausbau von Rückführungs-
abkommen mit den wichtigsten Her-
kunftsländern verstärken. Um deren 
Abschluss zu ermöglichen, sollte die 
Europäische Union je nach Verhand-
lungslage und Erfolgsaussicht Anreize 
(wie z.B Entwicklungshilfezahlungen, 
verstärkte Wirtschaftskooperationen, 
Kontingente für legale Migration in 
Form von Arbeitsvisa oder Stipendien) 
bzw. Druckmittel (wie z.B. eine stren-
gere Visapolitik) einsetzen. So werden 
eine gezielte und kontrollierte Migrati-
on und die Einhaltung von völker- und 
menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen gewährleistet.

Schutzzentren entlang der 
Hauptmigrationsrouten

Menschen, die sich – aus welchem 
Grund auch immer – aus ihrem Hei-
matland auf den Weg machen, muss 
die Möglichkeit auf Schutz vor Verfol-
gung und eine menschenwürdige Un-
terbringung gegeben werden. Daher 
fordern wir vom UNHCR und der Inter-
nationalen Organisation für Migration 
(IOM) betriebene Schutzzentren in 
den Top-Herkunftsstaaten und in allen 
Staaten entlang der Hauptmigrations-
routen, damit Menschen dort sicher 
sind. Gleichzeitig soll es in diesen Zen-

schen Somalia und Kenia, Libyen und 
Westafrika.

 

gionen, auf die Expertise der jewei-
ligen Städte konzentrieren, um hier 
maximalen Fortschritt zu erzielen.

Unterstützung der Einrichtung 
von Sonderentwicklungszonen 
entlang der Migrationsrouten

Flucht und Migration finden über-
wiegend zwischen benachbarten 
Entwicklungsländern mit begrenzten 
Aufnahmekapazitäten und wirtschaft-
lichen Möglichkeiten statt. Deshalb 
muss die Europäische Union beson-
ders diese Aufnahmegesellschaften 
unterstützen. Wir setzen uns für die 
Einrichtung von Sonderentwicklungs-
zonen nach den Konzepten anerkann-
ter Expert_innen in diesem Bereich 
ein. Dort sollen der Arbeitsmarkt 
und das Sozialsystem für Flüchtlin-
ge und Migrant_innen voll geöffnet 
sein. Im Gegenzug räumt die EU von 
dort stammenden Produkten einen 
erleichterten Zugang zum EU-Markt 
ein. Dadurch sollen neue Lebensräu-
me entlang der Migrationsrouten ge-
schaffen und die wachsenden Städte 
gefördert werden. Wenn man mehrere 
solche Zonen über verschiedene afri-
kanische Länder verteilt, können dort 
Millionen von Menschen vernünftig 
leben. Mögliche Standorte wären ent-
lang der Migrationsroute sowie zwi-
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SICHERES 
ÖSTERREICH: Mehr Chancen

durch einen Rechtsstaat, 
der  funktioniert  
und auf den man 
vertrauen kann. 
Egal , wer man ist und 
wen man kennt.
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auszustatten, damit der moderne 
Rechtsstaat für die Bürger_innen gut 
funktionieren kann, Entscheidungen 
in angemessener Zeit erfolgen kön-
nen und die Menschen nicht auf ihr 
Recht warten müssen.

Auch im Bereich des Straf- und 
Maßnahmenvollzugs sehen wir Zu-
stände, die eines modernen Rechts-
staates nicht würdig sind. Die teilweise 
veralteten und desolaten österreichi-
schen Justizanstalten sind großteils 
heillos überfüllt. Zu wenige und we-
gen Überstunden überarbeitete Jus-
tizwachebeamt_innen müssen für die 
Sicherung und Resozialisierung von 
Täter_innen sorgen.

Die österreichischen Polizist_in-
nen leisten einen schwierigen, her-
ausfordernden und verantwortungs-
vollen Dienst an unserer Gesellschaft. 
Um ihre Aufgaben erfüllen zu können, 
brauchen sie die notwendigen Res-
sourcen. Derzeit müssen die Beamt_
innen in den Sicherheitsbehörden zu 
viele Überstunden leisten und sind 
im Dienst mit vielen Widrigkeiten be-
lastet. Geld muss dringend in Ausrüs-
tung, Räumlichkeiten und Ausbildung 
investiert werden, statt es in absurde 
Imagekampagnen und Polizeipferde 
zu stecken.

SICHERES ÖSTERREICH:
MEHR CHANCEN DURCH 

EINEN RECHTSSTAAT, 
DER FUNKTIONIERT UND AUF 
DEN MAN VERTRAUEN KANN. 

EGAL, WER MAN IST UND 
WEN MAN KENNT

Herausforderungen

Der Verfassungs- und Rechtsstaat 
ist der zentrale Garant unserer Freiheit 
und das Rückgrat einer funktionieren-
den Demokratie. Deshalb müssen wir 
die Unabhängigkeit und Arbeitsfähig-
keit unserer Justiz und der Sicher-
heitsbehörden gegen Kürzungswahn 
und politische Einflussnahme ver-
teidigen. Parteipolitischem Einfluss, 
intransparenten Postenbesetzungen 
und Interventionen muss ein Ende ge-
setzt werden.

Die Justiz kann aber nur in Zusam-
menarbeit mit einer gut funktionieren-
den Polizei erfolgreich sein. Justiz und 
Polizei sind die ersten zwei Glieder 
einer Kette, die erst durch andere In-
stitutionen im Bereich des Strafvollzu-
ges, der Opferhilfe, der Bewährungs-
hilfe, der Täterarbeit, der Sozial- und 
Präventionseinrichtungen komplett 
wird. All diese Akteure gilt es ganzheit-
lich zu betrachten und entsprechend 

Lösungen

Verfassung und Rechtsstaat 
verteidigen

Extremist_innen bedrohen die 
Grundsäulen unserer Verfassung. Der 
liberale und demokratische Rechts-
staat muss entschieden gegen seine 
Feinde vorgehen, ohne seine Ideale 
dabei aufzugeben. Daher fordern wir 
eine klare gesetzliche Grundlage für 
Verfassungsschutz und Terrorismus-
bekämpfung. Dies beinhaltet eine 
Trennung von Befugnissen des Heeres 
und der Polizei und transparente und 
effektivere Kontrolle durch das Parla-
ment. Die derzeitigen Kontrollmög-
lichkeiten reichen nicht aus. Das Bun-
desamt für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung (BVT) hat 
eine Schlüsselrolle bei der Wahrung 
unserer Sicherheit. Das BVT ist aber 
durch die aus dem Innenministerium 
orchestrierte Hausdurchsuchung und 
die versuchte blaue Machtübernahme 
intern und extern geschwächt. Daher 
stehen wir für eine Professionalisie-
rung des BVT. NEOS setzen sich dafür 
ein, dass Beamt_innen des BVT eine 
fundierte Ausbildung nach internatio-
nalen Standards erhalten, um natio-
nale Sicherheit auf höchstem Niveau 
garantieren zu können. Außerdem 

Eine große Herausforderung stellt 
auch die organisierte Kriminalität dar, 
die sich nicht an nationale Grenzen 
hält. Dabei häufen sich Cyberkrimi-
nalität sowie Menschen-, Drogen- 
und Waffenschmuggel, Geldwäsche, 
Dokumentenfälschung und Umwelt-
verbrechen in ganz Europa und an-
grenzenden Regionen. Diese wirken 
sich auch auf Österreich aus. Sicher-
heitspolitische Herausforderungen 
in angrenzenden Gebieten können in 
Form von Flüchtlingsströmen, aber 
auch organisierter Kriminalität in die 
EU ausstrahlen. Religiöse Fundamen-
talist_innen und Rechtsextremist_in-
nen bzw. globaler Terrorismus stellen 
eine zunehmende Bedrohung für die 
Sicherheit Europas dar. Gleichzeitig 
ist das Österreichische Bundesheer, 
das mit diesen Herausforderungen 
fertig werden muss, chronisch unterfi-
nanziert und mangelhaft ausgerüstet. 
Außerdem schränkt der unverhältnis-
mäßige und teure Assistenzeinsatz an 
der österreichischen Staatsgrenze die 
Handlungsfähigkeit des Österreichi-
schen Bundesheers weiter ein.
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Zustände im Strafvollzug 
verbessern und Komplettreform 

des Maßnahmenvollzugs 
durchsetzen

Die vermehrte Ermittlungstätigkeit 
der Sicherheitsbehörden bedeutet 
mehr Fälle für die Staatsanwaltschaf-
ten und in Folge bei den Gerichten. 
Daher benötigt die Justiz mehr Res-
sourcen. Hinzu kommt, dass 40% aller 
Justizbediensteten in den nächsten 
zehn Jahren in Pension gehen. Diese 
Pensionierungswelle betrifft sowohl 
die Gerichte (dort vor allem das Kanz-
leipersonal und die Rechtspfleger_in-
nen) als auch die Justizanstalten (Jus-
tizwachebeamt_innen). Daher fordern 
wir NEOS, dass rechtzeitig Vorsorge 
getroffen wird, um neues Justizper-
sonal zu rekrutieren und auszubilden, 
damit der Justizbetrieb nicht ins Sto-
cken gerät.

 
Außerdem bedarf es Investitionen 

in neue Infrastruktur und mehr Plan-
stellen im Bereich der Justizwache 
zur Entlastung der Beamt_innen. Es 
braucht auch eine zusätzliche Justiz-
anstalt im Großraum Wien, damit In-
haftierte unter menschenwürdigen 
Bedingungen angehalten werden 
können und das Vollzugsziel, die Re-

fordern wir ein Extremismusreferat, 
das mit internationalen Partnern ko-
operiert und ausreichend Ressourcen 
erhält.

Unabhängigkeit der Justiz 
stärken

Diverse Skandale haben gezeigt, 
dass die Möglichkeit politischer Ein-
flussnahme auf Ermittlungen und An-
klage über das Weisungsrecht des/r 
Justizminister_in, das Vertrauen der 
Bürger_innen in den Rechtsstaat 
untergräbt. Die Unabhängigkeit der 
Justiz und ihre Freiheit von politischer 
Einflussnahme muss garantiert sein. 
Wir fordern deshalb, dass eine unab-
hängige Bundesstaatsanwaltschaft an 
der Spitze der Strafverfolgungsbehör-
den  steht.  Der Bestellungsvorgang 
für die Verwaltungsrichter_innen und 
die Präsident_innen der Verwaltungs-
gerichte muss objektiver und trans-
parenter werden. Das bedeutet, es 
braucht öffentliche Anhörungen und 
ein transparentes Auswahlverfahren, 
das sicherstellt, dass unabhängig 
einer Parteizugehörigkeit die besten 
und fähigsten Personen in diese wich-
tigen Ämter kommen.

Gerichtsgebühren senken und 
Kostenersatz bei Freisprüchen 

im Strafverfahren einführen

Österreich ist bei den Gerichtsge-
bühren eines der teuersten Länder in 
Europa. Der Zugang zum Recht darf 
aber nicht von der Größe der Geld-
börse abhängen. Daher streben wir 
eine generelle Senkung der Gerichts-
gebühren an, damit der Zugang zum 
Recht auch für alle leistbar ist. Im Zivil-
prozess gilt die Regelung „Wer unter-
liegt, der zahlt“, im Strafprozess gibt 
es jedoch keinen Kostenersatz für Ver-
teidigerkosten. Das führt Betroffene 
manchmal zu Unrecht in den Ruin. 
In Strafverfahren ist es der Staat, der 
eine Person wegen einer vermeint-
lichen Straftat anklagt. Kommt die 
Staatsanwaltschaft mit der Anklage 
nicht durch und werden Beschuldigte 
freigesprochen, bleiben sie derzeit auf 
den Kosten sitzen. Daher fordern wir 
NEOS, dass bei Freisprüchen die Ver-
teidigungskosten ersetzt werden.

 

sozialisierung der Straftäter_innen, 
gesichert werden kann.

Weiters steht für NEOS fest, dass 
es eine Haft nur nach strafrechtlicher 
Anlasstat und aufgrund eines Ge-
richtsurteiles geben kann. Eine Prä-
ventiv- oder Sicherungshaft, die nur 
aufgrund einer vermeintlichen Ge-
fährlichkeit einer Person „anlasslos“ 
verhängt werden soll, wird es mit uns 
nicht geben.

Politiker_innenhaftung 
einführen

Immer wieder gibt es Fälle, in de-
nen Spitzenpolitiker_innen grob fahr-
lässig oder verantwortungslos han-
deln und Schäden verursachen, die 
Bürger_innen bis in die nächsten Ge-
nerationen betreffen. Daher fordern 
wir eine klare und effiziente Haftungs-
regelung, wie sie auch für jede_n Ge-
schäftsführer_in eines Unternehmens 
gilt. Im privaten Bereich wird verlangt, 
dass Unternehmer_innen unbefan-
gen, sachkundig, im guten Glauben 
sowie in der Überzeugung, im besten 
Interesse und zum Wohl des Unter-
nehmens zu handeln, Entscheidun-
gen treffen. Genau diesen Maßstab 
fordern wir auch für Entscheidungen 
von Politiker_innen.
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Betroffen sind Privatpersonen und 
Unternehmen ebenso wie der Staat 
und internationale Institutionen. Da-
her müssen wir sowohl bei der Poli-
zei als auch beim Bundesheer die 
Kapazitäten zur Abwehr von Cyber-
angriffen erhöhen, damit Kriminalität 
auch im Cyberspace keine Chance 
hat und die Täter_innen zur Verant-
wortung gezogen werden können. Es 
braucht außerdem Präventions- und 
Informationskampagnen über Cyber-
bedrohungen, damit die Abwehrkräf-
te der Gesellschaft gegen bestimmte 
Formen von Cyberkriminalität (Be-
trug, Manipulation) gestärkt werden. 
Deshalb setzen sich NEOS für Investi-
tionen in die Erwachsenenbildung im 
Bereich digitale und Medien-Kompe-
tenzen ein.

Im Bereich der Cyberabwehr set-
zen NEOS sich für einen Ausbau der 
internationalen Kooperationen Ös-
terreichs ein, besonders innerhalb 
der Europäischen Union. Nur ein ge-
schlossenes europäisches Auftreten 
gegen Cyberangriffe aus zum Beispiel 
Russland, China, Nordkorea oder Iran 
wird im Ausland ernstgenommen. Eu-
ropa muss den Umstand thematisie-
ren, dass Cyberangriffe im großen Stil 
aus diesen Ländern kommen, wenn 

Überwachungsmaß-
nahmen kritisch evaluieren 

und Rechtsschutzsystem 
modernisieren

Der Rechtsstaat muss alles tun, 
um Kriminellen das Handwerk zu le-
gen, aber die Massenüberwachung 
von unbescholtenen Bürger_innen 
ohne konkreten Verdachtsfall darf kei-
nesfalls zur Normalität werden. Auf-
grund der unklaren Regelungen hat 
derzeit niemand in Österreich einen 
Überblick, wie viel der Staat eigentlich 
schon überwacht und welche Erfolge 
dadurch erzielt werden. Wir fordern 
daher eine Evaluierung der gesam-
ten Überwachungsmaßnahmen in 
Österreich. Das Rechtsschutzsystem 
in Österreich ist gut und größtenteils 
auch effektiv, zeigt aber auch so man-
che Lücken (Stichwort: „schlichte Ho-
heitsakte“). So ist es derzeit in Öster-
reich zum Beispiel nicht möglich, sich 
gegen kreditschädigende Aussagen 
oder Falschinformationen von Staats-
organen zur Wehr zu setzen. Das wol-
len wir NEOS ändern.

Cybersicherheit stärken

Keine Deliktsgruppe steigt so stark 
wie die Cyberkriminalität und das bei 
relativ geringen Aufklärungsquoten. 

In Rechtsstreitigkeiten (z.B. VW-Die-
sel-Skandal) sind Einzelkläger_innen 
gegenüber übermächtigen Prozess-
gegnern immer strategisch unterle-
gen. Das gilt sowohl für klagende Kon-
sument_innen, als auch für klagende 
Unternehmer_innen, die sich gegen 
rechtswidrige Praktiken anderer 
mächtigerer Unternehmen zur Wehr 
setzen wollen. Gerade für Unterneh-
mer_innen hat die Sammelklage auch 
Vorteile: So können sich diese zusam-
menschließen und gegen „schwarze 
Schafe“ in ihrer Branche gemeinsam 
vorgehen. Daher stärkt eine Sammel-
klage auch den fairen Wettbewerb – 
das ist gut für den Wirtschaftsstandort 
Österreich. Wir fordern daher die Ein-
führung von Sammelklagen, weil  sie  
zusammenfassen,  was  inhaltlich  zu-
sammengehört. Durch die Verteilung 
des Prozesskostenrisikos auf mehrere 
Kläger_innen und die Zusammenfas-
sung der Ansprüche wird das Justiz-
system effizienter und schneller. Das 
hilft am Ende allen Beteiligten, ent-
lastet das Justizsystem erheblich und 
schafft Rechtssicherheit.

wirtschaftliche Kooperation etc. ver-
handelt werden.

Unabhängige Prüfungen von 
Misshandlungsvorwürfen 
gegen die Polizei schaffen

Das derzeitige System der Unter-
suchung von Vorwürfen polizeilicher 
Misshandlung funktioniert nicht, 
denn bei Beschwerden über polizeili-
ches Verhalten gibt es kaum Folgen. In 
manchen der wenigen medial kolpor-
tierten Fälle wurde bekannt, dass bei 
Fehlverhalten der Polizei disziplinar-
rechtliche Folgen ausblieben - selbst 
bei gerichtlichen Verurteilungen. Wir 
fordern daher ein transparentes, effi-
zientes und unabhängiges Überprü-
fungsverfahren in Fällen von Polizei-
gewalt. Diese bewahren alle Seiten 
vor dem Vorwurf von Voreingenom-
menheit und stärken insgesamt das 
Vertrauen der Bürger_innen in die Si-
cherheitsbehörden.

 
Eine moderne Sammelklage für 
das 21. Jahrhundert einführen

Die Prozessregeln aus dem 19. 
Jahrhundert entsprechen nicht mehr 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
und der Realität des 21. Jahrhunderts 
und des modernen Wirtschaftslebens. 
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jedem Zeitpunkt sichern und verteidi-
gen zu können. Diese Europäische Ar-
mee soll aus Berufssoldat_innen be-
stehen. Die Wehrpflicht in Österreich 
soll der Vergangenheit angehören.

Österreichisches Bundesheer 
für EU-Bürger_innen öffnen

Während die europäischen Streit-
kräfte fast ausnahmslos an Personal-
knappheit leiden, können potenziel-
le europäische Soldat_innen wegen 
ihrer Lebenssituation weder in ihrem 
Heimat- noch in ihrem Gastland 
dienen. In Österreich leben aktuell 
655.200 Personen aus anderen EU-
Staaten. Ein nennenswerter Anteil da-
von könnte grundsätzlich im Österrei-
chischen Bundesheer dienen, wenn 
dies die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen erlaubten. Hinzu kommt, dass 
österreichische Werte und Interessen 
in der Sicherheitspolitik sich heutzu-
tage kaum noch von europäischen 
trennen lassen.

 
Auslandseinsätze werden auf 

europäischer Ebene gemeinsam be-
stritten. Ein_e im Österreichischen 
Bundesheer dienende_r Deutsche_r, 
Slowen_in, Tschech_in oder Dän_in 
ist somit kein_e Söldner_in, sondern 
ein_e europäische_r Soldat_in. Die 

Schritt für Schritt zur 
Europäischen Armee

Bedrohungen für die Sicherheit in 
der Welt sind nicht mehr nur regional, 
sondern global spürbar. Terrorismus 
oder Cyberkriminalität machen nicht 
vor nationalen Grenzen halt. Die Eu-
ropäische Union muss sich zu selbst-
bewussten und verteidigungsfähigen 
Vereinigten Staaten von Europa ent-
wickeln, um in der Welt ernstgenom-
men zu werden. Nur dann können wir 
unsere europäische Art zu leben und 
unsere europäischen Freiheiten nach-
haltig sichern. Alle innereuropäisch 
bestehenden Harmonisierungs- und 
Integrationsmöglichkeiten im Sicher-
heits- und Verteidigungsbereich sind 
voll auszunutzen. Dringend erforder-
lich sind unter anderem eine gemein-
same und gemeinsam finanzierte 
Überwachung und Sicherung des eu-
ropäischen Luftraums. Damit wäre die 
Anschaffung eigener österreichischer 
Abfangjäger überflüssig. Es braucht 
Schritte in Richtung einer europäi-
schen Integration der Kommando-
strukturen bei EU-Missionen. Lang-
fristig wäre eine Europäische Armee 
unter gemeinsamer politischer Füh-
rung, gemeinsamen Oberbefehl und 
parlamentarischer Kontrolle das Ziel, 
um die europäische Souveränität zu 

rüstung (z.B. Fahrzeugflotte des Bun-
desheeres, Drohnen) haben.

EU-rechtswidrigen 
Assistenzeinsatz an der 
österreichischen Grenze 

beenden

Der 2015 als Konsequenz der be-
schlossenen Grenzkontrollen gestar-
tete Assistenzeinsatz des Österreichi-
schen Bundesheeres an der Süd- und 
Ostgrenze Österreichs ist teuer und 
mittlerweile eine völlig unverhältnis-
mäßige Maßnahme, die von Expert_
innen als europarechtswidrig einge-
stuft wird. Insgesamt sind über 800 
Soldat_innen aus sechs Assistenz-
kompanien das ganze Jahr über im 
Assistenzeinsatz tätig. Zusätzlich sind 
selbstverständlich auch noch Sicher-
heitskräfte der Österreichischen Bun-
despolizei im Einsatz. Der finanzielle 
Aufwand steht in keiner Relation zu 
den Zahlen der illegalen Grenzüber-
tretungen aus Ungarn und Slowe-
nien, wo die österreichischen Grenz-
kontrollen bestehen. 2018 kommt 
auf einen im Assistenzeinsatz an der 
Grenze eingesetzten Soldaten nicht 
einmal ein aufgegriffener Flüchtling. 
Angesichts dieser Zahlen ist es völlig 
unglaubwürdig, von einer Bedrohung 
für die öffentliche Ordnung oder die 

Öffnung des Österreichischen Bun-
desheeres für Bürger_innen anderer 
EU-Staaten mit einer Mindestaufent-
haltsdauer in Österreich wäre deshalb 
ein kleiner, aber richtiger Schritt auf 
dem Weg zu effizienter Kooperation 
im Verteidigungsbereich.

Verteidigungsbudget auf 1% des 
BIP stufenweise erhöhen

Das Österreichische Bundesheer 
ist chronisch unterfinanziert. Mit dem 
gegenwärtigen Budget ist es nicht 
möglich, die Aufgaben des Bundes-
heeres zu erfüllen und sich auf kom-
plexer werdende Anforderungen im 
Sicherheitsbereich vorzubereiten. 
Aktuell kann das Bundesheer kaum 
seine Substanz erhalten. NEOS setzen 
sich für eine stufenweise Erhöhung 
des Bundesheerbudgets auf 1% ein. 
Denn wer nicht entweder die Aufga-
benbereiche des Bundesheeres ver-
ringert oder dessen Budget erhöht, 
gefährdet die Sicherheit Österreichs. 
Gleichzeitig stehen wir für einen ver-
antwortungsbewussten Einsatz der 
vorhandenen Mittel beim Bundes-
heer. Prestigeprojekte einzelner Mi-
nister_innen dürfen nicht Vorrang vor 
dringend notwendigen Investitionen 
in die Quartiere der Soldat_innen und 
die Erneuerung grundlegender Aus-
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eine Beibehaltung der Truppenstärke 
in dieser Schwerpunktregion des ös-
terreichischen Bundesheeres ein, bis 
deutliche Verbesserungen in der Re-
gion  bemerkbar  sind und die jeweili-
gen Sicherheitskräfte selbst für Sicher-
heit sorgen können.

 

innere Sicherheit zu sprechen, die die 
Verlängerung von Grenzkontrollen 
rechtfertigen würde. Zudem verkür-
zen die zwei Monate Assistenzeinsatz 
während der Grundausbildung den 
Zeitraum, in dem Grundwehrdiener 
tatsächlich ausgebildet und auch für 
andere Einsätze tauglich gemacht 
werden können. NEOS stehen für eine 
Beendigung des teuren und europa-
rechtswidrigen Assistenzeinsatz an 
der Grenze.

 
Truppenstärke Österreichs 
in der Schwerpunktregion 

Westbalkan erhalten

Das Bundesheer ist derzeit mit 
mehr als 700 Soldat_innen in Bosni-
en- Herzegowina und dem Kosovo im 
Einsatz. Es sind die zwei größten Aus-
landseinsätze Österreichs. Im Kosovo 
beteiligt sich Österreich an der NATO-
geführten Mission KFOR mit derzeit 
422 Soldat_innen, in Bosnien- Her-
zegowina an der EU-Mission EUFOR 
ALTHEA mit derzeit 295. Eine Reduk-
tion der Truppenstärke angesichts der 
Sicherheitslage und Sicherheits- und 
Verteidigungskapazitäten beider Staa-
ten könnten zu einer Verschlechte-
rung der Sicherheitslage führen, die 
umgehend auch Österreich betreffen 
könnte. NEOS setzen sich also für 
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MUTIGES
ÖSTERREICH: Mehr Chancen

durch grenzenlosen 
Zusammenhalt, 
mutig in die 
Vereinigten Staaten 
von Europa
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nationalistisch-populistischer Partei-
en geführt. Die Mitgliedsländer entwi-
ckeln sich unterschiedlich schnell und 
die Idee eines gemeinsamen Europas 
verliert in manchen Staaten immer 
mehr an Zustimmung. Es kommt ver-
mehrt zu Verletzungen der EU-Grund-
werte. Die Europäische Union hat zu 
wenige und zu schwache Instrumen-
te, um das zu sanktionieren.

Es gibt Akteur_innen, die nur ein 
Ziel haben: eine Welt zu schaffen, in 
der den Bürger_innen nicht mehr klar 
ist, was Wahrheit und was Lüge ist. 
Versuche der Einflussnahme durch 
gezielte Finanzierung von Populist_in-
nen und Fake News aus dem Ausland 
zielen darauf ab, die europäischen In-
stitutionen zu destabilisieren. Sie sol-
len das Vertrauen der Bürger_innen in 
diese zerstören. Europa gelang es bis-
her nicht, mit einer einzigen starken 
Stimme eine Antwort auf diese Angrif-
fe zu finden.

Auf nationaler Ebene verfügt Ös-
terreich seit längerer Zeit über keine 
klare außenpolitische Strategie, die 
auf den Leistungen der österreichi-
schen Diplomatie in der Vergangen-
heit aufbaut und neue Herausforde-
rungen und Chancen entsprechend 
abdeckt. So gibt es etwa wiederholt 

MUTIGES ÖSTERREICH:
MEHR CHANCEN DURCH

GRENZENLOSEN 
ZUSAMMENHALT, MUTIG 

IN DIE VEREINIGTEN 
STAATEN VON EUROPA

Herausforderungen

Seit Österreich im Jahr 1994 mit 
Zweidrittelmehrheit für den Beitritt 
zur Europäischen Union gestimmt 
hat, hat sich unter den Bürger_innen 
Skepsis, ja sogar Misstrauen verbrei-
tet. Dafür sind die seitdem regieren-
den Politiker_innen Österreichs mit-
verantwortlich. „Die EU“ ist viel zu oft 
der Sündenbock, wenn auf nationaler 
politischer Ebene etwas schiefläuft. 
Die Regierungen schieben die Schuld 
für Missstände und Blockaden, die sie 
selbst verursacht haben, nach Brüssel 
ab. Für die Unionsbürger_innen ist 
es oft nicht nachvollziehbar, wer im 
komplexen politischen Gebilde die 
Verantwortung trägt und wie man sich 
als Bürger_in am politischen Gestal-
tungsprozess beteiligen kann.

Die Krisen und Herausforderun-
gen der Gegenwart haben zusam-
men mit der gehemmten politischen 
Handlungsfähigkeit der EU in vielen 
Mitgliedstaaten zu einem Aufschwung 

Lösungen

Vereinigte Staaten von Europa

Damit Europa endlich die Erwar-
tungen der europäischen Bevölke-
rung erfüllen kann, muss es demo-
kratischer, handlungsfähiger und 
bürgernäher werden. NEOS wollen 
daher einen mutigen Schritt in die 
Zukunft wagen. Denn nur ein Europa, 
das souverän und handlungsfähig 
ist, kann unseren Lebensstil sichern. 
Dazu brauchen wir grundlegende 
Reformen der Europäischen Union, 
weg von kleinstaatlichen Streiterei-
en, hin zu den Vereinigten Staaten 
von Europa! Wir fordern die Einberu-
fung eines Europäischen Konvents 
mit breiter Bürger_innenbeteiligung.  
So bestehen die besten Chancen, na-
tionalistisch-engstirnige Widerstände 
und politische Blockaden zu über-
winden. Repräsentativ für die Bevöl-
kerung ausgewählte Bürger_innen 
aus ganz Europa sollen gemeinsam 
mit staatlichen und nicht-staatlichen 
Akteuren darüber beraten, wie unse-
re EU in Zukunft aussehen soll und 
wichtige Richtungsentscheidungen 
vorbereiten. Diese Vorschläge sollen 
die Basis für eine Neugestaltung der 
europäischen Verträge sein.

das Bekenntnis, die Staaten des West-
balkans seien ein Schwerpunkt der 
österreichischen Außenpolitik. Doch 
es fehlt an konkretem und messba-
rem Engagement Österreichs in dieser 
Region.

Eine große Herausforderung ist 
auch die österreichische Entwick-
lungspolitik weltweit. Das Budget für 
unser entwicklungspolitisches Enga-
gement in der Welt ist viel zu gering 
und sinkt sogar noch. Es wird ohne 
sinnvolle Strategie stark fragmentiert 
ausgegeben. Österreich bekannte sich 
zwar dazu, das Budget für Entwick-
lungszusammenarbeit auf die von der 
UN gemeinsam beschlossenen 0,7% 
des Bruttonationaleinkommens zu 
heben, jedoch verringerten die Regie-
rungen der vergangenen Jahre diese 
Mittel. Außerdem mangelt es Öster-
reich an einer Strategie und einem 
konkreten Umsetzungsplan für die 
Agenda 2030. Diese beinhaltet 17 Zie-
le für eine nachhaltige Entwicklung 
der Vereinten Nationen, zu der sich 
auch Österreich bekannt hat.
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mindestens eine Million Unterstüt-
zungserklärungen aus mindestens 
einem Viertel der Mitgliedstaaten 
notwendig. Dann muss die Kommis-
sion, wenn das Thema in den Kom-
petenzbereich der Kommission fällt, 
innerhalb von drei Monaten eine Stel-
lungnahme dazu vorlegen und Maß-
nahmen vorschlagen. Allerdings ist 
bisher noch kein einziger Gesetzesvor-
schlag aus einer EBI entstanden. Hier 
muss zumindest die Bereitschaft der 
Kommission steigen, auf Bürger_in-
nenanliegen einzugehen.

 
Zusätzlich soll die Möglichkeit ei-

ner europaweiten Volksabstimmung 
geschaffen werden. Eine bestimmte 
Anzahl von Unterstützungserklärun-
gen einer EBI sollen zu einer verbind-
lichen Volksabstimmung über die 
Thematik führen. Bei diesen Volksab-
stimmungen soll eine doppelte Mehr-
heit erforderlich sein: Sowohl eine 
Mehrheit der europäischen Bevölke-
rung als auch eine Mehrheit der Staa-
ten muss den Vorschlag unterstützen.

Reform der Europawahlen

Wir setzen uns dafür ein, dass zu-
mindest ein Teil der Abgeordneten 
zum Europäischen Parlament über 
gesamteuropäische (transnationale) 

Echte gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik

Die Außenpolitik der Europäischen 
Union und damit der/die Hohe Vertre-
ter_in verdient echten Entscheidungs-
spielraum und die Unterstützung aller 
Mitgliedstaaten. Er/Sie soll ein_e ech-
te_r Außenminister_in für die EU wer-
den. Die Europäische Union soll ihre 
2016 entschiedene, klar wertebasierte 
Europäische Globalstrategie bedie-
nen, anstatt nationalstaatliche Parti-
kularinteressen. Dazu muss auch das 
Einstimmigkeitsprinzip im Bereich 
der Durchführung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
und der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) ab-
geschafft werden. Stattdessen soll per 
qualifizierter Mehrheit entschieden 
werden (55% der Mitgliedstaaten und 
65% der Einwohner_innen). Als Zwi-
schenschritt wäre es denkbar, die An-
wendung des Einstimmigkeitsprinzips 
im Bereich der GASP/GSVP zumindest 
einzuschränken.

Beteiligungsmöglichkeiten für 
Bürger_innen verbessern

Die Europäische Bürgerinitiative 
(EBI) muss reformiert werden. Gegen-
wärtig sind für eine erfolgreiche EBI 

Parlament werden. In der zweiten 
Kammer sollen die Interessen der Mit-
gliedstaaten vertreten werden. Diese 
würde also die Aufgaben des Rates 
übernehmen. Die Abgeordneten der 
zweiten Kammer werden von den 
nationalen Parlamenten entsandt. 
Sie spiegeln in etwa die politische 
Zusammensetzung der nationalen 
Parlamente wider. Darüber hinaus ist 
die historisch gewachsene Aufteilung 
des Europäischen Parlaments auf die 
drei Arbeitsorte Straßburg (die meis-
ten Plenarsitzungen), Brüssel (Aus-
schüsse und Fraktionssitzungen) und 
Luxemburg (Generalsekretariat) nicht 
praktikabel. Daher soll das Parlament 
einen einheitlichen Sitz in Brüssel ha-
ben.

Eine effiziente europäische 
Regierung ohne nationale 

Quoten

Die Kommission muss überschau-
barer und effizienter werden. Wie 
seit 2000 geplant, soll die Anzahl der 
europäischen Kommissar_innen von 
aktuell 28 auf höchstens 15 reduziert 
werden. Ein Rotationsverfahren muss 
eingerichtet werden, da so nicht in je-
der Runde jeder Mitgliedstaat eine_n 
Kommissar_in nominieren kann. 
Nachdem die Mitglieder der Europäi-

Listen gewählt werden. Dies soll durch 
eine Zweitstimme geschehen. Um an-
treten zu dürfen, müssen europäische 
Listen Kandidat_innen aus mehreren 
Mitgliedstaaten aufweisen. So stellen 
wir einen europäischen Wahlkampf 
sicher, der die EU-Wahl aus der Innen-
politik der Mitgliedstaaten heraus-
hebt. Die über transnationale Listen 
gewählten MEPs leisten ihren Beitrag 
zu einem europäisch- politischen Be-
wusstsein. Gleichzeitig soll auch der/
die Kommissionspräsident_in durch 
die Bürger_innen direkt gewählt wer-
den. Dies sichert einerseits die Legi-
timation des/der Präsident_in der 
Kommission und stärkt andererseits 
auch dessen/deren Verbindung zu 
den Bürger_innen.

Ein selbstbewusstes 
Europäisches Parlament mit 

zwei Kammern

Das Europäische Parlament soll 
sich zu einem Ort entwickeln, an dem 
große Debatten über die Zukunft der 
Europäischen Union stattfinden. Mit 
einem verbesserten Wahlrecht ist es 
auch an der Zeit, dass dieses selbst-
bewusste Arbeitsparlament das Recht 
der Gesetzesinitiative (Initiativrecht) 
erhält. Langfristig soll das Europäi-
sche Parlament ein Zwei-Kammern-
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Verletzungen der 
EU-Grundwerte sanktionieren

Die europäischen Mitgliedstaa-
ten müssen im Sinne des Schutzes 
der europäischen Grundwerte eine 
Reform des Artikel-7-Verfahrens (Sus-
pendierung der Mitgliedschaft) be-
schließen. Statt Einstimmigkeit soll 
eine Zweidrittelmehrheit im Europäi-
schen Rat genügen, um eine schwere 
anhaltende Verletzung der Grundwer-
te festzustellen. Darüber hinaus sind 
auf europäischer Ebene andere sinn-
volle Instrumente zu finden, die man 
in einem solchen Fall einsetzen kann. 
So könnte man, je nach Schwere der 
Grundwerteverletzung, etwa auch das 
Stimmrecht nur teilweise, also in be-
stimmten Politikbereichen, für eine 
gewisse Zeit aussetzen. Eine weitere 
mögliche Sanktion für besonders gra-
vierende Verletzungen der Grundwer-
te besteht darin, zukünftige EU- För-
dermittel zu kürzen. Mitgliedstaaten, 
die mit dieser Maßnahme belegt wer-
den, würden im folgenden Finanzrah-
men geringere Mittel bekommen.

schen Kommission aber ohnehin nicht 
die Aufgabe haben, ihren jeweiligen 
Mitgliedstaat zu vertreten, sondern die 
gesamte Europäische Union, ist das 
kein Verlust für die Mitgliedstaaten. 
Österreich soll sich bereit erklären, in 
der ersten Rotationsrunde auf eine_n 
eigene_n Kommissar_in zu verzich-
ten und Verbündete suchen, die dazu 
ebenfalls bereit sind. So wird die be-
stehende Blockade bei dieser Reform 
endlich beseitigt. Langfristig soll die 
Kommission zu einer echten Regie-
rung mit direkt gewähltem Regie-
rungsoberhaupt und von ihm ernann-
ter Kommissar_innen ohne nationale 
Nominierungsansprüche werden. Die 
politische Verantwortlichkeit gegen-
über dem Europäischen Parlament 
soll weiter ausgebaut werden. Diese 
Weiterentwicklung der Kommission 
darf aber nicht zur Folge haben, dass 
die Kommission eine ihrer Hauptauf-
gaben, nämlich die Verfolgung von 
Europäische Unionsrechtsverletzun-
gen durch die Mitgliedstaaten, nicht 
mehr erfüllen kann. Dazu könnte eine 
zu diesem Zweck eingerichtete Ge-
neraldirektion weisungsfrei gestellt 
werden, um politische Einflussnahme 
auszuschließen. Die Aufgabenver-
teilung zwischen Kommissionspräsi-
dent_in und Ratspräsident_in bleibt 
von diesen Reformen unberührt.

mieren und ihren schädlichen Einfluss 
zurückzudrängen.

 
An der gemeinsamen 

Außenpolitik orientierte 
Rüstungsexportkontrolle

Auf europäischer Ebene besteht 
kein einheitliches System der Rüs-
tungsexportkontrolle. Zwar sind 26 
EU-Staaten Mitglieder des Wasse-
naar-Abkommens für Exportkontrol-
len von konventionellen Waffen und 
doppelverwendungsfähigen Gütern 
und Technologien, doch ist dieses 
nicht bindend. Einige EU-Staaten ha-
ben strenge Regeln für den Waffen-
export, andere eher laxe. Das führt zu 
ungleichen Wettbewerbsvorausset-
zungen auf dem innereuropäischen 
Rüstungsmarkt, aber auch zu intrans-
parenten Entscheidungen und einem 
uneinheitlichen Agieren nach außen. 
Wir fordern eine einheitliche und 
bindende Lösung zur Kontrolle von 
Waffenexporten und doppelverwen-
dungsfähigen Gütern. Sie müssen sich 
an den Leitlinien der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und an 
Kriterien wie politischer Stabilität des 
importierenden Staates, Achtung der 
Menschenrechte und daran, ob ein 
Staat in eine kriegerische Auseinan-
dersetzung involviert ist, orientieren.

Strategischer Kampf 
gegen Desinformation und 
Manipulationsversuche von 

außen

NEOS bekennen sich zu starken 
unabhängigen Medien und wollen 
politische Einflussnahme auf die-
se zurückdrängen. Gut informierte 
Unionsbürger_innen sind schwer zu 
täuschen und widerstandsfähig gegen 
Einflussnahme von außen. Der kriti-
sche Umgang mit Information ist ein 
wichtiges Rüstzeug für eine Zeit, in der 
Informationskriege wahrscheinlicher 
werden. Es braucht sowohl die techni-
schen als auch die inhaltlichen Fähig-
keiten, Medien zu nutzen. Wir fordern 
einen Fokus auf Medienkompetenz 
in diversen Testungen, Bildungsstan-
dards sowie der Zentralmatura. Unse-
re Schüler_innen müssen lernen, sich 
eine sachkundige eigene Meinung aus 
der Flut an jederzeit abrufbaren Infor-
mationen zu bilden. Wir setzen uns 
also auch für eine entsprechende Aus-
bildung der Pädagog_innen ein. Auch 
in der Erwachsenenbildung muss 
Österreich im Bereich Medienkompe-
tenz Meter machen. NEOS setzen sich 
für ein entsprechendes Budget auf 
europäischer Ebene für strategische 
Kommunikation ein, um Desinforma-
tionsportale auf lange Zeit zu delegiti-
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hung zu Russland. Für uns sind die 
Prinzipien des Völkerrechts und der 
Menschenrechte in der europäischen 
Friedensordnung nicht verhandelbar. 
Daher stehen wir ausdrücklich zu den 
von der EU verhängten Sanktionen. 
Bei einem substanziellen Einlenken 
Russlands können sie gelockert oder 
aufgehoben werden. Wir müssen in 
die Medienkompetenz der Bürger_
innen investieren, damit diese die 
demokratiegefährdende Propagan-
da von Seiten Russlands erkennen 
können. Gleichzeitig bleiben wir mit 
Russland wirtschaftlich, kulturell und 
politisch eng verbunden und wollen 
Gesprächskanäle offenhalten. Dazu 
fordern wir die Aufhebung der Vi-
sumspflicht für russische Schüler_in-
nen und Studierende sowie aktivere 
Bewerbung von Schüler_innen- und 
Studierendenaustauschprogrammen 
zwischen Russland und der EU und 
die Unterstützung zivilgesellschaftli-
cher Organisationen.

 
Infrastrukturoffensive für den 

Westbalkan

Das Beibehalten der Beitrittsper-
spektive für die Staaten des Westbal-
kans, wie in der Westbalkanstrategie 
der Europäischen Kommission fest-
gelegt, ist ein zentraler Punkt bei der 

Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei abbrechen

Während die Türkei bereits seit 
den 90er Jahren über Kandidatensta-
tus für die Aufnahme in die Europäi-
sche Union verfügt, haben sich nicht 
nur ihre Chancen für einen Beitritt ver-
flüchtigt, sondern offenbar auch ihr In-
teresse daran. Die türkische Regierung 
unterdrückt und inhaftiert Intellektu-
elle und Journalist_innen, Oppositio-
nelle und andere Gegner_innen des 
Erdogan-Regimes. Sie schränkt Min-
derheitenrechte ein und führt Krieg 
gegen die liberale Demokratie. Wenn 
Europa sich selbst ernst nimmt, kann 
es darauf nur eine Antwort geben: 
den Abbruch der Beitrittsverhandlun-
gen. Ungeachtet dessen muss Europa 
weiterhin auf Unterstützung von und 
Dialog mit zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen setzen, die sich für De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit in 
der Türkei einsetzen.

Klare europäische Linie 
bezüglich Russlands

Wir wollen ein unverzügliches 
Ende der Gewalt in der Ostukraine 
und der völkerrechtswidrigen Be-
setzung der Krim sowie den Wieder-
aufbau einer vertrauensvollen Bezie-

Vergemeinschaftung der finanziellen 
Mittel der Entwicklungszusammen-
arbeit auf europäischer Ebene. Damit 
können wir einen effizienten Beitrag 
zur Lösung globaler Herausforderun-
gen und zur Erreichung der Sustaina-
ble Development Goals (SDGs) leisten. 
Alle Agenden und Mittel der EZA sollen 
in einer EU-Implementierungsagentur 
zusammengefasst werden, um einen 
effizienten Einsatz der Mittel mit der 
fachkundigen Expertise der einzelnen 
Mitgliedstaaten sicherzustellen.

Budget für Entwicklungs-
zusammenarbeit Österreichs 

erhöhen

Zu oft wurde schon versprochen, 
dass das Budget für Österreichs En-
gagement in der Welt zur Armutsbe-
kämpfung erhöht wird, ohne dass Ta-
ten folgten. Österreich braucht einen 
gesetzlich bindenden Stufenplan, um 
das Ziel der UN – ein Budget für die 
Entwicklungszusammenarbeit von 
mindestens 0,7% des Bruttonational-
einkommens – in den nächsten fünf 
Jahren zu erreichen und zu übertref-
fen. Bei einer Vergemeinschaftung auf 
EU-Ebene soll der Beitrag Österreichs 
ebenfalls mindestens 0,7% des BNE 
betragen.

Weiterentwicklung der Beziehungen 
der EU mit dieser für uns so wichtigen 
Region. Die Europäische Union ist der 
größte Investor und Handelspartner 
der Westbalkanstaaten. Damit diese 
schneller an uns heranrücken, die EU-
Investments abgesichert werden und 
der Markt für weitere Investitionen 
geöffnet wird, um Arbeitsplätze zu 
schaffen, braucht es eine Infrastruk-
turoffensive. Diese beinhaltet einen 
massiven Ausbau des Straßen-, Schie-
nen-, Strom- und Telekommunika-
tionsnetzes (Glasfaser) sowie saube-
rer Energieformen. Das ist zwar sehr 
kostspielig, bringt aber in der Nach-
barschaft der Europäischen Union auf 
lange Sicht mehr als Entwicklungs-
projekte und Symptombekämpfung 
im Sicherheitsbereich. Um ein gutes 
Umfeld für europäische Investments 
und somit die Schaffung von Arbeits-
plätzen zu gestalten, braucht es eine 
verlässliche Infrastruktur.

Finanzielle Mittel für 
die Entwicklungspolitik 

vergemeinschaften

Öffentliche Entwicklungshilfeleis-
tungen sind die Grundlage dafür, in 
Partnerländern eine Verbesserung der 
Lebensqualität der Menschen zu er-
reichen. Wir sind mittelfristig für eine 
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Eine echte Strategie für die 
Umsetzung der Agenda 2030

Die Agenda 2030 im Regierungs-
programm lediglich namentlich zu er-
wähnen, reicht nicht aus. Wir fordern 
die Umsetzung der Rechnungshof-
empfehlungen von 2018. Es braucht 
eine klare Strategie und einen kon-
kreten Umsetzungs- und Zeitplan für 
die Sustainable Development Goals 
(SDGs) und klar definierte Verantwort-
lichkeiten auf Bundes-, Landes- und 
Gemeindeebene. Außerdem muss Ös-
terreich sofort einen ersten nationa-
len Fortschrittsbericht erstellen und 
der UN vorlegen. Alle EU-Staaten bis 
auf Österreich und Bulgarien haben 
das bisher getan.

Nationale Entwicklungs-
zusammenarbeit auf die 

österreichischen Schwerpunkte 
fokussieren

Österreich verteilt seine ohnehin 
dürftigen Mittel für Entwicklungs-Zu-
sammenarbeit ohne klare Strategie 
und nach dem Gießkannenprinzip 
auf zu viele Empfänger. In Anbetracht 
der geringen Größe unseres Landes 
und unseres Entwicklungsbudgets ge-
messen am Hilfsbedarf in der Welt ist 
es sinnvoll, sich wieder auf die öster-
reichischen Schwerpunktländer bzw. 
-regionen zu besinnen.

 
Diese sind einerseits die am we-

nigsten entwickelten, ärmsten Länder 
(LDCs) und andererseits die Länder 
der östlichen bzw. südöstlichen Nach-
barschaft der EU. Außenpolitischen 
und sicherheitspolitischen Schwer-
punkten Österreichs folgend setzen 
wir uns dafür ein, dass österreichische 
EZA-Mittel dort ausgegeben werden, 
wo Österreich über entsprechende 
Expertise verfügt. So können wir mit 
unseren geringen finanziellen Mög-
lichkeiten einen nennenswerten Bei-
trag leisten.




